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Gemeinderath. 


Hlenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien v. 19. Februar 1892 
unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig; die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre das nachſtehende Schreiben zur Kenntnis 
des Gemeinderathes zu bringen: 

Se. königliche Hoheit der Herzog von Cumberland, Herzog zu Braunſchweig 
und Lüneburg, Höchſtwelche bislang der früheren Gemeinde Penzing alljährlich 
für die Armen einen Betrag geſpendet haben, wünſchen dieſe Gepflogenheit bei⸗ 
zubehalten und haben für das Jahr den Betrag von Dreihundert Gulden zu 
beſtimmen geruht. (Beifall.) n | 

Euer Hochwohlgeboren habe ich die Ehre genannten Betrag hiereben zu 
überreichen, mit der ergebenften Bitte, mir den Empfaug geneigteſt beſtätigen 
zu laſſen. N . . cs 

Die von Penzing einlangenden Heinen Bittgeſuche, die bis jetzt der Gemeinde 
Penzing zur eventuellen Berückſichtigung übergeben worden ſind, werde ich mir 
geſtatten an Euer Hochwohlgeboren Bureau, reſpective an das Bezirksamt des 
XIII. Bezirkes, von Zeit zu Zeit einzuſenden, falls Euer Hochwohlgeboren mir 
nicht eine andere Adreſſe hierfür bekannt geben follten. (Beifall.) 

Wien, Penzing, den 13. Februar 1892. 

Die Verſammlung ſpricht den Dank aus. 

2. Ich habe weiters die Ehre, zur Kenntnis zu bringen, daßs 
die Erben nach dem, Ende des Jahres 1891 verſtorbenen Ludwig 
Timmel, Liqueur⸗Fabrikant in Unter⸗Meidling, aus Anlajs des 
Ablebens desſelben den Betrag von 300 fl. zur Vertheilung unter 
die Armen der vormaligen Gemeinde Unter-Meidling geſpendet 
haben. (Bravorufe.) 

Wird der Dank ausgeſprochen. 

3. Weiters habe ich die Ehre zu berichten, dafs der Herr kaiſerl. 
Rath J. E. A. Ruthmayer einen Betrag von 100 fl. zur 
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Tilgung von Steuer-Rückſtänden armer Geſchäftsleute im VIII. Be⸗ 
zirke erlegt hat. (Bravorufe.) 

Der Umſtand, dajs dieſer Betrag direct bei der Haupteaſſe 
erlegt wurde, iſt die Urſache, daſs dieſe Spende erſt jetzt zur Kenntnis 
des Gemeinderathes gebracht werden kann, weil erſt der Bericht 
über dieſe Spende an das Präſidium eingelangt iſt. 

Die Verſammlung ſpricht den Dank aus. 

4. Herr Julius Hellmann, Fabrikant, hat dem Herrn Bürger— 
meiſter zur Vertheilung an bedürftige, noch nicht ſchulpflichtige 
Kinder ohne Unterſchied der Confeſſion einen Betrag von 100 fl. 
übergeben. (Bravo.) 

Es wird der Dank ausgeſprochen. 

5. Der Vorſteher des XII. Bezirkes theilt mit, daſs Frau 
Mathilde Lippitt, geb. Miller v. Aichholz, für die Armen 
des XII. Gemeindebezirkes Meidling einen Betrag von 100 fl. in 
Speiſemarken geſpendet hat und erſucht, dieſe Spende dem Gemeinde— 
rathe zur Kenntnis zu bringen. 

Wird der Dank ausgeſprochen. 

6. Herr Gem.⸗Rath Simon entſchuldigt ſein Ausbleiben von 
der heutigen Sitzung wegen Unwohlſein, ebenſo Herr Gem. Rath 
Markl, welcher geſchäftlich verhindert iſt, zu erſcheinen. 

7. Den Herren Gem.-Räthen Boſchan und Schieferl wurden 
mit Rückſicht auf ihre Krankheit Urlaube bewilligt, dem erſtgenannten 
von 14 Tagen, dem zweiten von 4 Wochen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

S. Ich bringe weiters zur Kenntnis eine Zuſchrift des Ver— 
waltungsrathes der Wiener Handels-Akademie (liest): 

Löblicher Magiſtrat! 
Der Verwaltungsrath des Vereines der Wiener Handels⸗Akademie hat 


mit Vergnügen von dem Juhalte der unter G.⸗Z. ann ddo. 22. Jänner 


1892 an die Direction der Wiener Handels-Akademie gerichteten Note Kenut- 
nis genommen, durch welche derſelben mitgetheilt wird, dass der wohllöbliche 
Gemeinderath der Stadt Wien ſich zufolge Pleuar-Beſchluſſes vom 15. Jänner 
1892, Z. 3147 beſtimmt gefunden hat, die mit Beſchluſs vom 1. December 1871, 
Z. 4821 gegründeten zwei Stiftplätze au der Wiener Handels ⸗Akademie, bezüg⸗ 


lich welcher das ſtatutariſche Beſetzungsrecht im Juli 1891 abgelaufen war, 


wieder zu erneuern und hiefür den Betrag von 6300 fl. zu widmen. 
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Der Verwaltungsrath beeilt fich, für dieſen hochherzigen Act dem wohl⸗ 
löblichen Gemeinderath ſeinen ergebenſten Dank auszuſprechen und erklärt gleich⸗ 
zeitig, daſs infolgedeſſen dem wohllöblichen Gemeinderath nach Artikel 6 der 
Vereinsſtatuten durch zwanzig Jahre, d. i. vom Beginn des Studienjahres 
1891/92 bis zum Schluſſe des Studienjahres 1910/11 das Recht gewahrt 
bleibt, jedes Jahr zwei geeignete, vom wohllöblichen Gemeinderathe nominierte 
Schüler an der Wiener Handels-Akademie unentgeltlich unterrichten zu laſſeu. 

Dieſes dem wohllöblichen Gemeinderathe der Stadt Wien zuſtehende Recht 
wurde unter einem in dem hierortigen Stiftungsbuche II, auf Fol. 3 bis 4 
und 5 bis 6 ordnungsmäßig eingetragen und wird bis zum Schluſſe des 
Studienjahres 1910/11 genau in Evidenz gehalten werden. 

Der Verwaltungsrath benützt dieſe Gelegenheit, einem wohllöblichen 
Gemeinderath und einem löblichen Magiſtrat ſeiner vollſten Hochachtung zu 
verſichern. 

Wien, am 6. Februar 1892. | 

= ö 3 Der Verwaltungsrath 
des Vereines der Wiener Handels-Akademie. 


Wird zur Kenntnis genommen. 


9. Ich habe die Ehre, eine Interpellation des Herrn 
Gem.⸗Rathes Jedliöôka zu beantworten: 

In dieſer Interpellation wird darauf hingewieſen, das der 
Transport von Thiercadavern in Wien, insbeſonders in den dicht 
bevölkerten Bezirken, nicht mit der nöthigen Vorſicht und nicht 
unter Anwendung der nöthigen Fahrbetriebsmittel vorgenommen 
wird, dass darin eine Gefahr für die Bevölkerung liege, und es 
wird die Frage geſtellt, warum dieſe Cadaver nicht in gut geſchloſſenen 
Wagen transportiert werden, ob in dieſer Hinſicht Vorſchriften 
beſtünden, und wenn ja, warum ſie nicht gehandhabt werden. 

Ich habe die Ehre, darauf zu erwidern, dajs die Cadaver 
von kleineren Thieren, alſo von Hunden, Katzen, Ziegen, Schweinen :c., 
mittelſt geſchloſſenen Wägen, welche im Innern an den Wänden 
mit Blech ausgeſchlagen und hiedurch gegen den Austritt einer 
Flüſſigkeit verſichert ſind, nach ihrem Beſtimmungsort (Waſen— 
meiſterei in Kaiſer-Ebersdorf) transportiert werden. 

Zur Abfuhr der Cadaver gefallener oder getödteter Thiere 
dienen ſogenannte Rollwägen, auf welchen dieſe Thiere, in Theer— 
plachen gut eingehüllt, gelegt werden. Dieſe Transport— 
weiſe entſpricht auch den Durchführungsbeſtimmungen zum Reichs— 
geſetze vom 29. Februar 1880, betreffend die Abwehr und Tilgung 
anſteckender Thierkrankheiten. 

Auf ſolche Art werden nur friſche Cadaver abgeführt und kann 
daher bei der gegenwärtigen Einrichtung das allgemeine Geſundheits— 
wohl gewiſs micht gefährdet ſein. . 

In Verweſung übergegangene Aſer großer Thiere kommen in 
Wien nicht vor, weil gefallene, todte Thiere ſofort dem Waſen— 
meiſter übergeben und fortgeſchafft werden. 

Nach 8. 15 der Inſtruction für den Wafenmeifter in Wien 
ſind zum Transport der Aſer zweckmäßig conſtruierte, von der 
Behörde approbierte Wägen zu verwenden. 

Die vom Waſenmeiſter verwendeten Transportwägen ſind vom 
Magiſtrate approbiert und befinden ſich im guten, gebrauchsfähigen 
Zuſtande. 

10. Weiters habe ich die Ehre, eine Interpellation des Herrn 
Gem.⸗Rathes Kaſpar zu beantworten, welche dahin geht, es 
mögen Schritte gemacht werden, um die Verlängerung der Tramway— 
Geleiſe nach Pötzleinsdorf herbeizuführen. 


Diesfalls habe ich zu erwidern, daſs die Tramway-Geſellſchaft 


erklärt hat, derzeit nicht in der Lage zu ſein, mehrfach geäußerten 
Wünſchen nach Verlängerung ihrer beſtehenden Linien zu ent— 
ſprechen (Rufe: Hört !), weil die von ihr conceſſionsmäßig zuge— 
ſicherte Betriebsordnung bisher noch immer nicht erlaſſen wurde. 


Der Stadtrath hat den Beſchluſs gefaſst, beim Handels-Mini⸗ 


ſterium auf endliche Löſung der Frage der conceſſionsmäßigen 
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Tarife der Betriebsordnung und ſohin des Programmes für die 
Ausgeſtaltung der Linien zu dringen. 

Speciell wegen Fortführung der Geleiſe bis Pötzleinsdorf 
wurde im Stadtrathe der Beſchluſs gefaſst, es ſei mit der 


Tramwah-Geſellſchaft neuerlich in Verhandlung zu treten und ſeien 


mit derſelben, wenn möglich, Bedingungen über die Fortführung 
dieſer Linie feſtzuſtellen. Die im Hinblicke auf dieſen Stadtraths— 
Beſchluſs eingeleiteten Verhandlungen ſchweben noch und kann 
daher derzeit darüber ein Reſultat noch nicht bekanntgegeben 
werden. 

Ich bitte den Einlauf zu verleſen. 


Schriftführer Gem.- Bath Schreuckh (liest): 


11. Zuſchrift an den Bürgermeiſter, eingelangt vom 


Bezirks⸗Ausſchuſſe des X. Bezirkes Favoriten, welche lautet: 


Löblicher Gemeinderath! 

Die in den jüngſten Tagesblättern enthaltenen Nachrichten in Betreff der 
Wiener Verkehrsanlagen erwecken die Beſorgnis, dafs dieſe Anlagen im heurigen 
Jahre nicht mehr in Angriff genommen werden. 

Iſt nun einerſeits die Inangriffnahme und Ausführung der Verkehrs— 
anlagen für die Entwicklung der geſammten Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
und deren geſellſchaftliches Leben von eminenter Wichtigkeit, jo haben anderer- 
ſeits einzelne Bezirkstheile des neuen großen Gemeinweſens, darunter der 
X. Bezirk, ein beſonderes Jutereſſe an der Durchführung dieſer Arbeiten. 

Durch die Hinausſchiebung der Verzehrungsſteuerlinie weit außer die 
Grenzen des bisherigen Steuerrayons wurden der Bevölkerung ſowohl der 
neuen Bezirkstheile als auch des X. Bezirkes große Laſten aufgebürdet. Durch 


die von der hohen Regierung eingebrachten Vorlagen über die großen Wiener 


Verkehrsanlagen wurde in dieſem Theile der Bevölkerung die Hoffnung wach— 
gerufen, dass fie für die großen Opfer, die fie zu bringen hat, wenigſtens in 
etwas entſchädigt werde, dajs ſie Theil haben werde an dem kräftig pulſierenden 
Leben der Großſtadt, daſs für fie der Zeitpunkt gekommen ſei, ſelbſt Bewohner 
einer Großſtadt zu ſein. 

Nun ſoll dieſe Hoffnung wieder nicht in Erfüllung gehen! 

Und noch ein Anderes kommt hinzu. Ein großer Theil der Wiener 
Bevölkerung und ſo namentlich des X. Bezirkes, gehört dem Arbeiterſtande an, 
9 ein Hauptbeſtandtheil der Arbeiterbevölkerung ſind die Bau— 
arbeiter. 

In dieſen wurde durch die vorgedachten Vorlagen die Hoffnung auf 
lohnenden Verdienſt auf lange Zeit geweckt; werden ſie in der jetzigen ſchweren 
Zeit in dieſer Hoffnung getäuſcht, ſo iſt die Beſorgnis gewiſs nicht unbegründet, 
dass ſich derſelben eine gewiſſe Unruhe bemächtigt. | 

Inu Ausführung des in der außerordentlichen Plenarſitzung vom 15. Fe⸗ 
bruar 1892 einſtimmig gefaſsten Beſchluſſes des Bezirks-Ausſchuſſes Favoriten 
beehre ich mich nun, an deu löblichen Gemeinderath mit der Bitte heran— 
zutreten, alles nur mögliche ins Werk zu ſetzen, damit die drohende Ver— 
zögerung in der Juangriffnahme der Wiener Verkehrsanlagen hintan— 
gehalten werde. 


12. Eine ähnliche Zuſchrift iſt auch von Seite des Vorſtandes 
des XIV. Gemeindebezirkes Rudolfsheim eingelangt. Sie lautet 
(liest): 

Wohllöbliches Gemeinderaths-Präſidium! 
Der Bezirks-⸗Ausſchuſs Rudolfsheim hat in feiner Sitzung vom 16. d. M. 
einſtimmig den Beſchluſs gefaßst, ein wohllöbliches Präſidium zu bitten, gütigſt 
auf jede mögliche Weiſe Einfluſs zu nehmen, dafs die drohende Verzögerung 
der Inangriffnahme der Wiener Verkehrsanlagen hintangehalten werde. 
Obwohl der Bezirks⸗Ausſchuſs überzeugt iſt, dass ein wohllöbliches 
Präſidium ohnehin für die Intereſſen der Geſammtbevölkerung möglichſt ein— 
treten wird, glaube man doch ohne Überſchreitung der Competenz dieſe Bitte 
mit der Begründung vorbringen zu dürfen, dafs infolge der geſchäftlichen 
Stagnation unter der hierortigen zahlreichen Arbeiterbevölkerung große Noth 
herrſcht und eine Belebung der gewerblichen Thätigkeit daher für unſeren Bezirk 
beſonders dringend erſcheint. 
XVI. Gemeinde⸗Bezirk Rudolfsheim. 
Wien, am 17. Februar 1892. 


13. Interpellation des Gem.⸗Nathes Schlögl: 

Ein ſehr ſtark fühlbarer Übelſtand macht ſich im Gumpendorfer Schlacht— 
hauſe dadurch bemerkbar, dass die Beleuchtung der Schlachtbrücken in dieſem 
Schlachthauſe mit Petroleum geſchieht, daher dieſe eine ſehr primitive zu nennen 
iſt, umſomehr, wenn man vedenft, daſs die Großſchlächter vemüſſigt fund, ſchon 
zeitlich morgens an ihre Arbeit zu gehen. 5 

Nachdem in ſämmtlichen Schlachthäuſern Wiens dieſem Übelſtande ſchou 
lange dadurch abgeholfen, daſs die Gasbeleuchtung eingeführt wurde, fo erlaubt 
ſich der Gefertigte an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene Aufrage 
zu richten, ob er nicht, geneigt wäre, feinen bewährten Einfluſs auch dahin 


anzuwenden, daſs dieſer Übelſtand ehebaldigſt behoben und, gleichwie in anderen 
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Schlachthäuſern, auch dort die Gasleitung eingeführt werde, umſomehr, da die zu 
entrichtende Schlachtgebür in dem vorerwähnten Schlachthauſe ebenſo erhöht 
wurde, als wie die in den mit allem Comfort eingerichteten Schlacht— 
häuſern Wiens. 

Wien, am 12. Februar 1892. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Dieſe Interpellation 
wird in der nächſten Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

14. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 

In der öffentlichen Sitzung des Wiener Gemeinderathes vom 12. d. Mts. 
haben ich und meine Genoſſen den Antrag geſtellt, es wolle das Stadtbauamt 
mit der Ermittelung eines geeigneten, inmitten des XIX. Wiener Ge— 
meindebezirkes gelegenen Bauplatzes zur Erbauung eines Amtshauſes für 
dieſen Bezirk beauftragt und zur ſchleunigen Berichterſtattung angewieſen werden. 

Am nächſten Tage brachten mehrere Wiener Tagesblätter, von welchen 


ich insbeſondere die „Neue Freie Preſſe“, das „Illuſtrirte Wiener Extrablatt“ 
und das „Neue Wiener Tagblatt“ nenne, in der Rubrik „Gemeindeange- 
legenheiten“ den Bericht über dieſen meinen Antrag in entſtellter Form, indem 


ſie — und dazu noch unter der Spitzmarke: „Ein Krankenhaus für 
den XIX. Bezirk“ ſchrieben, Gem.-Rath Steiner habe die Erbauung 
eines Krankenhauſes inmitten des XIX. Bezirkes beantragt. 

Ich will hier nicht die Frage berühren, ob dieſe falſche Berichterſtattung 
eine abſichtliche oder unabſichtliche war; ich für meinen Theil bin bei der 
bekannten Qualität der genannten Blätter der Anſicht, dafs dieſelben mit 
Abſicht gelogen haben, vielleicht um mich bei meinen Wählern zu verdächtigen — 
aber ich glaube, daſs es Aufgabe des Herrn Bürgermeiſters, beziehungsweiſe 
der ihm unterſtellten Amtsorgane, insbeſondere der geehrten Redaction des 
Amtsblattes der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien wäre, die ſich gewiss 
pflichtmäßig mit der Luſtrierung der Wiener Blätter zu befaſſen hat — der⸗ 
artigen Lügen oder jagen wir Irrthümern der Wiener Tagespreſſe mit amt— 
lichen Richtigſtellungen entgegen zu treten. 

Ich frage daher: 

1. Hat der Herr Bürgermeiſter von dem Umſtand 
Kenntnis erlangt? 

2. Was gedenkt derſelbe von amtswegen in 
Wiederholungsfällen vorzukehren, um zu veranlaſſen, 
daſs die Verhandlungen des Wiener Gemeinderathes 
wahrheitsgemäß und ohne Lügen oder Verdrehungen 


* 


zur Kenntnis der Offenutlichkeit gelangen? 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich habe die Anſchauung, 
daſs hier eigentlich eine reine Privatangelegenheit beſprochen iſt. 
Inſoferne es ſich um amtliche Veröffentlichungen der Sitzungen 
des Gemeinderathes handelt, verweiſe ich auf das Amtsblatt. Im 
Amtsblatt wird, wie ich vorausſetze — ich habe die betreffende 
Stelle nicht zur Hand — der Antrag des Herrn Gemeinderathes 
gewiſs wahrheitsgetreu und vollinhaltlich abgedruckt fein. Ich 
mufs aber doch erklären, dafs es nicht Sache des Bürgermeiſters 
iſt, amtlich darüber zu wachen, dafs nicht irgend ein Journal über 
irgend ein Vorkommnis, darunter auch über ein Vorkommnis im 
Wiener Gemeinderathe, unrichtige Mittheilungen bringt. Es muis 
das als eine reine Privatſache den einzelnen Mitgliedern des 
Gemeinderathes überlaſſen bleiben, ſie haben genug geſetzliche 
Mittel in der Hand, um Berichtigungen herbeizuführen. Ich erkläre 
aber nochmals: Amtlich wird der Herr Bürgermeiſter gewils nicht 
einſchreiten können und es iſt dies auch nicht ſeine Pflicht. (Wider⸗ 
ſpruch links.) 

Schriftführer Gem.-Rath Schreuckh (liest): 

15. Interpellation des Gem.⸗Nathes Hteiner: 

Nachdem die Religionslehrer ſeit dem 15. September 1891 keine Remu⸗ 
neration für die Ertheilung des Religionsunterrichtes an den ſtädtiſchen Schulen 
in einigen neuen Bezirken Wiens erhalten haben, ſtellt der Gefertigte die 
Anfrage: 

Iſt dem Herrn Bürgermeiſter dieſe Thatſache bekannt, 
und was gedenkt derſelbe zu verfügen, damit die Reli— 
gionslehrer an den ſtädtiſchen Schulen baldigſt in den 
Bezug der ihnen gebürenden Remunerationen für die 
Ertheilung des Religionsunterrichtes geſetzt werden? 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe darauf nur 
zu bemerken, dass dieſe Angelegenheit eigentlich den Herrn Bürger— 
meiſter nichts angeht, ſondern den Bezirksſchulrath. Es iſt eine 
Angelegenheit der Bezirksſchulbehörde. Ich werde, glaube ich, in 
den Intentionen des Interpellanten handeln, wenn ich dieſe Inter— 
pellation dem Vorſitzenden des Bezirksſchulrathes zumittle. (Rufe 
links: Liberaler Bezirksſchulrath!) Ich bitte ſehr, ſich dieſe Be— 
merkung gefälligſt zu erſparen. Es handelt ſich hier um eine 
Behörde und ich kann nicht dulden, dass dieſelbe hier verunglimpft 
werde. Ich bitte auch im Auge zu behalten, dajs die Herren hier 
keine Immunität genießen. (Sehr gut! rechts. — Widerſpruch 
und Heiterkeit links.) ö 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schrenckh (liest): 

16. Interpellation des Gem. ⸗Nathes Wimberger. 

Ich erlaube mir an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu 
richten, ob er davon Kenntnis hat, dafs die für Wien beſtimmten galiziſchen 
Schweine in Biala fünf Tage Contumaz halten müſſen, während dieſer Vorgang 
bei den übrigen Städten Oſterreichs nicht beobachtet wird. 

Durch dieſe Verordnung der hohen Regierung wird die Wiener Bevöl— 


kerung, namentlich die ärmeren Claſſen arg getroffen, weil ſich dadurch bei der 


ohnehin herrſchenden großen Theuerung der Lebensmittel der Preis des Schweine— 
fleiſches noch um ſechs Kreuzer per Kilogramm erhöht. 

Ich erſuche daher den Herrn Bürgermeiſter, die geeig— 
netſten Schritte zu unternehmen, damit dieſe, die vitalſten 
Intereſſen der Bewohner Wiens ſo arg ſchädigende 
Verordnung in kürzeſter Zeit aufgehoben werde. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Ich glaube, es iſt der 
Intention des Interpellanten beſſer entſprochen, wenn dieſe Inter— 
pellation als Antrag behandelt wird. Denn das wird, glaube ich, 
wenig Intereſſe erregen, ob der Bürgermeiſter Kenntnis davon hat; 
wohl aber iſt es richtig, daſs, wenn ſich etwas dagegen thun läßt, 
das mit größter Beſchleunigung erfolge. Ich werde alſo dieſe 
Interpellation als Antrag behandeln (Zuſtimmung) und ſie dem 
Stadtrathe zuweiſen. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schreuckh (liest): 

17. Interpellation des Gem.⸗Nathes Frauenberger. 
Se. Excellenz der Herr Finanzminiſter hat heute im Abgeordnetenhauſe 
die Geſetzentwürfe über die Steuerreform eingebracht. | 

Bezüglich der Erwerbſteuer, welche verbleibt, wird gejagt, daſs dieſelbe 
contingentiert wird. 

Das Contingent wird durch Erwerbſteuer-Commiſſionen aufgetheilt, welche 
zur Hälfte von den Steuerpflichtigen des betreffenden Bezirkes, zu einem Viertel 
von der Handelskammer, zu welcher dieſer Bezirk gehört, gewählt, und zum 
letzten Viertel vom Finanzminiſter ernannt werden. | 

Bei der hohen Wichtigkeit dieſer Commiſſionen für alle Erwerbſteuer— 
pflichtigen ohne Ausnahme, und bei dem Umſtande, als die gegenwärtigen 
Steuer-Adminiſtrationen ſich mit Vorliebe ſeit ihrem Beſtehen geheimer Ver— 
traueusmänner bedienen, die wohl den gewerblichen Kreiſen entnommen, aber 
ihres Alters oder anderer Urſachen wegen oft ſchon ſeit langer Zeit den Ge— 
Anfra ganz ferne ſtehen — richte ich an den Herrn Bürgermeiſter die höfliche 
Anfrage: N 


1. ob derſelbe nicht geneigt wäre, ſchon jetzt die ein— 
leitenden Schritte zu unternehmen, damit in dieſe 
Commiſſionen nicht etwa eine Anzahl der jetzigen ge— 
heimen Vertrauensmänner gewählt werde, ſondern dass 
deren Wahl öffentlich, und dafs dieſelbe den geſchäftlichen 


und gewerblichen Kreiſen auch wirklich entnommen 


werden. 

2. Wäre der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt, zur 
Wahl in dieſe Commiſſionen die Mitglieder der Bezirks 
vertretungen in erſter Linie ins Auge zu faſſen? 

Wien, 19. Februar 1892. . 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe den Eindruck, 
daſs dieſe Anregung ſehr verfrüht iſt. Es handelt ſich um eine 
Geſetzesvorlage, welche wie es ſcheint, — ich habe davon noch 


322 
nicht in der Zeitung geleſen — heute im Abgeordnetenhauſe das 
Licht der Welt erblickt hat, und es wird aus dieſer Geſetzesvor— 
lage citiert, daſs in Zukunft das Contingent durch Commiſſionen 
aufgetheilt werden ſoll, welche zur Hälfte aus den Steuerpflichtigen 
des Bezirkes zu wählen find. Offenbar mit Rückſicht darauf fragt 
der Herr Interpellant, ob der Herr Bürgermeiſter nicht jetzt ſchon 
Schritte unternehmen ſolle, damit in dieſe Commiſſion nicht etwa 
eine Anzahl der jetzigen geheimen Vertrauensmänner gewählt werde. 
Nun kann, meine Herren, wenn dieſe Commiſſionen von den 
Steuerpflichtigen gewählt werden, weder der Bürgermeiſter von 
Wien noch ſonſt irgend eine Perſönlichkeit die Steuerpflichtigen 
veranlaſſen, gewiſſe Perſonen nicht zu wählen. Es mußs den 
Steuerpflichtigen überlaſſen bleiben, jene Perſonen zu wählen, in 
welche ſie Vertrauen ſetzen. Das kann niemand ändern. Dann heißt 


es weiter, daſs deren Wahl öffentlich ſein und dieſelben geſchäftlichen 


und gewerblichen Kreiſen entnommen werden ſollen. Das iſt Sache 
der Wähler, welchen Kreiſen ſie ihre Vertreter entnehmen; ob die 
Wahl öffentlich ſein wird oder nicht, hängt von dem Geſetze ab. 
Meines Erachtens kann der Bürgermeiſter in dieſer Richtung gar 
nichts thun, gewijs nicht jetzt. (Zuſtimmung.) 

Die zweite Frage iſt, ob der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt 
wäre, bei der Wahl in dieſe Commiſſion die Mitglieder der Bezirks— 
vertretungen in erſter Lie ins Auge zu faſſen. 

Ich glaube, es iſt eine vollkommene Verkennung der that— 
ſächlichen Verhältniſſe. Hier handelt es ſich um ein Geſetz, welches 
jetzt in Berathung ſteht, und dieſes Geſetz, wie immer es ausfallen 
möge, wird beobachtet werden müſſen, auch wenn es uns nicht 
angenehm iſt. Ich glaube alſo nicht, dafs heute der Herr Bürger— 
meiſter in dieſer Richtung irgend etwas vorkehren kann und halte 
den Gegenſtand damit für erledigt. 


Schriftführer Gem.-Rath Schreuckh (liest): 
18. Interpellation des Gem.-Nath Scheidl: 


Montag, den 15. d., waren am Central-Viehmarkte in dem Stande 
Nr. 17e von den Herren Franz Titz, Karl Biberſchütz und J. Winkler 63 Stück 
ſchwere Ochſen deutſcher Race zum Verkaufe angehäuft. Da aber in einem 
Stande höchſtens 35 Ochſen Platz haben und durch das Zuſammendrängen der 
Thiere der Käufer behindert iſt, dieſelben auzuſehen und zu ſchätzen, andererſeits 
aber an dieſem Tage noch viele Stände frei waren, ſomit die Nothwendigkeit 
keineswegs vorhanden war, die Thiere zuſammenzupferchen, ſo erlaube ich mir, 
an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu richten: 


ob er geneigt iſt, dieſen Übelſtänden am Central— 
Viehmarkt ſchleunigſt abzuhelfen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet. 


Schriftfüßrer Gem. »Nath Schreuckh (liest die Anfrage aus 
nachſtehender Interpellation): 

19. Interpellation des Gem.⸗Nathes Jedlicka: 

Bei den Wiener Tramway-Geſellſchaften wird zur Reinigung der Schienen 
von Schnee ein chemiſches Mittel angewendet, welches Mittel den Schuee zum 
ſchmelzen bringt und verhindert, dass die Schienen-Rinnen eingefrieren. 

Für die Tramway⸗Geſellſchaften iſt der Zweck erreicht, jedoch auf Unkoſten 
der Bevölkerung, und zwar aus mehrfachen Gründen: erſtens wird der armen 
Bevölkerung der Verdienſt entzogen, zweitens wird dadurch das Publicum ge— 
ſchädigt, weil dieſes chemiſche Mittel nicht nur die Eigenſchaft hat, den Schnee 
zu zerſetzen, ſondern wenn es durch die Zerſetzung des Schnees flüſſig geworden, 
hat es auch die Eigenſchaft, alles andere zu zerſetzen, ſo die Kleider und die 
Beſchuhung der Paſſanten ſowie auch den Anſtrich der lackierten Wägen, ja es 
iſt der Gebrauch eines ſolchen Mittels für die Hunde, jpeciell für die Zughunde, 
ſogar ein Vergehen gegen das Thierſchutzgeſetz, in dem es die Füße der in 
en eintretenden Thiere aufätzt und ihnen große Schmerzen ver— 
urſacht. 

Ein Spritzer dieſer Flüſſigkeit auf die Kleider verurſacht bleibende Flecke. 

Dieſe Übelſtände machen ſich ſchon bei einer Temperatur tief unter Null 
fühlbar, umſomehr aber wenn die Temperatur nur wenige Grade Wärme oder Kälte 
hat. Bei einer ſolchen Temperatur bilden fi in den Straßen, durch welche die 
Tramway gehen, ganze Pfützen von ſolcher ätzender Flüſſigkeit, während die 


der armen Bevölkerung alles 
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Straßen, durch welche keine Tramway geht, trocken, reſpective gefroren bleiben 
und den Paſſanten ſowie den Fuhrwerksbeſitzern die Paſſage, ohne an ihrem 
Eigenthum Schaden erleiden zu müſſen, geſtatten. 

In Anbetracht des Umſtandes, dafs durch die Verwendung dieſes chemi— 
ſchen Mittels die Paſſanten an ihrer Beſchuhung und Bekleidung Schaden 
erleiden, in weiterer Erwägung, daj3 die Lohnfuhrwerksbeſitzer und Fiaker ſowie 
Private an ihren Wägen, durch Anſpritzen und Aufätzen des Wagenanſtriches 
Schaden erleiden, in endlicher Erwägung, daßs die Verwendung dieſes chemiſchen 
Mittels in Bezug auf die Hunde geradezu gegen das Thierſchutzgeſetz verſtoßt, 
erlaubt ſich der Gefertigte an den Herrn Bürgermeiſter folgende Anfragen 
zu richten: 

Iſt es den Tramwahy-Geſellſchaften in ihren Ver— 
trägen mit der Commune gejtattet, zur Reinigung der 
Schienen auch Mittel zu verwenden, durch welche das 
Publicum an ſeinem Eigenthum Schaden erleidet? 

Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, im Intereſſe 
zu veranlaſſen, um den 
Armſten, wenigſteus einem kleinen Bruchtheile derſelben, 
durch die Abſtellung der Verwendung dieſes ſchädlichen 
Mittels eine Arbeit zu verſchaffen und die Bevölkerung 
vor Schaden zu ſchützen? 

Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, mit allen 

kitteln dahin zu wirken, damit, wenn auch nicht gleich 
jetzt, ſo doch längſtens bis zum kommenden Winter 
die Tramway-Geſellſchaften verhalten werden können, 
dieſen Übelſtand abzuſtellen? 

Wien, am 18. Februar 1892. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wird in der nächſten 

| Aich 

Sitzung beantwortet werden. (Rufe links: Ganz verleſen!) Ich 
bitte, die Herren wiſſen, daſs wir immer den Vorgang beobachtet haben, 
wo es irgend angeht, zur Zeiterſparnis nur die wichtigſten Stellen 
aus ſolchen Eingaben zur Verleſung zu bringen, weil im Amts— 
blatt ohnehin jeder Antrag und jede Interpellation vollinhaltlich 
zum Abdruck gelangt. Ich glaube, dajs die Verſammlung nicht im 
Zweifel iſt, worum es ſich eigentlich handelt. Hier handelt es ſich 
um das Mittel, welches die Tramway anwendet, um ihre Schienen 
von Schnee freizuhalten. Wenn aber die Verleſung gewünſcht wird, 
ſo wird ſie erfolgen. (Rufe rechts: Nein!) Aber wir haben viel 
zu thun, es ſteht viel auf der Tagesordnung. 

Gem.-Nath Värtl (zur Geſchäftsordnung): Die Geſchäfts⸗ 
ordnung ſagt: Interpellationen ſeien zu verleſen. Ich möchte nicht, 
dass gerade dieſe Interpellation ganz verleſen werde, aber ich 
möchte auch nicht, daßs ein Präjudiz geſchaffen werde, daſs Inter— 
pellationen in der Folge nicht ganz verleſen werden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Das iſt auch nicht der 
Fall. Schließlich muſs jede Beſtimmung vernünftig gehandhabt 
werden. Ich bitte, in der Verleſung fortzufahren. 

Schriftführer Gem.-Rath Schrenckh (liest): 

20. Interpellation des Gem.-Nathes Djörup: 

Mit Rückſicht darauf, daſs die Vertagung der Beſchluſsfaſſung im Reichs- 
rathe über die Wiener Verkehrsanlagen nunmehr leider eine unumſtößliche 
Thatſache iſt; mit Rückſicht darauf, daſs hiedurch unzweifelhaft im günſtigſten 
Falle bloß die Inangriffnahme eines ſehr geringfügigen Theiles der Vor— 
bereitungsarbeiten zu den Verkehrsanlagen im Baujahre 1892 noch wird 
bewerkſtelligt werden können; mit Rückſicht auf die notoriſche Nothlage, welche durch 
die Verzögerung in dieſer Richtung bei dem Bau- und den betheiligten Gewerben 
vorausſichtlich eintreten wird und zum Theile ſchon vorhanden iſt und dringende 
Abhilfe, ſoweit es in den Kräften der Commune Wien ſteht, erheiſcht; mit 
Rückſicht auf den Umſtand endlich, dajs mit dem Momente der Inangriffnahme 
der Verkehrsanlagen eine ſehr bedeutende Steigerung der Baumaterialien und 
Arbeitslöhue zu gewärtigen iſt, fo daſs bei Vergebung und raſcher Inaugriff⸗ 
nahme der in der nächſten Zeit auszuführenden Communalarbeiten, insbeſondere 
der Schulbauten, eine bedeutende Erſparung für den Communalſäckel zu 
erzielen wäre; 

gedenkt der Herr Bürgermeiſter mit Rückſicht auf 
dieſe hervorgehobenen Umſtände Veranlaſſung zu treffen, 
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daſs die für das Jahr 1892 bereits präliminierten 
und für das Jahr 1893 in Ausſicht genommenen 
Communalarbeiten der Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien derart beſchleunigt werden, daſs deren Inangriff— 
nahme ſofort bewerkſtelligt werden könne? 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Meiner Anſicht nach 
handelt es ſich hier um einen in die Form einer Interpellation 
gekleideten Antrag. Wo es ſich um Geldauslagen handelt, kann 
nur der Gemeinderath entſcheiden, insbeſondere bei dieſen großen 
Arbeiten, wo bedeutende Summen in Frage kommen. 


Stadtrathe zur Berichterſtattung zuzuweiſen. (Rufe: Einverſtanden!) 
— Dieſe Eingabe geht daher an den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Schrenckh (liest): 


und Genoſſen: 


In Aubetracht des allgemein anerkannten, ſelbſtloſen und hingebungs— 
vollen Wirkens der Wiener Freiwilligen Rettungs-Geſellſchaft, welche laut ihren 
Berichten ſeit ihrem elfjährigen Beſtande in über 40.000 Unglücksfällen aller 
Art in der erſprießlichſten Weiſe den Bewohnern der Stadt Wien Hilfe geleiſtet 
hat, in Erwägung des Umſtandes, daſs Reich und Land „in Anerkennung der 
menſchenfreundlichen Wirkſamkeit der Geſellſchaft“ derſelben eine Subvention 
in Ausſicht geſtellt, reſpective bereits zugeſtanden hat, in fernerer Berückſichtigung, 
daſs die Wiener Freiwillige Rettungs-Geſellſchaft eine Muſteranſtalt iſt, welche 
den Impuls zur Gründung ſolcher Anſtalten mit den gleichen Einrichtungen 
und Zielen in allen anderen Ländern gegeben, in Erwägung daſs — wie all⸗ 
gemein bekannt — die Geſellſchaft in letzterer Zeit mit derartigen finanziellen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hat, daßs ihr weiterer Fortbeſtand in Frage ge— 
ſtellt iſt und dieſe finanziellen Schwierigkeiten ſich vorzugsweiſe daraus ergeben, 
daſs bei dem nun bedeutend vergrößerten Territorium der Stadt Wien die 
Anforderungen an die Geſellſchaft ſich ſelbſtredend von Tag zu Tag mehren, 
während gleichzeitig die freiwilligen Beträge, von welchen bis jetzt leider die 


Geſellſchaft erhalten worden iſt, ſpärlich fließen, mit Rückſicht darauf, dafs bei der 


allgemein anerkannten Nothwendigkeit der Geſellſchaft, im Falle der Beſtand der— 
ſelben aufhören ſollte, an die Commune Wien — welche in erſter Linie dazu 
berufen erſcheint — die Nothwendigkeit herantreten würde, entweder die Geſell— 
ſchaft zu erhalten, oder mit einem bedeutenden Koſtenaufwande die Agenden 
der Geſellſchaft zu übernehmen, ſtellen die Gefertigten den Dringlichkeits— 
Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: 

Es ſei der Wiener Freiwilligen Rettungs-Geſell— 
ſchaft eine jährliche Subvention von zehntauſend Gulden 
zu bewilligen und in Anbetracht der ſo miſslichen Lage 
der Geſellſchaft rückwirkend derſelbe Betrag auch für 
das Jahr 1891 zu genehmigen. 

An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

22. Dringlichkeits-Antrag des Gem.-Rathes Bartl 
und Genoſſen: 

Nachdem die Vereinigung der Vororte mit Wien vollzogen iſt, ſo folgert 
daraus auch die Gleichſtellung des Straßenbenützungs-Beitrages der Tramway⸗ 
Geſellſchaft in den Vororten, mit jenem Betrage der in den alten Wienerſtraßen 
geleiſtet wird. ö 

Es wird deshalb beantragt, der Gemeinderath wolle beſchließen: 


Der Magiſtrat werde beauftragt, unter Anſchluſs 
der Verträge Bericht zu erſtatten, ob aus Anlaſs der 
Vereinigung Wiens mit den Vororten irgend eine 
Anderung betreffs des Straßenbenützungs-Beitrages 
von Seite der Tramway-Geſellſchaft oder eine dement— 
ſprechende Mehrleiſtung ſich ergibt. 

An den Stadtrath. | 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schreuckh (liest): 

23. Antrag des Gem.-Bathes Dr. Stenzl: 

Die k. k. Geſellſchaft der Arzte unter dem Präſidium des k. k. Hofrathes Prof. 
Dr. Billroth in Wien, iſt das wiſſenſchaftliche Centrum für die geſammten 


Arzte der Stadt Wien, ſie iſt eine der älteſten und wiſſenſchaftlich einflußreichſten 
Corporationen, deren Berathungen in dem Organe „Die Wiener kliniſche Wochen- 


Wenn in 
dieſer Richtung eine Anregung gegeben werden ſoll, wäre es richtig, 
dieſer Eingabe die Form eines Antrages zu geben und ihn dem 
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ſchrift“, in welcher auch die Verhandlungen der Geſellſchaft, die Arbeiten der 
Profeſſoren und Arzte und die Ergebniſſe der Forſchungen und Erfahrungen 
auf dem Gebiete der mediciniſchen Wiſſenſchaft, wie auch auf dem Gebiete des 
öffentlichen Geſundheitswohles veröffentlicht werden. , 

Der Verkehr zwiſchen Profeſſoren und prakticierenden Arzten ift eine ım- 
bedingte Nothwendigkeit und hat im allgemeinen Intereſſe den Vortheil, dass 
durch den mündlichen Gedankenaustauſch, Erfindungen und Entdeckungen, durch 
Befragen und Belehrungen, allen Arzten verftändnismäßig zugänglich gemacht, 
und auf die richtige Anwendung und den wahren Wert zurückgeführt werden, 
wodurch die Arzte Wiens immer auf der Höhe der Wiſſenſchaft und einer 
beſonderen Leiſtungsfähigkeit erhalten werden. Es iſt außer Zweifel, dass ein 
kräftiges Gedeihen und Wirken dieſer Geſellſchaft für die Bevölkerung von Vor— 
theil iſt, und der Gemeinderath der Stadt Wien hat ſchon dadurch, dafs er das 
Urtheil der k. k. Geſellſchaft der Arzte, beiſpielsweiſe vor der Aulage der Hoch— 
quellenleitung und bei der in Ausſicht genommenen Reviſion der Bauordnung 
für eu angeſprochen, die wiſſenſchaftliche Autorität dieſer Körperſchaft 
anerkannt. 

Die gegenwärtig der k. k. Geſellſchaft der Arzte in Wien leihweiſe über— 
laſſenen Localitäten in der k. k. Akademie der Wiſſenſchaften, reichen für Sitzungen, 


Leſezimmer und Bibliothek, bei der durch die Erweiterung von Wien ſich ſteigernden 


Mitgliederzahl, nicht mehr aus. — Die Geſellſchaft hat demnach beſchloſſen, gleich 
anderen großen Körperſchaften, wie: bildende Künſtler, Muſiker, Architekten und 


Ingenieure — ein eigenes Heim zu gründen. 


21. Dringlichkeits-Antrag des Gem.-Nathes Seiler 


Die Geſellſchaft hat mit ihren beſcheidenen Mitteln einen Bauplatz im 
IX. Bezirke, Fraukgaſſe, Gruppe III 2, mit großen Opfern erworben, und iſt 
nunmehr in der Zwangslage den Bau nicht vollſtändig ausführen zu können, und 
bleibt ein Reſt von 25.000 fl. unbedeckt, welcher durch Gönner und Freunde des 
ärztlichen Standes aufzubringen wären. | g 3 

Mit dem Baue zuzuwarten, iſt mit Rückſicht auf den ſchon erwähnten 
Platzmangel und die bei Sitzungen und großen Verſammlungen durch Gas, raſche 
Überheizung, erzeugte und ungeſunde Luft unthuulich; dazu kommt noch, dafs 
im Jahre 1894 die Geſellſchaft deutſcher Naturforſcher und Arzte in Wien tagen 
wird, und es nur wünſchenswerth und der großen Stadt Wien würdig wäre, 
dafs die k. k. Geſellſchaft der Arzte die fremden Gelehrten im eigenen Heim 
begrüßen könne. 

Arztliche Geſellſchaften anderer Länder haben ihr eigenes Heim, maß— 
gebende Factoren: Souveraine, Stadt, Land und Gemeinden habe hiezu bei— 
getragen, und fer nur nebenbei-erwähut, dafs der Gemeinderath der Stadt 
Budapeſt in neueſter Zeit der königlichen Geſellſchaft der Arzte daſelbſt zu ihrem 
kürzlich begonnen Baue den Betrag von 15.000 fl. geſpendet hat. 

Mit Rückſicht auf all das bisher Angeführte und namentlich auf den Umſtand, 
dass die Koryphäen der Wiſſenſchaft mit den praktiſchen Arzten in ſtetem Contacte 
ſein ſollen, was nur für die Bevölkerung und das öffentliche Geſundheitswohl 
von Vortheil ſein kann, und den ſchließlichen Umſtand, dafs durch Aufführung 
eines ſolchen Baues Geſchäftsleuten und Arbeitern Verdienſt geſchaffen wird, 
beantrage ich, der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: 


es ſei der k. k. Geſellſchaft der Arzte in Wien zum 
Ausbaue ihres Hauſes eine einmalige Beitragsleiſtung 
in einer von demſelben zu beſtimmenden Höhe zu ge: 
währen. 

An den Stadtrath. 


24. Antrag des Gem-Bathes Schlögl und Conſorten: 

Nachdem die jetzt noch beibehaltene gleichlautende Benennung von Straßen 
und Gaſſen in den zur Commune Wien einbezogenen Vororte-Bezirken zu vielen 
Irreführungen und Täuſchungen, ſowie zur ſchlechten Orientierung für Gewerbe— 
treibende und für die geſammte Bevölkerung weſentlich beitragen, ſo ſtellen die 
ergebenſt Gefertigten folgenden Dringlichkeits-Autrag: 


Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, es 
möge mit aller Beſchleunigung dahin gewirkt werden, 
daſs die Durchführung der Neubenennung der gleich— 
namigen Straßen und Gaſſen in den bereits beſtehenden 
19 Bezirken Wiens ſofort in Angriff zu nehmen ſei. 

An den Stadtrath. 


25. Antrag des Gem.-RNathes Stiaßny und Genoſſen: 

Durch die im heurigen Jahre aus bekannten Gründen ſpäter erfolgende 
Berathung des Hauptvoranſchlages für das Verwaltungsjahr 1892 wird auch 
die Beſchluſsfaſſung über die Ausführung verſchiedener öffentlicher 
Arbeiten durch das Plenum des Gemeinderathes und die Vergebung dieſer 
Bauarbeiten ſpäter als in anderen Jahren erfolgen können. 

Da es mit Rückſicht auf die Lage des Baugewerbes dringend geboten 
erſcheint, wichtige, unaufſchiebbare Arbeiten ſchon mit Begiun der Bau ſaiſon 
in Angriff nehmen zu laſſen, fo ſchlagen die Autragſteller vor, die Projecte 
von einigen dieſer Arbeiten, nämlich Tanal-Neu- und Umbauten, ſowie 
Neu- und Zubauten von Volks- und Bürgerſchulen ſchon jetzt dem 
Gemeinderathe zur Genehmigung vorzulegen, ein Vorgang, welcher — insbeſondere 
bezüglich der Canalbauten — ſeit Jahren vom Gemeinderathe beobachtet wurde. 
Durch die baldige Vergebung dieſer Arbeiten werden aber nicht nur Bau— 
handwerker mehrerer Kategorien, ſondern auch Gewerbetreibende, die 
in den verſchiedenſten Bezirken domicilieren, Beſchäftigung finden. 
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Die Gefertigten ſtellen demnach folgenden, einer dringenden Behand— 
lung zuzuführenden Antrag: 


1. Der Stadtrath wird erſucht, das Präliminare 
über die currente Erhaltung der Canäle, ſowie über 
die Canal-Neu- und Umbauten, enthalten im Haußt— 
voranſchlage für das Verwaltungsjahr 1892, unter 
Gruppe VI, Ausgabs-Rubrik XXVII, I noch vor der Be: 
rathung über das Geſammtbudget dem Gemeinderathe 
vorzulegen, damit die Offertausſchreibungen für die 
Vergebung der Canalbauten im präliminierten Betrage 
von fl. 34.000 unverzüglich erfolgen könne. 

2. Der Stadtrath wird erſucht, die Projecte für die 
im heurigen Jahre in Ausſicht genommenen Neu- und 
Zubauten von Volks- und Bürgerſchulen, welche im 
Hauptvoranſchlage unter Gruppe XI, Ausgabs-Rubrik 
XLIII mit dem Betrage von fl. 948.800 vorgeſehen 
ſind, eheſtens zum Behufe der ungeſäumten Bauvergebung 
dem Gemeinderathe vorzulegen. 

An den Stadtrath. 


26. Antrag des Gem.-Aathes Rückauf und Genoſſen: 

Unſere Ringſtraße, welcher in gerechter Weiſe den Stolz der Haupt- und 
Reſidenzſtadt Wien bildet, leidet vom Schönheitsſtandpunkte aus an dem einen 
Übelſtande, daſs die ſtolze Anlage nach der Grenze des Schottenringes (Franz 
Joſefs⸗Quai) plötzlich und unvermittelt ſich verliert und ſich an dem Platze 
zwiſchen der Augartenbrücke und dem Kaiſerbade, dem ſogenannten „Schanzel“, 
in eine Reihe obſcurer kleiner Nutzbauten, wie Sicherheitswachſtube, — Ring— 
ſtraßen⸗Waſſerleitungsſtation, — den Holzbau des Markteommiſſariates, — die 
Straßenſäuberungskanzlei ꝛc. auflöst, — alſo in eine Reihe von Baulichkeiten, 
welche gewiss im ſchreiendſten Contraſte zu jenen Monumentalbauten ſtehen, 
welche der die Ringſtraße herabkommende, kunſtſinnige Paſſant auf ſeinem 
Spaziergange zu bewundern Gelegenheit hatte. 

Und doch wäre der erwähnte Platz „am Schanzel“ geradezu vorzüglich 
dazu geeignet, in einem künſtleriſch und architektoniſch würdigen Stil den 
Abſchluſs der Ringſtraße zu bilden. Es könnte daſelbſt eine Terraſſe, nach dem 
Vorbilde der weltberühmten Brühl'ſchen Terraſſe in Dresden geſchaffen werden. 
Von einer ſolchen Terraſſe aus würde ſich eine prächtige Überſicht auf die 
gegenüber liegenden Stadttheile, auf die Douau, den Kahlen- und Leopolds⸗ 
berg ꝛc., ergeben; inmitten der Terraſſe könnte ein freier Platz ſich ſo recht 
als Donauwarte geſtalten, da Plätze mit freier Aus- und Umſicht in Wien 
leider fehlen. | 

Gegenwärtig, wo die Anlage der Stadtbahn und der Hauptſammelcanäle 
ohnedies eine totale Umgeſtaltung der ganzen Anlage am Schanzel nach ſich 
ziehen wird, wäre Gelegenheit geboten, auf die Schaffung einer ſolchen freien 
Terraſſe durch zweckentſprechende Anlagen Rückſicht zu nehmen. 

Die Gefertigten erlauben ſich daher, nachfolgenden Antrag zu ſtellen: 

Der Herr Bürgermeiſter möge den Magiſtrat und 
das Stadtbauamt beauftragen, das Geeignete vorzu— 


kehren und zu veranlajjen, damit bei der ſeinerzeitigen 


Ausarbeitung der Detailpläne für die neuen Ver— 
kehrsanlagen ꝛc. entſprechend Rückſicht auf die Er— 


richtung einer freien Terraſſe längs der Ufer des 
Donaucanales am Franz Idſefs-Quai genommen werde. 

An den Stadtrath. 

27. Antrag des Gem.⸗Nathes Ziegelwanger, womit 
zugleich eine Petition des politiſchen Vereines des XIII. Be⸗ 
zirkes Hietzing überreicht wird: 

Ich erlaube mir hiermit eine Petition des Politiſchen Vereines 
des XIII. Bezirkes Hietzing zu überreichen und ſtelle den Antrag, 
daſs dieſe Petition dem löblichen Stadtrath zur weiteren Autrag— 
ſtellung abgetreten werde. 


Es möge der Magiſtrat und das Stadtbauamt beauftragt werden, eheſtens 
Vorſchläge zu erſtatten, damit die Gasbeleuchtung in Ober-St. Veit, Lainz und 


den andern Gebietstheilen des XIII. Bezirkes baldigſt errichtet werde und er⸗ 


laube mir auf meinen Antrag vom 9. Jänner d. J. zu verweiſen. 


Die Petition lautet: 


Bei der am 15. December 1891 in Breitenſee ſtattgehabten Pereins- 
Verſammlung des Politiſchen Vereines Wien, XIII., Hietzing, wurde einſtimmig 
folgende Reſolution gefaſst: 

Der Herr Gemeinderath dieſes Bezirkes wird erſucht, in einer der 
nächſtfolgenden Gemeinderathsſitzungen den Herrn Bürgermeiſter, Ge— 


meinderath und Stadtrath auf die im allgemeinen maugelhafte Beleuchtung 
des XIII. Bezirkes und auch insbeſondere auf die wahrhaft erbärmliche 
Beleuchtung der beſtandenen Gemeinden Lainz und Ober-St. Veit auf— 
merkſam zu machen und das ſtricte Verlangen zu ſtellen, den Bewohnern 
jenes Bezirkes und jener beiden genannten Gemeinden insbeſondere, welche 
mit den übrigen Bewohnern Wiens gleiche Pflichten zu tragen haben, auch 
die nämlichen Rechte zutheil werden zu laſſen. 


An den Stadtrat). 
28. Antrag des Gem.-Nathes Koch: 


Das zum XI. Bezirke gehörige Kaiſer-Ebersdorf iſt bisnun mit Petroleum 
beleuchtet, und dabei derart mangelhaft und ungenügend, jo daſs eine raſche 
Abhilfe dieſer Übelſtände dringend geboten iſt. 

Die Röhrenleitung der Continental-Gas⸗Aſſociation für die Beleuchtung 
Schwechats geht durch das Gebiet Kaiſer-Ebersdorf, und infolge dieſes Um— 
ſtandes würden demnach die Koſten dieſer Anlage für dort äußerſt minimal ſein. 

Da vorausſichtlich die heute noch im alten Gemeindegebiete befindlichen 
chemiſchen Fabriken, Färbereien, Gerbereien, Talgſchmelzereien ihre Thätigkeit 
an die Peripherie Wiens werden verlegen müſſen, bietet beſagter Theil des 
XI. Bezirkes infolge feiner günſtigen örtlichen Lage gewiss Vortheile zur 
Anlage beſagter Fabrikszweige und ſind bereits Nachfragen wegen Errichtung 
von Fabriken vorgekommen. \ 

Die Etabliſſements, die heute bei Gaslicht arbeiten, würden bei Errichtung 
von Neubauten ſelbe nicht nach dort verlegen, wo das Gaslicht noch nicht ein— 
geführt iſt, was wohl vorauszuſetzen iſt, denn ſchwerlich würde man ſich von 
Gas zur Petroleum-Beleuchtung entſchließen, und demzufolge würde Kaiſer— 
Ebersdorf für Fabriksanlagen als nicht günſtig ſituiert befunden werden. 

Wenn zwar genanuter Theil des XI. Bezirkes dermalen noch von Zu— 
führung der Hochquellenleitung abſieht, fo liegt es doch in feinem Intereſſe, 
auf eine beſſere Beleuchtung ſehen zu müſſen, ſchon aus dem Grunde, dajs das 
nur durch einen Eiſenbahndamm getrennte Schwechat, in welcher Gemeinde 
bereits ſeit vier Jahren das Gaslicht eingeführt iſt, auch Bahnſtation, gutes 
Pflaſter und noch dazu geringe Gemeindeumlagen hat, infolge dieſer günſtigen 
Situation für Aulage von Fabriken nicht vortheilhafter befunden würde. 

Nachdem in Kaiſer-Ebersdorf bereits zwei große Fabriken, eine Dampf— 
mühle, Mälzerei und das k. k. Montursdepot ſich befinden und der Verkehr 
insbeſondere zur Nachtzeit infolge Verproviantierung Wiens mit Cerealien der 
dort anſäſſigen Gärtner ein äußerſt reger iſt und durch vorausſichtliche Creierung 
neuer Fabriksannexe ſich bedeutend heben würde, iſt die heutige Petroleum— 
beleuchtung eine abſolut ungenügende, und da aus dieſem Grunde die Sicherheit 
der Paſſanten gefährdet iſt, erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen: 


der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, dafs 
der Theil des XI. Bezirkes Kaiſer-Ebersdorf raſcheſt 
eine Gasbeleuchtung erhalte. 


29. Antrag des Gem.⸗Nathes Hörmann und Genoſſen: 

Da durch die Süd- und Staatsbahn der Verkehr an Wägen durch die 
Faſangaſſe einer der größten iſt und dieſer Wagenpark einen großen Umweg 
bis zur Belvedere-Linie machen muſs, um hinauszukommen, ſowie auch keine 
Verbindung mit dem k. k. Arſenale beſteht, ſo iſt es ein dringendes Bedürfnis, 
daſs ein Linieuwall⸗Durchbruch bei der Faſangaſſe baldigſt hergeſtellt wird. 
Cs erlauben ſich die Gefertigten au den geehrten Herrn Bürgermeiſter 
die Bitte zu richten: 

dieſen Bedürfniſſen Rechnung zu tragen und nach 
Möglichkeit abzuhelfen. 

An den Stadtrath. 


30. Antrag des Gem.-Nathes Hörmann: 

Durch die Auflaſſung und Hinausſchiebung der Linienämter wurden die 
beſtehenden ämtlichen, Brückenwagen bei den Pinienamtsgebänden caſſiert. Da 
jedoch dieſe Wagen ein dringendes Bedürfnis für die heutige Geſchäftswelt 
find, fo erlaubt ſich der Gefertigte den Antrag zu ftellen, der löbliche Gemeinde- 
rath beſchließe: j 

daſs in jedem Bezirke, wo es nothwendig iſt, 
magiſtratiſche Amtswagen errichtet werden. 

Die dazu geeigneten Plätze ſind von der Bezirks— 
vertretung zu beſtimmen. 

An den Stadtrath. 


31. Antrag des Gem.-Nathes Winter und Genoſſen: 

Die Wimbergergaſſe im XV. Bezirke befindet ſich in einem ſolch elenden 
Zuſtande, dass zu den dort befindlichen drei Häuſern die Wägen kaum zufahren 
können; da nun dieſe Straße in dem jetzigen Zuſtaude nicht länger verbleiben 
kann, jo ſtellen die Gefernigten den Dringlichkeits⸗Autrag: 


Der löbliche Gemeinderath möge beſchließen, 
die Wimbergergaſſe eheſtens 
lierung unterzogen werde. 

An den Stadtrath. 


daſs 
einer gründlichen Regu— 
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32. Antrag des Gem.-Nathes Winter und Genoſſen: 


Daurch die Eröffnung der Seidengaſſe als Verbindung des VII. und 
XV. Gemeindebezirkes wurde ein großer Theil des Verkehres der Weſtbahn— 
ſtraße auf dieſe neue Gaſſe abgelenkt, jo dass der Verkehr daſelbſt ein viel 
größerer iſt als in der Weſtbahnſtraße. | i 

Da nun trotz dieſer Umſtände bis heute noch gar nichts geſchehen iſt, um 
die Seidengaſſe in ihrer Fortſetzung in eine fahrbare Verkehrsſtraße umzuwandeln, 
und da dieſelbe in ihrem jetzigen ſchlechten Zuſtande nicht belaſſen werden 
kann, fo ſtellen die Gefertigten folgenden Dringlichkeits-Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath möge beſchließen, dais 
die Seidengaſſe eheſtens gepflaſtert und der Betrag 
hiefür noch in das Budget pro 1892 eingeſtellt 
werde. 

An den Stadtrath. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Tages: 
ordnung. 
(Gem.-Rath Jedliôka meldet ſich zur Geſchäftsordnung.) 


Gem. Rath Zedliska: Auf die Außerungen des Herrn 
Collegen Herrdegen war ich gezwungen, einen Bericht an das 
Präſidium einzuſchicken, und möchte ich den Herrn Bürgermeiſter 
um die Mittheilung erſuchen, wie er dieſe Angelegenheit zu er⸗ 
ledigen gedenkt und ob, nachdem dieſe Behauptung im Saale 
gemacht, auch die Berichtigung hier verleſen werden wird. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, es iſt mir 
mitgetheilt worden, dafs der Herr Bürgermeiſter dem Herrn 
Gemeinderathe das letztemal erklärt hat, er möge dieſen Bericht 
ihm zukommen laſſen. Dieſer Bericht iſt gekommen. Ich habe 
ihn dem Herrn Bürgermeiſter zugeſchickt und erachte es als eine 
Angelegenheit, welche der Herr Bürgermeiſter ſelbſt zur Austragung 
zu bringen habe. 

(Gem.-Rath Wurm tritt an den Referententiſch.) 


33. Referent Gem. Bath Wurm: Ich habe die Ehre, 
zur St.⸗R.⸗Z. 233, Beilage 18 zu berichten. 

Es handelt ſich hier um die Baulinien-Beſtimmung für die 
Schottengaſſe im J. Bezirke. Die allgem. Depoſitenbank, Eigen- 
thümerin des Hauſes Nr. 2 Teinfaltſtraße und Nr. 1 Schotten- 
gaſſe iſt eingeſchritten um die Baulinien-Beſtimmung für dasſelbe. 
Rückſichtlich der Teinfaltſtraße iſt die Baulinie bereits beſtimmt. 
Es handelt ſich nun darum, die Baulinie auch in der Schotten— 
gaſſe feſtzuſetzen, es kann ſelbſtverſtändlich dieſe Baulinie nicht 
für dieſes Haus beſtimmt werden, ſondern es mußs gleich die 
ganze Schottengaſſe, ſoweit die Baulinien-Beſtimmung noch nicht 
erfolgt iſt, in dieſe Beſtimmung einbezogen werden. Das 
Stadtbauamt hat einen Vorſchlag gemacht, daſs die Schotten- 
gaſſe nur eine Breite von 10° erhalten ſollte, d. i. 1896 m, der 
Magiſtrat hingegen hat eine Breite von 30° vorgeſchlagen und 
bei der Commiſſion, wo ich die Ehre hatte zu intervenieren, bin 
ich auch dafür eingetreten, daß eine Breite von 10“ zu gering 
ſei. Was die Beſtimmung der Baulinie anbelangt, wäre die ideale 
Beſtimmung derſelben, daſs das neugebaute Haus in der Teinfalt— 
ſtraße Nr. 1 als Richtungspunkt angenommen werde und von 
dort aus die Baulinie beſtimmt werde. Da aber in vorausſehbarer 
Zeit der Umbau des Schottenhofes nicht ſtattfinden wird, iſt es 
zweckmäßig, die Baulinie in der Weiſe abzuſchwenken, dals die 
Baulinie gegen die Teinfaltſtraße nähergerückt werde. Es iſt ganz 
gewißs wahr, daßſs der Hauptverkehrszug ſich immer gegen die 
Freyung entwickeln wird, dajs daher die Linie für das Eckhaus 
Nr. 1 in der Teinfaltſtraße einzuhalten ſehr wichtig wäre; aber 
aus dem angeführten Grunde iſt das leider nicht möglich. 
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Das Bauamt beantragt, in dem äußeren Theile der Schotten— 
gaſſe den Schnitt der Axe des breiten Theiles mit der Axe des 
ſchmalen Theiles im Punkte i als Fixpunkt anzunehmen und von 
dieſem Fixpunkte nach beiden Seiten 5° aufzutragen und die Breite 
zu beſtimmen und andererſeits bei der Ecke vom Haufe Nr. 1 eine 
Breite von 44 m aufzutragen und von dieſem Punkte die Breite 
von 10“ gegen die Straße zu beſtimmen. Bei der Commiſſion, 
wo ich, wie ich bereits erwähnt habe, die Ehre hatte zu inter— 
venieren, habe ich den Antrag geſtellt, es ſolle die Straße auf 
20 m verbreitert werden. Es iſt allerdings im Weichbilde der 
ganzen inneren Stadt nicht eine einzige Straße, welche dieſe Breite 
beſitzt. Die Kärnthnerſtraße z. B. hat nur eine Breite von 100, 
ebenſo die Rothenthurmſtraße, aber ich glaube, dass an dieſem 
Eckſtück jedenfalls eine größere Breite angezeigt wäre, weil daſelbſt 
ein ſolch bedeutender Verkehr iſt und dieſe Breite eine ſolche iſt, 
daſs der große Verkehr nicht bewältigt werden kann; darum habe 
ich alſo den Antrag für 20 m geſtellt und habe beantragt, es 
ſeien von der Ecke des Hauſes Nr. 1 3 m gegen die Teinfaltſtraße 
aufzutragen und von dieſem Punkte aus die 20 m zu beſtimmen. 
Bei der Kommiſſion hat die Polizei darauf hingewieſen, dass es 
wünſchenswert wäre, ſofort eine größere Verbreiterung eintreten 
zu laſſen, und infolge deſſen habe ich mich beſtimmt gefunden, im 
Stadtrath den Antrag zu ſtellen, von der Ecke gegen die Teinfalt- 
ſtraße eine Breite von 4 m aufzutragen und von dieſem Punkte 
erft die 20 m Breite zu beſtimmen. Es wird dadurch ſofort eine 
größere Verbreiterung der Schottengaſſe erzielt. Dieſen Antrag hat 
auch der Stadtrath augenommen und der Autrag lautet nun wörtlich: 

Von dem Anxenſchnittpunkte x ſind nach beiden 
Seiten 1O m aufzutragen, Punkte a“ e“. Von der Ecke 
des Hauſes Schottengaſſe C.-Nr. 1. Teinfaltſtraße 
Or.⸗Nr. 2 ſind 4m im Sinne der Verbreiterung der 
Schottengaſſe aufzutragen, Punkt b“, der Punkt a“ iſt 
mit dem Punkte b“ zu verbinden und von “ nach d“ 
eine Parallele zu a’ b“ zu ziehen, wodurch die Bau— 
linien bei einer Straßenbreite von 20 m für die 
Schottengaſſe beſtimmt erſcheinen. 

Ich bitte, dieſen Antrag des Stadtrathes anzunehmen. 

Gem.-Nath Eigner: Ich erlaube mir, an den Referenten 
die Anfrage zu ſtellen, aus welchem Grunde die neue Baulinie 
für die alte Schottengaſſe nicht parallel mit der neuen Schotten— 
gaſſe, von der verlängerten Oppolzergaſſe bis zur Ringſtraße 
heraus, geht. 

Referent: Ich habe bereits erwähnt, daſs das Haus Nr. 1 
Teinfaltſtraße im Jahre 1883 neu gebaut wurde, es aber nicht 
möglich war, dieſe Ecke einzuhalten, weil dadurch die Schottengaſſe 
gegenwärtig zu wenig verbreitert würde. Da der Umbau des 
Schottenhofes in abſehbarer Zeit nicht zu gewärtigen iſt, wurde 
von allen Seiten, auch von der Commiſſion und dem Stadtrathe 
anerkannt, das jetzt auf eine größere Verbreiterung Bedacht zu 
nehmen iſt, nämlich auf der Seite des Mölkerhofes und des 
Hauſes Nr. 1, damit wenigſtens vorläufig ein beſſerer Verkehr 
von der verlängerten Schottengaſſe gegen die Freyung hin ermög- 
licht werde. 

Gem.⸗Nath Eigner: Ich glaube, dajs der Herr Referent 
mich nicht verſtanden hat. Ich meine nicht das neue Haus Nr. 1; 
ich meine von der Teinfaltſtraße bis zur Oppolzergaſſe, nämlich 
auf der einen Seite den Mölkerhof und auf der anderen Seite 
den Schottenhof, warum dieſe neue Baulinie nicht projectiert wird 
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in- der Richtung jener Häuſer, welche von der Oppolzergaſſe bis 
zur Ringſtraße gebaut ſind, auf der einen Seite die Olzelt'ſchen 
Häuſer, auf der anderen Seite die der Baugeſellſchaft. 

Referent: Ich bitte, der Punkt x iſt in der Mitte der 
äußeren Straße gelegen, und wenn man von dieſem Punkte aus 
beiderſeits die 10 m auftragen und die alte Schottengaſſe parallel 
mit der neuen Schottengaſſe ziehen würde, ſo würde man gegen 
die Freyung hin kommen; das wäre ſehr ſchön und wünſchens— 
wert, aber man würde an der Ecke des Schottenhofes eine Ver— 
engerung eher, als eine Verbreiterung herbeiführen, und das geht 
doch nicht. Es iſt doch höchſt wichtig, daſs ſobald als möglich 
dort eine Verbreiterung hergeſtellt werde, und zwar habe ich 
erwähnt, dafs eine ideale Baulinie eine ſolche wäre, welche mehr 
gegen die Freyung abſchwenkt. Ich habe das möglichſte gethau, 
aber mehr kann man nicht thun, weil beim Ausgange der Schotten— 
gaſſe gegen die Freyung zu keine Verbreiterung möglich wäre. 

Gem.⸗Nath Eigner: Ich erlaube mir noch zu bemerken, 
daſs es nicht gut ausſehen wird, daſs, wenn jemand von der 
Ringſtraße kommt und ſehen wird, das Haus Nr. 1 vorſchaut. 
Ich bitte, ſich die Pläne auzujehen. Ich würde mir daher erlauben, 
den Antrag zu ſtellen, daſs die Baulinie umgeändert, dass fie, 
wenn auch nicht ganz parallel mit den neuen Häuſern, ſo doch 
ziemlich parallel beſtimmt werde, auf daſs keine jo auffallende 
Baulinie, die ganz ſchief geht, entſteht. Das kann man ja ändern; 
es wird an der Seite der Teinfaltſtraße der Schottenhof mehr 
hinein⸗ und der Mölkerhof mehr herausgerückt werden. 

Gem.-Rath Roſenſtingl: Ich begrüße es vor allem 
anderen, daſs der Stadtrath ſich zu einer Breite von 20 m auf 
geſchwungen hat. Ich würde wünſchen, dass wir öfter derartige 
Referate bekommen, um einmal mit einem gewiſſen Muthe eine 
Straße für die Zukunft zu ſchaffen. Ich muß geſtehen, daßs ich 
auch an der Ecke in der Teinfaltſtraße Anſtoß genommen 
habe, und ich müſste wieder das alte Lied ſingen: Wenn damals 
im Jahre 1877 ein General-Baulinienplan gemacht worden wäre, 
fo ſtünde das Haus heute nicht jo da, weil man gewujst hätte, 
was man machen wird. Bei uns wird immer gebaut, ſo lange wie 
die Naſe iſt, von heute auf morgen, von morgen auf über— 
morgen, es wird fortgefrettet, und das iſt auch ein ſolches 
Product einer derartigen Baukunſt. Ich hätte gewünſcht, dajs der 
Punkt A mit dem Punkte B verbunden werde, nicht ſo ſehr des— 
halb, weil das Haus Nr. 1 Einem ins Auge fällt, wenn man 
von der Ringſtraße hereingeht, ſondern aus dem Grunde hätte 
ich es lieber geſehen, weil ich mir vorſtelle, daſs das hier eine 
wunderbare Perſpective geben wird, ſei es, dass die Straße jo 
oder ſo gebaut wird. Die Perſpective wird jedenfalls großartig 
werden, und ſie wäre nach meiner Anſicht noch ſchöner geworden, 
wenn es möglich geweſen wäre, die ganze Straße etwas nach 
links zu ſchwenken. Andererſeits muſs dem Rechnung getragen 
werden, was der Herr Referent erwähnt hat, dass das Haus 
Nr. 3 wahrſcheinlich erſt in ferner Zeit einmal umgebaut werden 
wird. Es iſt wohl keine Ausſicht vorhanden, dass dieſes Haus 
Nr. 3 in den nächſten paar Jahren umgebaut wird. Die Paſſage iſt 
factiſch dort lebensgefährlich, und wenn der Herr Referent die Straße 
nach rechts herüberſchwenkt, wenn ich recht verſtanden habe, nur 
aus dem Grunde, damit wenigſtens ein Theil dieſer Straße dem 
Verkehre übergeben und breiter gemacht werden kann, ſo ſehe ich 
das gut ein, und ich begreife dieſen Beſchluſs des Stadtrathes 
ganz gut. Vielleicht ſind aber die Herren in der Lage, uns etwas 
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zu ſagen. Es iſt vielleicht der Umbau des Mölkerhofes geſtreift 
worden. Ich richte daher an die Herren die Anfrage, ob fie etwas 
davon wiſſen. Wenn wir die geringſte Ausſicht hätten, dajs in 
kurzer Zeit der Mölkerhof umgebaut wird, ſo möchte ich darauf 
verzichten, daſs jetzt deshalb, um geſchwind ein kleines Stück 
breiter zu erhalten, ein ſolche Perſpective für alle Zukunft ver— 
dorben wird. In dieſem Fall möchte ich darum bitten, dafs nach 
links geſchwenkt würde, wie es der Herr Gem.-Rath Wurm aus 
glaube, daſs nur Utilitätsgründe, augenblickliche Gründe es ver— 
aulaſst haben, die Straße nach rechts zu verlegen. Wenn im 
Stadtrathe der Umbau des Mölkerhofes geſtreift worden iſt — 
es kommt vor, dafs, wenn ein ſolches Project vorliegt, auch eine 
ſolche Angelegenheit zur Discuſſion kommt, — wenn die Herren die 
Meinung haben, daßs es in abſehbarer Zeit zum Umbau des 
Mölkerhofes kommt, oder wenn die Herren vielleicht aus den 
Unterhandlungen den Eindruck gewonnen haben, daſßs dafür keine 
Ausſicht vorhanden iſt, ſo würde ich von der Beantwortung dieſer 
Frage mein Votum abhängig machen. 

Refereut: Ich glaube, dass ſich der Herr Vorredner im 
Irrthume befindet. Das Haus, das im Wege iſt und das un— 
mittelbar an die Kirche ſtößt, iſt der Schottenhof. . 

Gem.-Aath Noſenſlingl: Nein, ich meine den Mölkerhof. 

eich intereſſiert nur die rechte Seite. Ich bitte, wenn Sie jetzt 
zurückrücken, ſo entſteht momentan ein Winkel. Der Winkel iſt 
recht gut; ich gebe ohneweiters zu, daſs mit dieſem Winkel von 
20 m dem Verkehre auch einigermaßen gedient iſt. Aber es iſt doch 
ein Aushilfsmittel, und wenn wir hier eine Straße, die geradezu 
architektoniſchen Charakter bekommen ſoll, planen, ſo muſs man 
doch abwägen, was beſſer iſt, dem augenblicklichen Verkehrs— 
bedürfnis zu dienen, oder aber die äſthetiſchen Gründe walten zu 
laſſen und zu ſagen: wir begnügen uns lieber noch einige Jahre 
mit dieſem Trottoir, werden aber dafür eine Straße bekommen, 
welche — leider iſt es nicht möglich, dafs die Achſe dieſer Straße 
mit der verlängerten Schottengaſſe zuſammenfallen kann; das geht 
einfach nicht — ſich wenigſtens der verlängerten Schottengaſſe 
nähern und von der Ringſtraße einen Blick in die Freyung ermög— 
lichen würde. Das mußs denn doch erwogen werden, denn ich will 
durchaus nicht Oppoſition machen. 

Referent: Bei der Commiſſion haben ſich ſowohl die 
Vertreter des Mölkerhofes, als auch die des Schottenhofes 
dahin geäußert, dass an den Umbau dieſer Gebäude gar nicht 
zu denken iſt; ich glaube aber, dass eher noch der Mölkerhof 
umgebaut werden kann als der Schottenhof; denn dieſer ſteht 
abſolut im Wege. Und wenn der Schottenhof umgebaut würde, 
fo iſt es fraglich, ob der rückwärtige Tract des Schottenhofes die 
Breite erhält, wie es gewünſcht wird; und dafs auch der rück— 
wärtige Tract umgebaut wird, iſt ſehr unwahrſcheinlich. Wenn aber 
überhaupt in Erwägung kommt, dafs der vordere Tract umgebaut 
wird, ſo iſt ein weiteres Abſchwenken nach links unmöglich. Denn 
wenn man nach links von der Freyung abſchwenkte, ſo würde der 
Hof im Schottenhof jo ſchmal und die Beleuchtungsverhältniſſe fo 
ungünſtig, daſs der Umbau noch weiter verzögert wird. Ich war 
Derjenige, der immer auf die Ecke Yin geplant hat, und vom 
Stadtbauamte war noch eine weitere Abſchwenkung nach rechts 
beantragt. Ich bin ſoweit als möglich nach links gerückt. Ich 
wollte 3 m weiter hineinrücken, da iſt aber die Polizei gekommen 
und hat gejagt, daſs wenigſtens 1 m zugegeben werde, damit die 
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Paſſage frei wird, und dieſe zwingenden Gründe haben genügt. 
Es iſt ja richtig, dafs es höchſt dringlich iſt, dafs eine Verbreiterung 
dort ſofort ſtattfinde. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt niemand mehr 
zum Worte vorgemerkt. Wünſcht der Herr Referent das Schlusswort? 

Referent: Ich habe nichts mehr zu bemerken. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt vom Herrn Gem. 
Rath Eigner folgender Antrag geſtellt worden, es ſoll die Bau— 
linie in der alten Schottengaſſe zwiſchen Teinfaltſtraße und 
der Oppolzergaſſe mit der gleichen parallelen Baulinie fortgeſetzt 
werden, wie die Baulinie zwiſchen der Oppolzergaſſe und der 
Ringſtraße. 

Ich werde dieſen Antrag als Gegenantrag gegen die Anträge 
des Herrn Referenten zur Abſtimmung bringen und bitte jene 
Herren, welche dieſem Gegenantrag zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Es iſt die Minorität, der Antrag iſt abgelehnt. 

Es kommt zur Abſtimmung der Antrag des Referenten, und 
bitte ich die Herren, welche demſelben zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Von dem Anxenſchnittpunkte x (gemäß Planſkizze) 
ſind nach beiden Seiten 10m aufzutragen, Punkte a’ 6“. 
Von der Ecke des Hauſes Schottengaſſe Or.-Nr. 1, 
Teinfaltſtraße Or.-Nr. 2, ſind 4 m im Sinne der 
Verbreiterung der Schottengajje aufzutragen, Punkt h“, 
der Punkt a“ iſt mit dem Punkte b“ zu verbinden 
und von e' nach d“ eine Parallele zu a“ hb“ zu ziehen, 
wodurch die Baulinien bei einer Straßenbreite von 
20 m für die Schottengaſſe beſtimmt erſcheinen. 


34. Referent Gem.-Rath Wurm: St.⸗R.⸗Z. 3921, Beilage 
Nr. 202. Anton Gü'irlich iſt eingeſchritten um die Bau— 
linienbeſtimmung für das Haus Rochusgaſſe Nr. 12 im III. 
Bezirk. Dieſes Haus hat eine Fagade gegen die Rochusgaſſe und 
eine andere Façade gegen den Gemeindeplatz. Die Baulinien in 
der Rochusgaſſe ſind bereits beſtimmt, und es erübrigt nur, auch 
gegen den Gemeindeplatz zu die Baulinien neu zu beſtimmen. Der 
Gemeindeplatz iſt ziemlich regelmäßig und es könnte die alte Bau— 
linie nahezu ganz beibehalten werden. Es wird auch beantragt, die 
Baulinie A B auf dem Gemeindeplatze thunlichſt mit der alten 
Baulinie in Übereinſtimmung zu laſſen, jedoch parallel mit der gegen— 
überliegenden Front des Gemeindehauſes zu ziehen. Es wird 
dadurch eine ganz unbedeutende Herausrückung und Hineinrückung 
in der einen und anderen Ecke ſtattfinden. Bei dieſem Plane iſt 
es gar nicht möglich, die Differenz erſichtlich zu machen, weil die 
Abweichung eine ganz unbedeutende iſt. Es wurde auch bei der 
Localaugenſcheins-Commiſſion gegen dieſe Beſtimmung von keiner 
Seite eiue Einwendung erhoben. 

Nun wurde aber im Jahre 1868 eine neue Straße projectiert, 
die Verlängerung der Ottgaſſe, welche die Verbindung zwiſchen der 
Barichgaſſe und Rochusgaſſe herſtellen ſoll. Durch die Beſtimmung der 
Baulinie für das Haus Nr. 12 am Gemeindeplatz iſt es nun noth- 
wendig, das dieſe damals beſtimmte Straße in entſprechender 
Weiſe abgeſchwenkt wird, um das Eckhaus Nr. 12 mit der Ecke 
des gegenüberliegenden Hauſes in Übereinſtimmung zu bringen. 
Durch die Abſchwenkung dieſer Gaſſe, welche im Jahre 1868 
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geſchloſſen wäre, 
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beſtimmt wurde, wird noch der weitere Vortheil erreicht, daſs das 
Haus Nr. 13 in der Rochusgaſſe ſeinerzeit umgebaut werden 
kann, während nach der früher beſtimmten Baulinie dies aus⸗ 
nachdem von dieſem Hauſe Nr. 13 nur ein 
unverbaubarer Reſt übrig wäre. 

Aus dieſen Gründen beantragt der Stadtrath, wie ich bereits 
erwähnt habe, für das Haus Nr. 12 am Gemeindeplatze die Bau— 
linie A B und für die Abſchwenkung der Verbindungsgaſſe der 
Barichgaſſe gegen die Rochusgaſſe, die Linien D C und I F. Ich 
bitte, dieſe ſo beſtimmten Linien zu acceptieren. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Da das nicht der Fall iſt, erſuche 
ich jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Dieſer Antrag iſt angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, für das Haus 
Nr. 12 am Gemeindeplatze (gemäß Plauſkizze) die 
Baulinie AB und die Abſchwenkung der Ver— 
bindungsgaſſe der Barichgaſſe gegen die Rochusgaſſe, 


für 


die Linien DC und B F zu genehmigen. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich erſuche den Herrn 


35. Referent Gem.-Nath N. v. Neumann: Zahl 16. Es 
handelt ſich um die Parcellierung eines Grundſtückes, das in 
Ober-Baumgarten an der Hauptſtraße nächſt der Kirche gelegen 
iſt. Der Eigenthümer iſt um Bewilligung der Parcellierung ein: 
geſchritten. Dieſes Grundſtück wird durch die Bahngaſſe durch— 
ſchuitten, welche zum Theile ſchon ausgebaut iſt. Der Eigenthümer 
des Grundes wünſcht nun eine Querſtraße auszuführen, welche 
die Hauptſtraße mit der Bahngaſſe verbindet. Die Breite dieſer 
Straße ſoll 11˙38 m betragen, eine Breite, die alſo 6“ gleich— 
kommt, eine Dimenſion, die auch die Bahngaſſe beſitzt. Es ſollen 
nun rechts und links Bauſtellen, u. zw. in der Zahl von 13, 
abgetheilt werden. Die Verbauung ſelbſt ſoll mit Wohnhäuſern 
erfolgen, die nur einen Stock hoch ſind, und wo Gärten die Häuſer 
von der Straße trennen. Es ſollen die Eckhäuſer eine derartige 
Verbauung aufweiſen, daſs noch 30% Gartengrund verbleiben; 
die Mittelhäuſer ſollen zu 60% verbaut werden und 40% ſollen 
Gartengrund bleiben. Dieſe Verbauung der einzelnen Mittelhäuſer 
kann dann entweder frei oder je zwei Häuſer combiniert erfolgen. 

Ich bemerke, dafs die Baulinien der Hauptſtraße und der 
Bahngaſſe beſtimmt find, ebenſo das Niveau. Es wird daher be⸗ 
züglich des Niveaus vorgeſchlagen, die beiden Punkte in der Haupt⸗ 
ſtraße und der Bahngaſſe zu verbinden. Gegen die Durchführung 
dieſer Straße iſt nun eigentlich vom Standpunkte des Bezirkes 
nichts einzuwenden. Es hat eine Commiſſion ſtattgefunden, bei 
welcher alle Intereſſenten ſich für die Durchführung der Straße 
entſchieden haben. Es iſt nämlich eine Querverbindung der Haupt⸗ 
ſtraße mit der Bahngaſſe zweckmäßig. Es wird dadurch auch 
erreicht werden, daſs die Parcellen der Bahngaſſe, welche weiter 
nach Wien liegen, nunmehr einen Zugang erhalten. 

Nun kommt nur noch ein Umſtand zur Berückſichtigung. An 
der Hauptſtraße iſt heute die Kirche erbaut; dieſe iſt dermalen zu 
klein, und es dürfte eine Erweiterung, ein Umbau derſelben ſtatt— 
finden, möglicherweiſe auch die Errichtung eines Pfarrhauſes noth⸗ 
wendig werden. 

Mit Rückſicht auf die Kirche hat nun die Commiſſion bean⸗ 
tragt, es ſolle ein Platz von 11 m Breite geſchaffen werden, d. h. 


Gem.⸗Rath v. Neumann, zu referieren. 
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es ſoll die Bauflucht auf der rechten Seite der Parcelle von der 
Linie r s nach der Linie r’ s‘ zurückgerückt werden, alſo ein freier 
Platz von 11 m Breite und der Länge der Parcelle geſchaffen 
werden. ö f 
Im Stadtrathe wurde weiter gegangen. Es wurde in Erwä— 
gung gezogen, daſs bei dem Umbaue der Kirche vielleicht eine 
andere Configuration des Platzes nothwendig werde. Es wurde 
in Erwägung gezogen, dafßs vielleicht auch der Bau eines Pfarr— 
hauſes ſich ergeben wird. Aus dieſem Grunde ſchlägt nun der 
Stadtrath zu den anderen Bedingungen, welche in Übereinſtimmung 
mit dem Magiſtrate ſind, noch vor, es ſei bei Parcelle 1 das 
Bauverbot anzumerken und dieſe Anmerkung ſolange zu belaſſen, 
bis über die Errichtung des öffentlichen Platzes entſchieden ſein 
wird, d. h. bis eben die Frage des Kirchenbaues in irgend einer 


Form gelöst ſein wird, ob der bisherige Platz genügt oder ein 


wo 


größerer zu ſchaffen iſt. Damit iſt dieſem öffentlichen Intereſſe 
auch Rechnung getragen. 
Die Bedingungen, welche daher geſtellt werden, ſind in der 
Beilage Nr. 16 enthalten und lauten die Anträge folgendermaßen: 
Die angeſuchte Parcellierung wird unter den nach— 
folgenden Bedingüngen,' beziehungsweiſe Baulinien— 
beſtimmungen, genehmigt: 


1. Für die neue Quergaſſe die Linie ap und die 


in einer Entfernung von 11˙38 m zu dieſer parallel 
gezogenen Linien ( f.. 

2. Gegen die Hauptſtraße iſt parallel mit der Linie 
rs in einem Abſtande von 11 m (r“ s) zur erſteren 
die Baulinie zurückzurücken für Zwecke eines öffent— 
lichen Platzes. | 

3. Als Niveau für die neue Querſtraße wird die 
geradlinige Verbindung der bereits im Niveau her— 
geſtellten Straßen, der Hauptſtraße und der Bahngaſſe 
beſtimmt. 

4. Die zur Eröffnung der neuen Qnergaſſe, zur 
Verlängerung der Bahngaſſe, zur Verbreiterung der 
Hauptſtraße, ſowie für Zwecke eines öffentlichen Platzes 
erforderlichen Gründe ſind unentgeltlich und im feſt— 
geſetzten Niveau an die Gemeinde Wien abzutreten, 
und iſt die gebüren-, laſten- und koſtenfreie Abſchreibung 
derſelben unter Einem mit der Durchführung der Par— 
cellierung zu veranlaſſen. Auf der Parcelle 1 iſt über— 
dies inſolange das Banverbot anzumerken, bis die 
Frage der Errichtung eines öffentlichen Platzes aus— 
getragen iſt. | 

5. Dieſe sub 4 bedungene Pflicht zur unentgelt— 
lichen Übergabe und Niveauherſtellung iſt auf den 
Bauſtellen 1—13 und den reſtlichen Grundtheilen 
(k“ geg“) grundbücherlich vorzumerken. 

6. Die grundbücherlich ſicherzuſtellende Verbauung 
mit Wohnhäuſern wird in folgender Weiſe bejtimmt; 

a) Die Eckbauſtellen 1, 6, 7, 13 ſind in der Weiſe 
zu verbauen, daſs gegen die aurainenden Par— 
cellen 2, 5, 8 und 12 ein mindejtens 30% der 

Geſammtparcelleufläche mejjender unverbaubarer 

Garten verbleibt. 

b) Bei den Mittelparcellen 2, 3, 4, 5, 8, 9, 10, 

11, 12 ſind die betreffenden Gebände entweder 

frei gegen die Nachbarparcellen auszuführen oder 
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je zwei Objecte zuſammen zu verbinden, ſo daſs 

bei der einen oder anderen Verbauungsweiſe 

mindeſtens 40% der Geſammtparcellenfläche. 
meſſende unverbaubare Gärten verbleiben. 

c) Bei den Eck- ſowie den Mittelparcellen dürfen die 
zu erbauenden Häuſer außer dem Parterregeſchoß 
bloß ein bewohnbares Stockwerk erhalten. 

Das ſind die Anträge des Stadtrathes, welche mit den Vor— 
ſchlägen des Magiſtrates übereinſtimmen, beziehungsweiſe noch 
eine Verſchärfung in Punkt 4 erhalten haben, wo überdies noch 
das Bauverbot zu Gunſten der endgiltigen Errichtung eines öffent— 
lichen Platzes angetragen wird. 

Ich bitte Sie nun um Genehmigung dieſer Anträge. 

Gem.-Nath Ziegelwanger: Meine Herren! Wie Sie ſehen, 
ſoll die neue Gaſſe zwiſchen der Hauptſtraße und der Bahngaſſe 
in Baumgarten eröffnet werden. Dieſe Gaſſe war nothwendig und 
es wäre ſehr wünſchenswert, wenn ſie eröffnet würde, jedoch bin 
ich dagegen, daßs dieſe Gaſſe mitten durch eine Realität durch— 
geſchnitten wird. 

Wie Sie erſehen, iſt beabſichtigt, daſs kleine Häuſer, welche 
nur ein Hochparterre haben, und ſtockhohe Häuſer gebaut werden 
ſollen, in der Weiſe, daſs ein Luftraum zwiſchen den einzelnen 
Häuſern bleibt. Es iſt eine immerwährende Servitut darauf. Die 
Gemeinde hat darauf zu achten, ob die Servituten eingehalten 
werden. Es ſind die Bauſtellen ſo klein, wo ein Cottage-Garten 
ſein ſoll. Wo iſt der Garten, wenn 40% verbaut werden und die 
Parcellen nur 70— 80“ groß find? In Baumgarten gibt es ohne 
Garten kein Haus. Ich ſtelle daher den Antrag, dafs die Baulinie 
anders fixiert werde, als der Stadtrath beantragt, nämlich, daſs 
die Baulinie an der Kirche am Ende der Realität durchgeführt 
werde. Wenn die Banulinien in dieſer Weiſe durchgeführt werden 
und die Bauplätze eine Tiefe von 32 m erhalten, iſt es nicht noth— 
wendig, dass auf jeden Bauplatz eine Servitut erwirkt werde. Es 
kann die Gaſſenfront ausgebaut werden und können anſtändige 
Häuſer gebaut werden und dürften die Parcellanten keinen Schaden 
erleiden. Wenn fie, vielleicht ſagen, daſs fie allein die ganze Straße 
abtreten müſſen, ſo iſt dem nicht ſo. Man kann gegen den Beſitzer 
der Parcellen Nr. 32 und 31 eine Servitut erwirken, dafs er ver— 
pflichtet iſt, wenn er ſeinerzeit parcelliert, die halbe Straße den 
jetzigen Parcellanten zu vergüten. Ich ſtelle daher den An- 
trag, daſs die Parcellierung zurückgeleitet und 
ſeitens des Stadtrathes eine andere Baulinie 
fixiert werde, und zwar ſo, daſs die Straße neben 
der Kirche, an der Grenze der Realität, geführt 
werde. Ich habe mir erlaubt, eine Skizze zu vertheilen und 
bitte, meinen Antrag zum Beſchluſſe zu erheben. 

Gem.-Rath Wurm: Ich glaube, es mit größter Freude 
begrüßen zu ſollen, wenn endlich einmal in den Vororten kleinere 
Häuſer gebaut werden und nicht geplant iſt, Straßen mit hohen 
Häuſern anzulegen. Ich bin der Anſicht, dafs gerade ein ſolcher 
Bau in den außerhalb gelegenen Bezirken am geeignetſten iſt. Bis 
jetzt hatten wir keine Macht, darauf Einflufs zu nehmen und den 
Grundbeſitzer zu zwingen, in ſolcher Weiſe den Bau auszuführen. 
Wenn nun ein Grundbeſitzer kommt und das freiwillig thut, ſo 
ſoll man ſich darüber freuen, dafs der Bau in dieſer Weiſe erfolgt, 
was ja gewiſs auch im ſanitären Intereſſe wünſchenswert iſt. 

Es wäre allerdings ſchöner, wenn die Gärten größer wären, 
allein, wenn bei den Bauſtellen nur 40% verbaut werden und die 
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Straße freigehalten werden ſoll, iſt jedenfalls in ſanitärer Beziehung 
mehr geleiſtet, als wenn man die Straße durchführt und Häuſer 
ad libitum gebaut werden und man nicht weiss, wie hoch. — Es 
iſt in ſanitärer Beziehung wünſchenswert, daſs das, was vorge— 
ſchlagen wird, durchgeführt werde. Für die Communications-Ver⸗ 
hältniſſe iſt es gleichgiltig, ob die Straße weiter oben oder unten 
liegt. Uns intereſſiert nur die Verbauung, und wir ſind erfreut, 
daſs endlich einmal eine vernünftige Verbauung vorgeſchlagen wird. 


Gem.-Nath Jedliéka: Ich mus im vorhinein erklären, dass 
mir die Verhältniſſe in Baumgarten nicht bekannt find. Wir haben 
in Währing Straßen angelegt mit einer Straßenbreite von 6", 
und es iſt jetzt, nach 18 Jahren, ſchon erwieſen, dass die Straßen 
zu ſchmal ſind. Man hat von der alten Baulinie Umgang ge— 
nommen und baut die Häuſer weiter zurück. Dadurch entſtehen 
Winkel und die Straßen werden unſchön und es erleiden die Häuſer 
einen Wertverluſt, denn ein ſolches Haus, welches ſpäter einmal 
in die breitere Baulinie zurückgerückt wird, hat nicht den Wert 
als ein Haus, welches in der Linie iſt. Um zu verhindern, dass 
in Zukunft ſolche Winkel geſchaffen werden, wie ſie bedauerlicher— 
weiſe in den Vororten geſchaffen werden, bin ich dafür, daßs die 
Straße wenigſtens 9° breit werde. 

Die Gründe ſind draußen noch nicht ſehr theuer, und wenn 
etwas einzulöſen iſt, ſoll nicht erſt dann eingelöst werden, wenn 
ſchon Häuſer dort ſtehen und der Grund theuer gekauft werden mußs. 

Bei einer neuen Anlage bitte ich den Antrag zu unterſtützen, 
daſs, wenn es zur Parcellierung kommt, die Straße auf 9e ver— 
breitert werde. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte, ſtellen Herr 
Gemeinderath einen Antrag, dass die Straße auf 9° verbreitert 
werde? 

Gem.-Rath Jedliéla: Ja. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Bezirksvorſteher-Stell— 
vertreter Sauermann hat das Wort. 

Bezirksvorſteher- Stellvertreter Hauermaun: Ich möchte 
nur dieſer Ausführung entgegentreten. Eine Straße von 9“ Breite 
iſt dort abſolut nicht nothwendig und auch nicht möglich, weil 
1. der Grund nicht dazu da iſt und 2. es eine ganz kurze Straße 
von der Hauptſtraße bis zur Bahngaſſe iſt. Die ganze Straße iſt 
höchſtens 300 m lang und hat nicht einmal einen Ausgang. 

Dann möchte ich darauf aufmerkſam machen, dafs der Gegen— 
ſtand, der heute hier zur Sprache gekommen, nicht neu iſt; wir in 
Baumgarten, wo ich Bürgermeiſter war, haben ſchon ſeit 12 Jahren 
daran gearbeitet, um endlich dieſe Straße regulieren und eröffnen 
zu können. Es war aber nicht möglich, weil die früheren Eigen— 
thümer durchaus den Grund nicht hergegeben haben. Selbſtver— 
ſtändlich hätte ihn die Gemeinde ſelbſt um ſchweres Geld abgelöst. 
Heute iſt die Sache eine andere, der Grund wird nun unentgeltlich 
abgetreten. Ich kann Sie verſichern, dass die Straße unbedingt 
nothwendig iſt, weil auf einem Theile der Straße bereits Häuſer 
ſtehen und ſie eine Sackgaſſe bildet. Die Straße hat heute keinen 
Zugang, es wurde von der früheren Gemeindevertretung die Be— 
willigung zum Baue von Häuſern ertheilt, ohne dafs auf die 
Straßen Bedacht genommen wurde. Durch die Parcellierung wird 
es möglich, dafs die Straße eröffnet wird. Es iſt ein außerordent— 
licher Vortheil, dajs 15 Häuſer, welche dort ſtehen, einen Zugang 
bekommen. Ich würde Sie daher bitten, dafs der Antrag nicht 
abgelehnt, ſondern zum Beſchluſſe erhoben werde. 
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Gem.⸗Rath Gregorig: Nach dem Vorſchlage, der gemacht 
wird, ſoll in einem neuen Bezirke eine Straße von einer Breite 
von 11 m gemacht werden. Das iſt unerhört, was uns da vor— 
gelegt wird. Man begreift die Sache nur dann, wenn man erfährt, 
daſs der Eigenthümer und Parcellant ein Stadtrath iſt. (Rufe 
rechts: Oho! Verdächtigung!) Die Sache iſt ſo. (Rufe links: 
— Sehr richtig! Rufe rechts: Das iſt eine Verdächtigung! — Rufe 
links: Das iſt keine Verdächtigung, das iſt die Wahrheit)! . . . .. 

Vice-Jürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte, meine Herren, 
ich habe jetzt einige Ausrufe gehört, welche ich als entſchieden 
unſchicklich bezeichnen muſs, und die nicht in den Gemeinderath 
gehören. (Rufe links: Aber nicht von uns, ſondern von jener 
Seite! — Widerſpruch rechts.) Ich bitte fortzufahren. 

Gem.-Nath Gregorig: Das Wort Verdächtigung iſt nicht 
auf dieſer Seite (links), ſondern auf jener Seite (rechts) gefallen. 
Es kann nicht angehen, daſs wir in einem neuen Bezirke, wo wir 
Luft ſchaffen ſollen, ſolch enge Gaſſeln bewilligen. Schauen Sie 
ſich in Wien die engen Gaſſen an, wie traurig das iſt. Ich habe 
vor kurzem eine Gaſſe am Rennweg neben der Staatsdruckerei 
geſehen, wo die Locale ganz finſter ſind. Solche Neubauten 
bewilligt man. Deshalb, weil einem Stadtrathe es einmal beliebt, 
etwas zu parcellieren, wird das ganze Ding aufgeboten, um die 
Sache durchzuführen. Dagegen mußs aber entſchieden Stellung 
genommen werden, daſs, um einem Stadtrathe eine Gefälligkeit zu 
erweiſen, ſolche Sachen durchgeführt werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, ich möchte 
erſuchen, daſs der Herr Gemeinderath ausſpricht, wer Gefälligkeiten 
einem Stadtrathe erwieſen hat, damit wir wiſſen, wer verdächtigt 
werden ſoll. Ich bitte, das zu ſagen. 

Gem.-Nath Gregorig: Nur im allgemeinen habe ich es 
geſagt. (Rufe rechts: Namen nennen!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich mache aufmerkſam, 
daſs es ſich um einen Antrag des Stadtrathes handelt. Wenn 
die Herren denſelben bekämpfen, ſo iſt dies das Recht eines jeden 
Mitgliedes, aber in dieſer Weiſe geht eine Bekämpfung nicht an. Ich 
bitte zu ſagen, wen ſie damit beſchuldigen wollen, dann werden 
wir die weiteren Schritte machen. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich bitte den Herrn Vice-Bürger⸗ 
meiſter, zu conſtatieren, daſßs der Grund einem Stadtrathe nicht 
gehört, dann nehme ich meine Worte zurück. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich weiß nicht, wem 
der Grund gehört, der Herr Referent ſoll das verleſen. (Rufe 
links: Es ſteht ja dort!) Daun iſt es eben kein Geheimnis mehr. 

Gem.-Nath Gregorig: Dann iſt es auch wahr, und ich 
habe keine Verdächtigung ausgeſprochen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Sie haben erklärt, dass 
dieſer Autrag geſtellt wurde, um einem Stadtrathe Gefälligkeiten 
zu erweiſen, und das iſt eine Verdächtigung. (Rufe links: Unwahr!) 

Gem.-Nath Gregorig: Ich habe nicht das gejagt; ich habe 
geſagt: Wir find nicht da, um dem Stadtrathe Gefälligkeiten zu 
erweiſen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir werden dann das 
ſtenographiſche Protokoll einſehen. 

Referent: Ich möchte Ihnen die Geſchichte dieſes Actes vor— 
führen, damit Sie ſehen, dajs wir eigentlich erſt in zweiter Linie 
damit beſchäftigt waren. Die Angelegenheit wurde von der Bezirks— 
hauptmannſchaft behandelt, und bei der Bezirkshauptmannſchaft 
war ſeitens der Gemeinde Wien nur ein Magiſtratsrath und 
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Baurath Haberkorn anweſend. Was die Straßenbreite betrifft, 
die damals von der Commiſſion als entſprechend gefunden wurde, 
ſo bemerke ich Folgendes: Die Bahngaſſe — die Herren werden 
den Plan dann ſehen — iſt eine durchgehende Straße. Dieſe 
Bahngaſſe iſt in derſelben Breite projectiert und ausgeführt worden. 

Im Bezirke Baumgarten iſt alſo eine Parallelſtraße zur 
Hauptſtraße, die viele hunderte Meter lang iſt und wo eine 
beſtimmte Verbauung nicht vorgeſchrieben iſt, mit 11˙38 m beantragt 
und durchgeführt. Nun, meine Herren, frage ich Sie: Was iſt 
da abſonderlich, wenn man eine ganz kurze Querſtraße auch ſo 
breit projectiert wie die Hauptverkehrsſtraße, die Bahngaſſe? Ich 
ſtimme vollkommen bei, dass wir die Straßenbreiten möglichſt 
groß nehmen ſollen. Nun gehen aber die modernen Anſchauungen 
bezüglich des Städtebaues dahin, dafs man die Breite der Straßen 
in Bezug bringen ſoll zur Haushöhe. Hier, wo ſich der Eigen— 
thümer ſelbſt eine Beſchränkung auferlegt, wo er ſagt, ich werde 
nur Häuſer mit einer Etage nebſt Parterre bauen, wo das Haus— 
geſimſe etwa Sm über dem Straßenniveau ſein wird, iſt eine 
Straßenbreite von nahe 12 m ſehr genügend. Denn fachpiſſen— 
ſchaftlich gilt der Grundſatz, daſs die Straßen fo breit fein ſollen 
wie die Haushöhe, beziehungsweiſe, es ſollen keine höheren Häuſer 
gebaut werden als die Straßenbreite beträgt. Man mußs daher 
ſagen, daſs die Verbauungsweiſe, wie fie hier beantragt iſt, in 
ſanitärer Hinſicht vollkommen zweckmäßig iſt und ich möchte 
wünſchen, daſs die geſammten Vororte in dieſer Weiſe verbaut 
werden würden. Ich glaube, dass es ein großer Vortheil in 
ſanitärer Beziehung wäre, eine derartige Bauweiſe durchzubringen. 

Dieſe Bemerkungen möchte ich nur machen bezüglich der 
Straßenbreite und gegenüber der Vermuthung, das der Stadtrath 
hier eine Gefälligkeit hätte ausüben wollen. Wir haben gar nichts 
gethan als beſtätigt, was eine von uns unabhängige Commiſſion 
der Bezirkshauptmannſchaft für gut befunden hat. Wie weit die 
Gefälligkeit von uns geht, beweist ein anderer Punkt. 

Wir haben dem Herrn Parcellanten eine Verſchärfung dictiert, 
über deren rechtliche Zuläſſigkeit, ſtrenge genommen, Zweifel ſein 
können. Die Commiſſion hat einen Platz von Ilm für genügend 
erachtet. Wir willen, dass die Kirche umgebaut werden ſoll und 
haben die Parcelle I mit dem Bauverbote belegt unter dem Prätexte 
der Errichtung eines öffentlichen Platzes, thatſächlich aber eigentlich 
wegen des Umbaues der Kirche. Wir haben daher die Bedingungen 
verſchlechtert und haben den Parcellanten, wenn ich ſo ſagen darf, 
geſchäftlich geſchädigt. Das iſt die Art, wie der Stadtrath Ange— 
legenheiten behandelt, nämlich ſachlich ohne Rückſicht auf Perſonen, 
und verſchärft dann, wenn die öffentlichen Intereſſen es erheiſchen. 
Wir haben alſo in dieſer Richtung das Referat verbeſſert und 
daher ſind die Gedanken, die ausgeſprochen worden ſind, — ich 
will nicht ſagen, die Verdächtigungen — jedenfalls ganz ungerecht— 
fertigt. 

Gem.-Nath Ziegelwanger: Ich habe nicht parteiiſch den 
Antrag geſtellt und hätte ihn auch geſtellt, wenn ich der beſte 
Freund des Parcellanten wäre. Ich bin kein Gegner, dafs die 
Straße breiter werden ſoll; 11˙38 m iſt eine genügende Breite, 
weil die Straße von Süden nach Norden geht und immer die 
Mittagsſoune hat. Der Herr Stadtrath hat geſagt, er ſei aus 
ſanitärer Rückſicht dafür, dafs jo parcelliert werde und befürwortet 
aus ſanitären Rückſichten, dafs ein Grund von 80 m? parcelliert 
werde und er ſei auch für die Servitut. In dieſen Grund muſs man 
eine Senkgrube legen, weil wir dort keine Canäle haben; es mußs 
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ein Brunnen hergeſtellt werden. Was hat die Gemeinde von ſo 
kleinen Häuſern mit 3—4 Fenſtern Gaſſenfront. So ein Häuschen 
— denn Haus kann man nicht ſagen — bewohnt der Hausbeſitzer 
allein; infolgedeſſen fatiert er gering und zahlt auch weniger. Er 
braucht die Beleuchtung der Straße, die Erhaltung der Straße, 
der Canäle u. ſ. w., und wenn mein Antrag angenommen wird, 
werden wir einen Bauplatz von 120 Us haben und die ſanitären 
Vortheile werden bedeutend größer ſein. 

Ich glaube, der Antrag iſt ein praktikabler und auch der 
Parcellant wird nicht zu Schaden kommen. Ich erſuche Sie, den 
Antrag dem Stadtrathe zurückzuweiſen. 

Es wurde auch die Kirche erwähnt; nun, die Kirche wird 
frei bleiben, ſie iſt auch auf der anderen Seite frei. Selbſt— 
verſtändlich wird der Stadtrath die Verfügung treffen, dafs der 
Parcellant, wenn die Servitut auf den Nachbar gelegt wird, im 
Falle es zur Parcellierung kommt, verhalten werde, die Hälfte der 
Straße einzulöſen. Eines möchte ich noch erwähnen. Ich habe 
ein Privatgeſpräch mit dem Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter, 
er möge mir erlauben, dies zu erwähnen, gehabt und er hat geſagt: 
Wenn bei uns Parcellierungen vorgenommen werden, ſoll ich 
trachten, daſs nicht jo keine Bauſtellen entſtehen und daſs bei dem 
Hauſe ein Garten verbleibt. Die Gründe ſind draußen nicht ſo 
theuer, ob nun Götz 8 fl. einnimmt oder 7 fl., aber ich kann 
verſichern, er hat keinen Schaden. Der Wert iſt der gleiche, ob 
man die Bauſtelle per SO oder 120 Oe verkauft; Sie haben dann 
keine Servitut und es find ſachverſtändige Herren hier, die mir 
zugeben werden, dajs eine Servitut für die Beſitzer des Hauſes 
und Grundes ein großer Übelſtand iſt. Ich erſuche um Annahme 
meines Antrages. 

Gem.-RNath Noske: Ich möchte vorerſt hinweiſen, dafs in 
der Verhandlung des Stadtrathes über dieſe Angelegenheit eine 
Hauptſchwierigkeit und ein Hauptpunkt der Auseinanderſetzung der 
Kirchenplatz war, und daſs die Angelegenheit zwei- bis dreimal 
verhandelt worden iſt, bis man ſchlüſſig geworden iſt, in welcher 
Weiſe man dem Wunſche — der uns als Wunſch der Bevölkerung 
ſignaliſiert wurde — einen Kirchenplatz zu ſchaffen, entſprechen ſoll, 
und die Herren finden in den Anträgen des Stadtrathes, dafs 
deswegen das Bauverbot für die Eckparcelle beantragt wird, damit 
der Frage der Schaffung eines Kirchenplatzes nicht präjudiciert 
werde. Durch den Antrag des Gem.-Rathes Ziegelwanger 
aber würde dieſer Frage präjudiciert, weil, wenn die Baulinie in 
die Verlängerung der Seitenfront der Kirche gelegt wird, nicht 
mehr der Platz erübrigt, ſondern nur die Straßenbreite neben der 
Kirche übrig bleibt, die Kirche alſo in die Straße wie ein gewöhn— 
liches Wohnhaus zu ſtehen kommt. 

Aus dieſem Grunde glaube ich, dass mit Rückſicht auf den 
Wunſch der Bevölkerung, der Frage der Schaffung eines Kirchen— 
platzes und einer Erweiterung nicht zu präjudicieren, der Antrag 
des Herrn Collegen Ziegelwanger nicht praktiſch iſt. Ich 
ſtehe auch auf einem von dem Standpunkte des Herrn Vorredners 
ganz differierenden Standpunkte rückſichtlich der Größe der Parcellen 
und der Häuſer. Ich ſtehe auf dem Standpunkte des Herrn 
Collegen Wurm, dass wir uns darüber freuen müſſen, wenn in 
entlegenen Vororten Cottagevierteln geſchaffen werden. Wohin ſoll 
man ſie denn verlegen? Am Stephansplatze, in der Inneren Stadt, 
in den ſchon verbauten Vororten können wir keine anlegen, wir 
müſſen ſie dort anlegen, wo Platz vorhanden und der Grund nicht 
beſonders theuer iſt. | 
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Hier wird nun nach der Projectierung eine ganz hübſche An— 
lage von kleineren Villen entſtehen. Wenn geſagt wird: was ſoll 
denn mit SO m? Grund gemacht werden? — fo ſage ich: wenn 
unſere jetzigen Cottageanlagen einen Fehler haben, iſt es der, daf3 
ſie für den Mittelſtand viel zu theuer ſind und mit einem Luxus 
ausgeſtattet werden, der gar nicht den Bedürfniſſen entſpricht. Wir 
ſollen daher froh ſein, wenn ſolche dem wirklichen praktiſchen Be— 
dürfniſſe entſprechende kleinere Häuſer gebaut werden, damit der— 
jenige, der nicht viel verwenden kann und kein luxuriös aus— 
geſtattetes, ſondern blos ein geſundes Wohnhäuschen in guter 
Luft mit einem kleinen Gärtchen haben will, dazu gelangen kann. 

Von dieſem Geſichtspunkte iſt, glaube ich, die Parcellierung 
zu empfehlen und es wird auch die Breite der Straße mit 11˙3 m 
vollſtändig genügen, weil durch das Verbot, höhere als einen Stock 
hohe Häuſer zu bauen, weitaus dafür Vorſorge getroffen wird, 
daſs die Straßenbreite keine die Bewohner beengende ſein wird. 

Ich mufs aber die Gelegenheit benützen, um, anſchließend an 
ein Wort des Referenten, der verdächtigenden Manier entgegen— 
zutreten, durch welche mit Rückſicht auf den Umſtand, dass zufällig 
ein Stadtrath Beſitzer des Grundes iſt, ſogleich ohne Prüfung der 
Sache, ohne vorherige Information, lediglich mit jenem Leichtſinne, 
welcher dieſe Außerungen öfter auszeichnet, behauptet wird, es 
obwalte Kameraderie, das Ding werde fo projectiert, weil es einen 
Stadtrath angeht. (Zuſtimmung rechts.) Zunächſt muss mit der 
Praxis gebrochen werden, dajs derjenige, der feine Dienſte der 
Gemeinde widmet, ſei es als Stadtrath, Gemeinderath oder Bezirks— 
Ausſchuſs, deswegen ſchon verdächtig iſt, wenn er in irgend einer 
Richtung in eine Beziehung mit der Gemeinde tritt. Deswegen, 
weil er ſeine Dienſte der Gemeinde widmet, iſt noch kein Menſch 
verdächtig. Sonſt müsste der Herr Collega — ich muss mich 
rectificieren — der Herr Gem.-Rath Gregorig ſchon längſt ſehr 
verdächtig ſein. Wir können eine ſolche Praxis nicht einreißen laſſen. 
Und wenn Sie verdächtigen, muſs man zur Anſchauung kommen, 
wenn es überhaupt unter Ehrenmännern noch nothwendig iſt, dies 
zu begründen ... (Unterbrechung links.) Ich weiß nicht, ob die 
Herren, die die Zwiſchenrufe machen, das entſprechende Gefühl für 
„Ehreumann“ haben, wir hier haben es. (Stürmiſcher Widerſpruch und 
Unterbrechung links. Rufe: Rügen!) ... 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (das Glockenzeichen gebend): 
Ich bitte um Ruhe und erſuche den Herrn Redner fortzufahren. 
(Lebhafte Unruhe links und Rufe: Rügen!) Ich bitte, Herr 
Gem.⸗Rath Reichert, ic erlaube mir, die Bemerkung zu machen, 
dafs darüber, ob eine Außerung zu rügen iſt oder nicht, ich zu 
entſcheiden habe (Rufe links: Aber unparteiiſch!) und ich bitte, 
mir zu erklären, wodurch Sie ſich beleidigt finden; ich bitte, mir 
das näher zu ſagen, ich habe nichts beleidigendes gefunden. (Fort— 
währende Unruhe links.) 

Ich bitte, mir iſt es ganz gleichgiltig, von welcher Seite eine 
ſolche Außerung fällt und ich werde ſie immer rügen. Aber hier 
habe ich gar nichts gefunden und ich halte es für ganz unziemlich, 
daſs eine ganze Seite des Hauſes in ein Gejohle ausbricht; Sie 
werden zugeben, dass das nicht paist. Ich bitte fortzufahren. 
(Unruhe links. — Gem.⸗Rath Jedliôka: Es iſt eben ein Stadt⸗ 
rath!) Ich bitte, Herr Gem.-Rath Jedliöéka, beruhigen Sie ſich! 
(Gem.-Rath Gregorig: Er iſt von der Röhrkpartei und da 
macht es nichts!) 

Gem.-Nath Noske: Um die Aufregung aufzuklären, muss 
ich Folgendes bemerken. Ich habe geſagt: Wenn es unter Ehren⸗ 
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männern nothwendig wäre, die Behauptung noch zu erhärten, dafs 
keine Kameraderie geübt wird, ſo werde ich es thun und da iſt 
bei dem Worte „Ehrenmann“ von jener Seite ein höhniſcher 
Zwiſchenruf laut geworden. Weil ich es nun nicht zugebe, dafs, 
wenn ich hier von Ehrenmännern rede, es ſich jemand erlauben 
darf, dabei einen höhniſchen Zuruf zu machen, als könnte er 
zweifeln, daſs hier lauter ſolche ſitzen, darum habe ich denjenigen 
gegenüber die dieſen höhniſchen Zuruf gemacht haben (Gelächter links) 
bemerkt, daßs ich nicht wiſſe, ob die Betreffenden das richtige 
Gefühl dafür beſitzen, ſonſt hätten ſie es nicht gethan. Das bitte 
ich, ſich zu merken. (Unruhe links.) 

Ich komme nun weiter darauf zurück, dass der Herr Refereut 
ſchon nachgewieſen hat, dass zu feiner Zeit, wo von einem Stadt— 
rathe und der Vereinigung der Vororte mit Wien noch gar nicht 


die Rede war, dieſe Parcellierung bereits genau in derſelben Weiſe 
behandelt wurde, wie fie Ihnen heute vorgelegt wird, nur mit dem 


einen Unterſchiede, daſs die Kameraden des Herrn Gem. Rathes 


v. Götz im Stadtrathe eine Verſchärfung der Bedingungen bean— 


tragten, welche damals beſprochen wurden. Darin habe die Ka— 
meraderie beſtanden, weil wir wiſſen, mit welchen gefälligen Gegnern 
wir es zu thun haben und dafs fie immer sogleich bereit find, zu 
verdächtigen und weil wir uns geſagt haben: wenn ein Bauſtück 
zur Verhandlung kommt, welches einen Stadtrath angeht, ſo müſſen 
wir doppelt und dreifach ſo vorſichtig ſein als bei anderen, damit 
wir jenen Leuten, welche die Ehre anderer nicht genügend zu ſchonen 
wiſſen, auch nicht den leiſeſten Anhaltspunkt zu einer Verdächtigung 
bieten. (Lebhafter Beifall rechts.) 

So ſteht die Sache — um mich eines Wortes zu bedienen, 
welches Einer von Ihnen, auf jener (linken) Seite mit Vorliebe 
anwendet. (Heiterkeit rechts.) So ſteht die Sache, und das mögen 
ſich die Herren merken, welche immer mit Verdächtigungen bei der 
Hand ſind und nichts beſſeres zu thun haben, als gegenüber einer 
ſo klar liegenden Sache die Waffe der Verdächtigung zu gebrauchen. 

Man ſagt, dieſe Straßenbreite von 11:38 m fei eine Kameraderie, 
welche wir anwenden; man fügt aber nicht hinzu, dafs diejenige 
Gaſſe, welche durch dieſe Quergaſſe mit der Hauptſtraße ver— 
bunden werden ſoll — die nahezu vollſtändig ausgebaute Bahn— 
gaſſe — in ihrer ganzen Ausdehnung nicht breiter als 11˙38 m 
iſt! Es muss alſo, um dem Wunſche der Herren, damit fie uns 
verdächtigen können, Rechnung zu tragen, die ganz kurze Ver— 
bindungsgaſſe zwiſchen dieſen zwei Gaſſen 16 m breit fein, damit 
der Verkehrsſtrom, der aus der 11 m breiten Straße herauskommt, 
in einer 16 m breiten Gaſſe Gelegenheit hat, ſich auszufluten! 
Das iſt die Logik, mit der die betreffenden Herren dazu gelangen, 
uns zu verdächtigen. Das wollte ich nur conſtatiert haben. (Leb— 
hafter Beifall und Händeklatſchen rechts.) 

Gem.⸗Nath Dr. Grübl (zur Geſchäftsordnung): Nachdem die 
Angelegenheit ausreichend beleuchtet worden iſt, beantrage ich Schluss 
der Debatte. (Beifall rechts.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt Schlufs der 
Debatte beantragt, die Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) — Angenommen. 

Zum Worte ſind vorgemerkt die Herren Gemeinderäthe — 
(ẽUSruhe und! Zwiſchenrufe links). Ich bitte, Sie müſſen enſchuldigen, 
aber dieſes Benehmen paſst wirklich eher in eine Schulſtube, als 
in den W (Oho-Rufe links.) Dieſe Bemerkung halte ich 
für gerechtfertigt. (Unruhe links. Gem.-Rath Gregorig: Für 
die Belehrung danken wir; da hört ſich alles auf, wir werden wie 
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Schulbuben behandelt!) Ich bitte, ich laſſe mich mit Ihnen in 
eine Discuſſion überhaupt nicht ein, aber die Bemerkungen, die 
ich zu machen verpflichtet bin, werde ich Ihretwegen nicht unter— 
drücken. (Gem.⸗Rath Gregorig: Ja, die Röhrlpartei! Es iſt kein 
Wunder!) Zum Worte ſind noch gemeldet die Herren Gem.-Räthe: 
Djörup, Schlechter, Trambauer, Matzenauer, Grün— 
beck, Joſef Müller, Eigner, Jedliöka, Gſchwandner, 
Dr. Klotzberg, Dr. Lueger, Dr. Grübl, Gregorig. 

Gem.-Nath Ventnitz (zur Geſchäftsordnung): Ich ſtelle den 
Antrag auf Wahl von Generalrednern. (Beifall rechts. — Gelächter 
links.) 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt der Antrag auf 


Wahl von Generalrednern geſtellt worden. Die Herren, welche dem 
zuſtimmen, bitte ich die Hand zu erheben. (Geſchieht.) — An— 
genommen. 

Ich bitte mir gefälligſt zu ſagen, welche Herren pro oder 
contra ſprechen wollen. (Der Vorſitzende verliest die Namen der 
eingetragenen Redner, und es melden ſich pro die Gem. -Räthe: 
Djörup, Schlechter, Matzenauer, Joſef Müller, Dr. 
Klotzberg, Dr. Grübl, — contra die Gem.-Räthe: Tram— 
bauer, Grünbeck, Eigner, Jedliéka, Gſchwandner, 
Dr. Lueger und Gregorig. 

Ich unterbreche die Sitzung auf zwei Minuten zur Wahl 
von Generalrednern. — (Nach Wiederaufnahme der Sitzung): 
Zum Worte gelangt Herr Gem.-Rath Dr. Lueger als General— 
redner contra. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine ſehr geehrten Herren! Ich 
habe mich jetzt von meinen Collegen über die Angelegenheit infor— 
mieren laſſen und ich muss ſagen, dafs der Antrag, welchen Herr 
College Ziegelwanger geſtellt hat, mir nur praktiſcher und 
vollkommen entſprechender zu ſein ſcheint. 

Erlauben Sie, bevor ich dieſen Ausſpruch näher begründe, 
daſs ich mit einigen Worten dem unmittelbaren Herrn Vorredner 
Stadtrath Noske erwidere. 

Meine Herren! Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, dafs jedermann 
mit der Gemeinde in irgend welche Beziehungen treten kann. Wenn 
z. B. jemand Grundbeſitzer iſt und er will den Grund verbauen, 
ſo mufs er bei der Gemeinde einſchreiten um Ertheilung des 
Bauconſenſes, ſchon früher um die Namhaftmachung der Bau— 
linie, kurz und gut, es kann jedermann, daher gewißs auch ein 
Stadtrath, in die Lage kommen, mit der Gemeinde Wien in Ver— 
bindungen zu treten und es iſt an einer ſolchen Sache nichts 
beſonders Auffallendes. 

Ich geſtehe Ihnen auch offen: ich bin dieſer Angelegenheit, 
als ich den Antrag des Stadtrathes geleſen hatte, vollſtäudig 
objectiv gegenüber geſtanden und habe dabei nicht im geringſten 
an irgend etwas Ungehöriges gedacht, was vielleicht vorgehen 
könnte, um eine böſe Meinung gewinnen zu können. 

Aber, meine Herren, wenn etwas in der Lage iſt, Einem die 
Sache höchſt verdächtig erſcheinen zu laſſen, dann ſind es gerade 
die Worte, die Herr St.-R. Noske geſprochen hat. (Rufe 
links: So iſt es!) 

Die Herren verzeihen, dass ich es ſage: wenn man in ſolcher 
Weiſe über einen Collegen deswegen herfällt, weil er einer anderen 
Anſchauung ift als der Stadtrath, dann, ſehr geehrte Herren, 
mus wirklich etwas Verdächtiges an der Geſchichte ſein. (Beifall 
links. Widerſpruch rechts.) Da können Sie machen, was Sie 
wollen, in der geſammten Bevölkerung wird das Gefühl wach— 
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gerufen werden, das dieſer Übereifer, der ſich in der Vertheidigung 
entwickelt, das beſte Kennzeichen dafür iſt, daſs dann doch die 
Herren gewiſſe Gefälligkeiten ihren Collegen erwieſen haben. Auf 
mich machte es den Eindruck, da nützt Ihnen nichts; wenn Sie 
nicht wollen, daſs dieſer Eindruck erzeugt wird, dann unterdrücken 
Sie gefälligſt ſolche Reden, wie fie St.-R. Noske gehalten 
hat, dann unterdrücken Sie ſolche Reden, welche geeignet ſind, eine 
ganze Partei in empfindlichſter Weiſe zu beleidigen. Wenn es auch 
der Herr Vorſitzende nicht fühlt, aber wir fühlen es; wenn uns 
abgeſprochen wird, dafs wir Ehrenmänner ſind, ſo iſt das eine 
ſchwere Beleidigung, die uns zugefügt wird. Ich bemerke übrigens 
nebenbei, dajs es uns vollſtändig gleichgiltig iſt, welche Anſchauung 
Herr StR. Noske über uns und unſere Partei hat. (Beifall 
links.) Das iſt uns gleichgiltig! Ja, es gereicht uns ſogar zur 
Ehre, wenn Herr St. -R. Noske uns nicht für Ehrenmänner 
hält! (Anhaltender Beifall und Händeklatſchen links. — Gem. 
Rath Gregorig: Der Hieb ſitzt!) 

Gehen wir auf die Sache etwas näher ein. Ich muſste dem 
Herrn Stadtrath eine kleine Lection ertheilen, damit er nicht über— 
müthig wird. (Lebhafte Heiterkeit rechts.) Gehen wir alſo auf die 
Sache über. 

Es werden hier einzelne Bauſtellen beantragt, deren Umfang 
außerordentlich gering iſt, und wenn Sie den Antrag des Stadt— 
rathes leſen, jo werden Sie zugeben, das es geradezu ein Hohn 
iſt, da auch noch von einem Garten zu ſprechen; wo da ein 
Garten hinkommen ſoll, iſt mir unbegreiflich. Vielleicht daſs Einer 
ein Roſenſtöckerl irgendwohin pflanzen kann — viel mehr wird nicht 
übrig bleiben. Ich bitte dieſe Parcellen anzuſchauen, ich möchte 
wiſſen, wo da ein Garten Platz hat? (Oho-Rufe!) Das iſt richtig! 
Am Dache kann er einen Garten anlegen, aber ſonſt wird er 
keinen Platz bei dieſer Parcellierung finden. 

Es iſt alſo zweifellos, dafs der Antrag, wie ihn der Herr 


College Ziegelwanger geſtellt hat, ein viel richtigerer und 


praktiſcherer iſt, und dafs er auch entſpricht der Berückſichtigung 
der dort befindlichen Kirche. Nur durch den Antrag Ziegel— 
wanger wird die Kirche freigeſtellt. 

Wie jetzt die Parcellierung durchgeführt wird, wird die Kirche 
für ewige Zeiten verbaut, und wenn Sie ſchon auf die Freiſtellung 
der Kirche ſo großen Wert legen — und ich glaube mit Recht — 
wenn Sie ſagen, die eine Bauſtelle darf nicht verbaut und es 
mus das Bauverbot darauf vorgemerkt werden, dann müſſen Sie 
geradezu den Antrag Ziegelwanger annehmen, weil er die 
Kirche für immerwährende Zeiten freiſtellt und den einzig richtigen 
Verkehr ſchafft. 

Nun wende ich mich bezüglich dieſes Antrages an den Stadt— 
rath. Im Stadtrathe ſitzen ſehr viele Juriſten; der Bürgermeiſter 
iſt Juriſt, der erſte Vice-Bürgermeiſter iſt ein Juriſt, der zweite 
Vice⸗Bürgermeiſter iſt ein Juriſt und auch ſonſt ſitzen noch ſehr 
viele Juriſten dort. Ich erlaube mir nun, an meine Herren Collegen 
im Berufe folgende Frage zu richten: Wie wollen Sie denn den 
Punkt 5 durchführen? Im Punkt 5 heißt es: „Dieſe sub 4 be— 
dungene Pflicht zur unentgeltlichen Übergabe und Niveauherſtellung 
iſt auf den Bauſtellen 1—13 und deren reſtlichen Grundtheilen 
(k“ g g“) grumndböcherlich vorzumerken.“ 

Erſtens ſage ich den geehrten Herren Juriſten, welche im 
Stadtrathe ſitzen, daſs von einer Vormerkung hier gar nicht 
geſprochen werden kann; entweder gibt es eine grundbücherliche 
Einverleibung, oder im vorliegenden Falle eine grundbücherliche 
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Anmerkung. Der Fall einer grundbücherlichen Vormerkung iſt gar nicht 
denkbar und der Antrag, wie er hier ſtiliſiert iſt, iſt geradezu eine 
Blamage für ſämmtliche Juriſten des Stadtrathes. (Heiterkeit 
links.) Erſte Blamage! 

Zweite juriſtiſche Blamage! Wenn einmal dieſe Parcellierung 
durchgeführt iſt, dann erſcheinen im Grundbuche nur mehr die 
einzelnen Bauſtellen. Die Herren werden mir das wohl zugeben. Der 
Straßengrund muss abgeſchrieben und in das Verzeichnis des 
öffentlichen Gutes eingetragen werden und nun, meine Herren 
Juriſten des Stadtrathes, frage ich Sie: Wie wollen Sie etwas 
anmerken oder einverleiben laſſen auf Bauſtellen, wo es ſich um 
die Pflicht der unentgeltlichen Übergabe und die Niveauherſtellung 
der Straße handelt? Wie wollen Sie das machen? Wiſſen Sie 
nicht, dafs, wenn man auf fremdem Grund und Boden das ein— 
verleiben läſst, ein Wert angegeben ſein muss, wiſſen Sie nicht, 
daſs ſogenannte Reallaſten nur dann auf einem Grunde eingetragen 
werden können, wenn ſie ſich auf die Gründe beziehen, welche im 
öffentlichen Buche erſcheinen? Wiſſen das die geehrten Herren 
nicht? Wenn ſie das nicht wiſſen, dann ſoll ſich der Stadtrath 
penſionieren laſſen. (Heiterkeit.) Denn das find ungeheuere Böcke, 
und es iſt geradezu unbegreiflich, dafs eine Corporation, in welcher 
fo viele Juriſten ſitzen, ein ſolch juriſtiſches Unding dem Gemeinde— 
rathe vorlegen kann. Ich appelliere an die Juriſten, die nicht dem 
Stadtrathe angehören; ſie ſollen hier ſagen, ob das wahr iſt oder 
nicht; ich appelliere an alle meine Berufscollegen, ſie ſollen mir 
ſagen, ob das richtig iſt oder nicht. Nun kommen Sie mit einem 
ſolchen Antrage. Ich erkläre Ihnen, Punkt 5 iſt gar nicht durch— 
zuführen, ſondern Punkt 5 ift in folgender Weiſe zu erledigen. 
Es muss der betreffende Straßengrund ſofort im ordentlichen 
Niveau an die Gemeinde abgetreten werden. So wird eine derartige 
Angelegenheit durchgeführt, oder nachdem die Worte dem Herrn 
St.⸗R. Noske ſo ſehr gefallen, fo ſteht die Sache (Heiterkeit), 
und nicht ſo, wie es der Stadtrath meint. Der Stadtrath verſteht 
von der ganzen Sache gar nichts, und es iſt geradezu, wie ſoll 
ich ſagen, unbegreiflich, wie ſolche Anträge dem Gemeinderathe 
vorgelegt werden können. Die Punkte VI à b und laſſen ſich 
grundbücherlich ſicherſtellen, obwohl das auch ein merkwürdiger 
Ausdruck iſt. Aber den will ich noch acceptieren. Da wird eine 
ſogenannte Reallaſt, eine ſogenannte Servitut, eventuell geſchaffen, 
aber Punkt 5 iſt unannehmbar, und ſchon aus dieſem Grunde 
müſſen Sie dem Antrage, der, wenn ich nicht irre, geſtellt worden 
iſt, zuſtimmen, die Angelegenheit neuerdings an den Stadtrath 
zurückzuweiſen. 

Ich enache dem Herrn Referenten nicht den geringſten Vor— 
wurf, denn er verſteht das offenbar nicht. Ich verſtehe von dem 
Baufache nichts und er verſteht von der Juriſterei nichts. Das 
iſt ganz erklärlich. Ein Baumeiſter — dieſe Erfahrung habe ich 
immer gemacht — glaubt, es geht Alles, wenn es auch ſchlieſslich 
zuſammenfällt. (Heiterkeit.) Es geht eben nicht Alles, meine Herren, 
und ſpeciell das nicht, was man hier unter 5 vorſchlägt. Ich 
komme zu Ende, und Sie ſehen, dass ich Recht habe, wenn ich 
ſage, daſs man die Anträge mit vollſtändiger Objectivität beſprechen 
kann, dass man fie auf ihre Güte prüfen kann und, wenn man 
das thut, zu Schwächen kommt, die merkwürdiger Natur ſind. 

Ich will annehmen, meine Herren, daſs hier kein Geheimnis 
dahinter ſteckt, ich will annehmen, dafs Herr St.-R. Noske 
nur im Übereifer gehandelt hat, in einer — wie ſoll ich ſagen — 
gewiſſen Wuth gegen unſere Partei, in dem Beſtreben, unſere Partei 
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zu reizen, und wenn möglich Scandal hervorzurufen, durch welches 
Beſtreben Herr St.-R. Noske ſich einzig und allein auszeichnet. 
(Beifall links.) 

Ich will das annehmen und will es nicht ſeiner Partei zur 
Laſt lege; aber wenn Sie das, was ich Ihnen geſagt habe, 
unparteiiſch erwägen, ſo werden Sie mit mir übereinſtimmen, wenn 
ich erkläre, daſs die Zurückweiſung der Anträge nothwendig iſt. 
Eventuell ſtelle ich folgende Anträge: Punkt 5 habe zu entfallen 
und es habe zu heißen: „Die unentgeltliche übergabe 
und Niveauherſtellung, welche in Punkt 4 beſtimmt 
iſt, iſt gleichzeitig mit der Parcellierung zu veran— 
laſſen, und ſind die betreffenden Grundſtellen in das 
Verzeichnis über das öffentliche Gut einzureihen.“ 
Das iſt der einzig richtige Antrag. Weiter ſtelle ich den Antrag: 
„Es ſoll auf dieſe eine Parcelle — das iſt die Parcelle 
bei der Kirche — ich weiß jetzt deren Nummer nicht (Rufe: 
Nr. 1) — nicht bloß das Bauverbot gelegt werden, 
ſondern es ſoll der betreffende Parcellenwerber ver— 
pflichtet werden, dieſe Parcelle zur Schaffung eines 
unentgeltlich und im richtigen Nivean 
an die Gemeinde Wien abzutreten.“ 

Dieſe zwei Abänderungsanträge ſtelle ich, und ich glaube, Sie 
ſind verpflichtet, dieſe beiden Anträge anzunehmen, wenn Sie 
nicht wirklich den Schein auf ſich laden wollen, dafs doch vielleicht 
ein biſschen Kameraderie hinter der Sache ſteckt. Damit empfehle 
ich meine Anträge. (Beifall links.) 

Gem.-Nath Joſef Müller: Bevor ich zur Frage der 
Parcellierung übergehe, möchte ich auf die Ausführungen des 
Herrn Vorredners einiges erwidern. Er verlangt, daſs in Punkt 5 
aufgenommen werde, dajs die Niveauherſtellung, die Übergabe in 
das richtige Niveau gleichzeitig mit der Parcellierung durchgeführt 
werde. Das iſt eine Sache der Unmöglichkeit. Wenn Sie das als 
Princip aufſtellen, machen Sie ſehr viele Parcellierungen voll— 
kommen illuſoriſch; ich werde mir erlauben, Ihnen das zu beweiſen. 
Denken Sie ſich einen großen Complex, der viele Joche umfaſst; 
einer kommt und parcelliert dieſen Grund, durchzieht ihn mit 
Straßen; er iſt nicht in der Lage, das ganze ſofort zu verbauen, 
ſondern ſucceſſive. Jetzt verbaut er ein Haus und Sie wollen ihm 
die Bedingung aufdisputieren, daſs er ſofort die ganze Abgrabung 
dieſer Straße, die Tauſende, ja vielleicht Hunderttauſende koſtet, 
vornehme. Das iſt geradezu eine Schädigung des ganzen Bau— 
gewerbes. (Zuſtimmung rechts.) Es iſt rein und abſolut nicht 
möglich. Juriſtiſch iſt es allerdings möglich, ſo etwas als Servi— 
tut in das Grundbuch zu geben, aber praktiſch iſt es abſolut 
ausgeſchloſſen, und man kann es unter keiner Bedingung thun. 
Wer ſich praktiſch damit befafst und befaſst hat — und ſämmt— 
liche Fachgenoſſen werden mir zuſtimmen. — daßs es eine Sache 
der Unmöglichkeit iſt, jemandem eine derartige Laſt infolge der 
Parcellierung aufzubürden, die er abſolut zu tragen nicht imſtande 
iſt, der müsste rein ein Millionär ſein. (Rufe rechts: Und der 
geht zugrunde! — Rufe links: Es iſt überall fo!) Nein, nirgends 
geſchieht das. Bei den Parcellierungen, die mir bekannt ſind — 
und ich habe ſchon hunderte durchgeführt, und ich war bei ſehr 
vielen in der Commiſſion — iſt eine ſolche Bedingung noch nie 
aufgeſtellt worden. Die Bedingung, die man aufſtellt, iſt folgende: 
Der betreffende Parcellenwerber iſt gehalten, den Grund, welcher 
auf die Straße fällt, ſofort unentgeltlich abzutreten. Das iſt die 
Bedingung, die überall und auch hier verlangt wird. Ich gebe 
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zu, daſs das Wort „vormerken“ nicht gerade in den Rahmen 
passt, es ſollte heißen „einverleiben“. 
Kanzlei und des Amtes, das derartige Sachen herausgibt; Sie 
ſollen nicht Worte herausgreifen und daraus Concluſionen ziehen, 
die das Baugewerbe geradezu ſchädigen. (Zuſtimmung rechts.) 

Jetzt möchte ich auf die eigentliche Parcellierung zurückgehen. 
Jede Parcellierung ſoll von zwei Standpunkten betrachtet werden, 
und zwar von dem Standpunkte, das fie vollkommen richtige und 
breite Straßen ermöglicht, welche dem dortigen Verkehre und den 
Verhältniſſen entſprechen, und zweitens, daßs die Parcellen der— 
artige ſind, welche in Verbindung mit der Verbauung, die man 
darauf plant, in ſanitärer Hinſicht günſtig wirken. Wenn Sie ſich 
die Parcellierung beſehen, jo finden Sie, dajs eine Straße geplant 
wird, die eine Länge von 120 bis höchſtens 130 m hat. Ich bitte, 
das genau ins Auge zu faſſen. Das iſt ganz beſtimmt eine 
ſecundäre Straße; da wird mir niemand beweiſen können, daſss 
das eine Straße iſt, die größere öffentliche Rückſichten erheiſcht. 
Es iſt im Baugeſetze und in anderen Geſetzen gejagt, daßs ſecundäre 
Straßen eine Breite von 6°, reſp. 11˙3 m erhalten können. Wo 
wollen Sie dies zum Ausdrucke bringen? Die Geſetzgeber haben 
für dieſe Straßen dieſes Geſetz gemacht, indem fie gewufst haben, 
daſs die Straßen vollkommen genügend find, dafs die Breite voll: 
kommen ausreichend iſt. Wo wollen Sie 11˙3 m anwenden, als 
bei einer 130 m langen Straße, die gar nicht befahren wird, die 
eine Sackgaſſe iſt, weil fie durch eine Quergaſſe abgeſchloſſen iſt, 
die zwiſchen zwei breiten Hauptſtraßen iſt. Wo wollen Sie eine 
ſecundärere Linie finden? Und auch von dieſer Seite, die ſich gegen 
den Antrag ausgeſprochen hat, vom Herrn Gem.-Rathe Ziegel— 
wanger, iſt zugegeben worden, dajs dieſe Straße vollkommen 
breit genug iſt. 

Aus dieſem Grunde hat ſich der Stadtrath bewogen gefühlt, 
die Straßenbreite auf 11˙3 m zu fixieren. In dieſer Beziehung 
iſt alſo dem Stadtrathe gewiſs kein Vorwurf zu machen, weil ihm 
hierin ſogar von jener Seite zugeſtimmt worden iſt, die dagegen 
opponiert. 

Bezüglich der ſanitären Verhältniſſe möchte ich mir Folgendes 
zu bemerken erlauben: Die ſanitären Verhältniſſe einer Parcelle 
baſieren auf dem Verhältniſſe der verbauten zur unverbauten 
Fläche. Sie können eine Parcelle nehmen, die 3000) miſst, gegen- 
über einer ſolchen von 8000“, die aber, wenn fie verbaut ift, viel 
ſanitätswidriger iſt als die letztere. Warum? Weil Sie eventuell 
auf einer 300klafterigen Parcelle ein Haus mit 200 oder 25009 
bauen können, jo daſs bloß 15 oder 20% unverbaut bleiben. 
Und daraus reſultieren die ſogenannten guten oder ſchlechten ſani— 
tären Verhältuiſſe einer Bauſtelle. 

Hier haben Sie Bauſtellen mit 80, 9000. Es ſteht hier 
ausdrücklich: die Verbauung hat derart zu geſchehen, daſs 40% 
verbaut werden und 60% unverbaut bleiben. Es iſt alſo ein 
Licht⸗ und Luftraum geſchaffen, der unter allen Verhältniſſen voll— 
kommen genügt. Und wenn Sie berückſichtigen, dafs die einzelnen 
Parcellen für ſich wiederum an den Gärten der Nachbarſchaft 
participieren, dann finden Sie, dajs- die Bewohner dieſer Häuſer 
gewiſs in ſanitärer Beziehung vollkommen genügend bedacht ſind. 

Es wird jetzt der Generalplan gemacht; ich habe die Ehre, 
der betreffenden Commiſſion anzugehören. Es iſt beſonders darauf 
Rückſicht genommen, daſs eine derartige Verbauung ſtattfinden 
kann. Es werden derartige Bauſtellen projectiert, weil man auf 
die Leute Rückſicht nehmen mußs, die nicht das Geld ausgeben 
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können, um ſich ein paar hundert Quadratklafter Grund zu kaufen 
(Lebhafte Zuſtimmung), und das ſind die armen Beamten. Ich 
habe Gelegenheit gehabt, das Cottageviertel in Gerſthof kennen zu 
lernen, ich habe bei ſeiner Entſtehung mitgewirkt. Es hat ſich in 
ganz kurzer Zeit ſehr ausgedehnt; es ſind meiſt Poſtbeamte, 
kleinere Beamte, die durch die Abzahlung ſich ein Heim gründen 
wollen und ihren Kindern 60 m? und nicht mehr gönnen können. 

Wir müſſen ſolche Parcellen bewilligen, ſonſt ſperren wir den 
kleinen Beamten die Möglichkeit ab, ſolche Häuſer zu bauen. 
(Beifall.) Es wird das mit einem Kopfſchütteln zu negieren geſucht; 
aber es iſt ſo, ich habe die Erfahrung. Wenn Sie nur einen 
Preis von 8 fl. annehmen, ſo haben Sie bei einer derartigen 
Parcelle ſchon 640 fl., und wenn wir es ſo annehmen, wie der 
Herr Gem.-Rath Ziegelwanger will, ſo ſind es ſchon 1280 fl. 
Dieſe Leute rechnen aber mit dem Gulden, nicht mit Hundertern. 
Sie ſind nicht in der Lage, ſoviel zu zahlen. Nicht ein einziger 
Redner hat irgend einen wirklich ſtichhältigen Grund eingewendet, 
warum das nicht zu geſchehen hat. Sanitär iſt es entſprechend, die 
Straßenbreite iſt vollkommen richtig; deshalb hat der Stadtrath 
es genehmigt. Ich glaube, ſämmtliche Herren werden zugeben, 
dass das richtig iſt. 

Ich möchte nur noch auf den mir hier zu Geſichte gekommenen 
Plan — ich weiß nicht, von wem er iſt — einen Moment zurück— 
kommen. In dieſem Plane iſt die Straße derart aus dem Grunde 
des betreffenden Parcellierungswerbers herausgerückt, dass fie ganz 
auf den Grund des Nachbars zu ſtehen kommt. Der Betreffende, 
der die Fläche hat, parcelliert, wie er will. Wenn keine geſetzlichen 


Gründe vorhanden ſind, dürfen wir vernünftigerweiſe die Parcel— 


lierung nicht verweigern. Wenn der Herr College Ziegel wa nger 
parcellieren will, kann er auch die Linie legen wie er will. Ich 
vertrete weder den einen, uoch den andern, und kann nur verſichern, 
wie es hier vorkommt, würde ich nicht parcellieren. Die Gemeinde 
ſollte das auch nicht bewilligen. Warum? Weil nur die Hälfte 
der Straße bei dieſer Pareellierung eröffnet wird. Wenn Sie das 
Baugeſetz leſen, werden Sie finden, das die Beſtimmung beſteht, 
daſs die halbe Straße in öffentliches Gut zu bringen iſt. Man 
würde ein Rechtsverhältnis ſchaffeu, durch welches man den Par— 
cellierungswerber in ganz enormer Weiſe ſchädigen würde. 

Aus dieſen Gründen erſuche ich die Herren, ich möchte Sie 
nicht weiter ermüden, denn jeder wird ſich bereits ein vollkommen 
klares Urtheil gebildet haben, dieſe vollkommen richtigen und auch 
in der Stiliſierung zutreffend formulierten Anträge anzunehmen, 
eventuell ſtatt „Vormerkung“ beſſer „Einverleibung“ zu wählen. 
(Beifall und Händeklatſchen.) 


Referent: Meine Herren! Ich bin größtentheils bereits durch 
die Ausführungen des geehrten Herrn Vorredners weiterer Be— 
merkungen überhoben und habe nur noch weniges beizufügen. 
Wenn es ſich um eine Baulinien-Beſtimmung handeln wird, welche 
die Gemeinde aus eigener Initiative vornimmt, dann wäre es ja 
möglich, daſs man auf den Antrag des Collegen Ziegelwanger 
eingehen könnte. Ich will ja nicht jagen, dajs dieſer Antrag fachlich 


unzweckmäßig iſt und daſs nicht an ſich die Straßenführung ebenſo 


zuläſſig wäre; wenn Ste aber Ihren Entſchlufs nach dieſer Richtung 
treffen würden, ſo möchte ich doch fragen, wann dann dieſe Straße 
durchgeführt wird. Sicher würde der heutige Bauwerber nichts 
dazu beitragen. Denn die Verbauung des Beſitzes wäre dann für 
ihn ungünſtig und wir hätten alſo die Verbindung nicht erreicht. 
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Nun iſt aber noch ein hervorragender Nebenzweck dabei, 
nämlich den Kirchenbau zu ermöglichen, und das iſt vielleicht leichter 
bei der dermaligen Baulinie, denn dann haben Sie die ganze 
Parcelle I zur Verfügung, und der geehrte Herr contra-Redner hat 
das Richtige getroffen, indem er ſagt, dieſe Parcelle ſolle verſchenkt 
werden, ſie ſolle dem Manne abgenommen werden. Er hat alſo 
ganz richtig und praktiſch herausgefühlt, daßs die Parcelle I gerade 
zum Kirchenbau ſehr geeignet ſei. Nun geht es aber nicht nach 
dem Baugeſetz, zu Gunſten eines Kirchenbaues eine Parcelle zu 
confiscieren, ſondern es geht nur an, zu Gunſten eines öffentlichen 
Platzes die Abtretung bis zu 23 m durchzuführen, und dies iſt 
hier vorgekehrt. 

Was nun die Frage, dass dort zu wenig Gärten find, an— 
belangt, jo bemerke ich, dass der Unterſchied eben in dieſer Ver— 
bauung gegenüber der geſchloſſenen Bauweiſe liegt. Der Mann 
könnte in vollkommen geſchloſſener Front bauen; er begibt ſich 
aber dieſes Rechtes und baut in offener Weiſe. Das iſt immerhin 
ein großer Vortheil in ſanitärer Richtung und für die ganze Lage 
dort ganz ausgezeichnet. 

Nun, meine Herren, dass die Bauparcellen klein find, iſt ja 
richtig, ſie wären auch viel zu klein, wenn dort hohe Häuſer 
errichtet werden ſollten; aber es ſoll ja den kleinen Leuten ermög— 
licht werden, ſich dort anzubauen und ein ſolches Haus ſammt 
Grund kommt ohnehin ſchon auf 5—6000 fl., ein Betrag, der 
eigentlich hoch genug iſt; eine Vergrößerung der N wäre 
alſo gewiss nicht angezeigt. 

Ich glaube daher, meine Herren, daſs der Stadtrat alles 
gethan hat, um die Straße durchzuführen und die Anſprüche der 
Kirche zu retten; gerade von dieſer Seite ift die Sache aufzufaſſen, 
und mich wundert es, dass ein Antrag, der eigentlich die Förde— 
rung des dortigen Kirchenbaues zum Ziele hat, und der, ich möchte 
ſagen, vielleicht in etwas eigenmächtiger und weitgehender Weiſe 
den Parcellanten trifft und vielleicht nicht ganz zu rechtfertigen iſt, 
daſs ein ſolcher Antrag bekämpft wird. 

Ich mache aufmerkſam, dafs der Antrag zuerſt lautete: Es 
ſei dieſes Bauverbot mit Rückſicht auf den Kirchenbau aufzulegen. 
Das war die Abſicht und iſt es heute noch, nun wurde aber 
gefunden, das geht geſetzlich nicht, und man iſt daher zu der 
Faſſung gekommen: „zu Gunſten eines öffentlichen Platzes“. Ich 
glaube daher, die Herren können vollkommen beruhigt den An— 
trägen des Stadtrathes zuſtimmen. 

Gem.-Nath Dr. Hackenberg (zur Berichtigung): Der Herr 
contra-Redner hat mit dem ihm in ſolchen Dingen eigenen Aplomb 
die Juriſten des Stadtrathes in ganz außerordentlicher Weiſe an— 
gegriffen; wenn ich ihm in derſelben Weiſe erwidern wollte, ſo 
müfste mein Angriff eigentlich viel vehementer fein. Er hat den 
Punkt 5 in juriſtiſcher Beziehung beanſtändet, indem er behauptete, 
die Durchführung desſelben, die Sicherſtellung als Reallaſt ſei 
unmöglich. (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Ja, unmöglich!) Nun, ich 
war erſtaunt über die theoretiſche Richtigkeit dieſer Behauptung, und 
erſtaunt, daſs ein Mann, der nahezu 20 Jahre dem Gemeinderathe 
angehört, eine ſolche Behauptung aufſtellt, da ihm doch unzählige 
Fälle vorgekommen fein müſſen, dajs eine ſolche Reallaſt that- 
ſächlich ſichergeſtellt wurde. 

Ich erinnere ihn — er hat ſonſt ein gutes Gedächtnis — an die 


Sicherſtellung der Reallaſt bezüglich der Parzellierung der Gründe 


der Oſterreichiſchen Baugeſellſchaft in der Brigittenau, wegen 
Abtretung der Straße und Niveauherſtellung zu der Kloſterneu⸗ 
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burger- und anderen Straßen. Alſo das, was er vom juriſtiſchen 
Standpunkte als undurchführbar bezeichnet, muſs ich von meinem. 
Standpunkte als durchaus durchführbar und als in unzähligen 
Fällen vorgekommen bezeichnen, und wenn er jetzt noch einen 
Zweifel hat, habe ich an ihn nur die Bitte zu ſtellen, ſich in das 
Baudepartement zu begeben und ſich in der Richtung ein 
Privatiſſimum geben zu laſſen. Richtig iſt das Eine, und da 
haben es die Juriſten an der nöthigen Aufmerkſamkeit ermangeln 
laſſen, daſs fie das Wort „vormerken“ gebrauchen; man hätte den 
Ausdruck „eintragen“ oder, was richtiger wäre, „einverleiben“ 
gebrauchen ſollen. In jeder anderen Beziehung iſt das unrichtig. 
Ich habe viele Baureferate im Stadtrathe gehabt, wo das durch— 
geführt und ſeitens der Gerichte kein Anſtand gemacht wurde. Ich 
mufs glauben, daſs der Herr Collega in dieſem Momente mit 
dem Jus etwas in Conflict gerathen iſt. (Heiterkeit rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Ja, meine Herren, vielleicht geſtattet mir der Herr Vorſitzende, auch 
in der Weiſe thatſächlich zu berichtigen, wie es der Herr Stadt— 
rath Dr. Hackenberg gethan hat. Ich werde dieſe Erlaubnis 
nicht miſsbrauchen. Ich conſtatiere gegenüber dem Herrn Stadt— 
rath Dr. Hackenberg Folgendes: Es iſt in früheren Zeiten. 
manchmal vorgekommen, dass das k. k. Landesgericht in Wien 
derartige ſogenannte Reallaſten grundbücherlich einverleibt oder 
angemerkt hat; das iſt vorgekommen, aber dann iſt dieſe Frage 
einmal zur Austragung gelangt, und es iſt jetzt entſchieden, daſs 
die Einverleibung derartiger Reallaſten auf fremden Grund und 
Boden, und das iſt das Wichtige, „auf fremden Grund 
und Boden“ ohne Angabe des Betrages, für welchen das 
Pfandrecht haftet, unmöglich iſt. Wenn der geehrte Herr Collega 
Dr. Hackenberg es wünſcht, werde ich ihm ein Privatiſſimum 
über die Sache leſen, wir brauchen aber nicht zum Bauamte zu 
gehen, ſondern gehen lieber zum Landesgerichte Wien in Civilſachen; 
dort wird die richtige Quelle ſein, wo über das Jus und die 
Handhabung desſelben etwas zu erfahren iſt. Das iſt die erſte 
thatſächliche Berichtigung. Zweitens berichtige ich gegenüber dem 
Herrn Stadtrath Müller Folgendes: In dem Momente, als 
die Parcellierung grundbücherlich durchgeführt wird, verſchwindel 
der unentgeltlich abzutretende Straßengrund aus dem Grundbuche 
und muſs in das Verzeichnis des öffentlichen Gutes übertragen 
werden. — Ich conſtatiere weiters die Thatſache, dass in dem— 
ſelben Momente die Gemeinde Wien Eigenthümerin des be— 
treffenden Grundes wird, und wenn ſie auch nicht den phyſiſchen 
Beſitz und Genuſßs bekommt, fo iſt das ein Abuſus, welcher ſich 
wiederholt zugetragen hat. Es iſt aber contra legem, es ſollte 
von Seite der Gemeinde Wien eigentlich eine Verpachtung oder 
Vermietung eintreten. Ich bin mit meinem Antrage vollſtändig im 
Rechte, und es gibt keinen Juriſten, der mir nicht zuſtimmen 
würde, außer er ſitzt vielleicht im Stadtrathe; dort ſcheint man. 
eben das Jus zu vergeſſen, was man gelernt hat. (Lebhafte 
Heiterkeit links.) 

Gem.-Nath Dr. Grübl (zu einer Berichtigung): Gegenüber 


den Bemerkungen des Herrn Vorredners und den gleichen Bemer— 
kungen, 


welche er früher gemacht hat, ſehe ich mich bemüſſigt, 
Folgendes zu bemerken: Es iſt ausnahmsloſe Praxis in Baus 
ſachen, daſs in der Weiſe die Verpflichtung zur Übergabe von 
Straßengründen im richtigen Niveau und in der entſprechenden 
Breite ſichergeſtellt wird wie beantragt wurde, und es kann nicht, 
eine Blamage ſein, wenn man thut, was allgemeine Praxis iſt, 
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ſondern es muſs als eine Blamage auf jener Seite erſcheinen, 
welche behauptet, daſs das unmöglich iſt. Ich will mich nicht 
ſelbſt als Autorität anführen, obwohl ich mich erinnere, das der 
Herr Vorredner ſelbſt früher wiederholt über derlei Stücke in der 
Rechtsſection referiert hat. Ich möchte mir erlauben, wenige 
Worte aus einer Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes mit 
Erlaubnis des Herrn Präſidenten zu verleſen. (Liest): „Wird die 
ſofortige Eröffnung einer neuen Straße von der Gemeinde nicht 
beabſichtigt, alſo wird die Straße nach der Parcellierung wohl 
beſtimmt, wird aber nicht beabſichtigt, daſs die Straße ſofort 


eröffnet werde, dann kann die Gemeinde auch nicht ſofort die 


Erfüllung der Verpflichtung auf Abtretung des Straßengrundes 
von dem Parcellierungswerber verlangen und wird dieſer der ihm 
obliegenden Verbindlichkeit durch Anerkennung und Sicherſtellung 
derſelben vorläufig gerecht.“ Alſo durch Anerkennung und Sicher— 
ſtellung. Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 24. März 
1887. (Dr. Lueger: Die gilt aber nicht.) 

Nun iſt aber der Vorredner trotzdem nicht einverſtanden, 
weil er ja keine Autorität anerkennt; er thut es einmal nicht 
anders, aber ich glaube, man mußs in ſolchen Fällen der Offent- 
lichkeit das Urtheil überlaſſen, wer ſich blamiert hat, derjenige, 
der dieſe Behauptung aufſtellt oder der das Entgegengeſetzte be— 
hauptet, wer in der Sache recht hat und wer nicht, und dann — 
glaube ich — kann man die Angelegenheit für erledigt anſehen. 

Gem.-Nath Nose (zu einer Berichtigung): Ich habe nur 
zwei Worte zu berichtigen. Es iſt unrichtig, wie mir Collega 
Dr. Lueger inſinuiert: ich hätte deswegen gegen Herrn Gre— 
gorig polemiſiert, weil er in der Sache mit dem Antrage des 
Stadtrathes nicht einverſtanden iſt. Das iſt abſolut unrichtig. Ich 
habe gegen Gem.-Rath Gregorig polemiſiert, weil er gegen 
uns die Unbill der Verdächtigung begangen hat, und weil ich ge— 
glaubt habe, dafs es Pflicht der Majorität oder eines Mitgliedes 
derſelben iſt, dieſen Verdächtigungen entgegenzutreten. 

Dass dem Collegen Dr. Lueger für die Unbill der Ver— 
dächtigung das Verſtändnis abgeht, wird gewiſs Niemanden von 
uns wundern. (Zuſtimmung rechts.) 

Gem.-⸗Rath Hawran ek (zur Geſchäftsordnung): Nachdem 
St.⸗R. Dr. Grübl wieder die Debatte eröffnet hat, ſo ſtelle ich 
den Antrag auf Wiedereröffnung der Debatte (Heiterkeit), denn 
was er geſagt, war keine Berichtigung, ſondern Debatte. (Heiterkeit. ) 

Gem.-Aath Ziegelwanger (zur Berichtigung): Ich möchte 
thatſächlich berichtigen, daßs ich nicht gejagt habe, wie Gem.-Rath 
Müller behauptet hat, dafs jeder parcellieren kann, wie er will, 
ſondern ich habe die Erfahrung gemacht, dass früher draußen nur 
Parcellierungen bewilligt wurden, wenn der Bauplatz mindeſtens 
120 U] betragen hat, während jetzt, wo wir in Groß-Wien find, wir 
auf einmal Bauplätze mit 80 Use bekommen. 

Lehnen Sie meinen Antrag ab, machen Sie was Sie wollen, 
ich habe Sie auf alles aufmerkſam gemacht, ich bin meiner Ver— 
pflichtung nachgekommen, ſtimmen Sie über meinen Antrag wie 


Sie wollen, aber Eines möchte ich Sie bitten, ſchauen Sie ſich 


nach einem halben Jahre draußen in Baumgarten an, was Sie 
heute beſchloſſen haben, es wird wunderbar ausſehen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichker: Gem.⸗Rath Hawranek 
hat die Wiederaufnahme der Debatte beantragt. (Heiterkeit.) Jene 
Herren, welche dem zuſtimmen, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minorität. Abgelehnt. 
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Gem.-Nath Dr. Hackenberg: Ich verzichte nach den Be⸗ 
merkungen des Gem.⸗Rathes Dr. Grübl auf das Wort. 

Gem.-Nath Eigner (zur Berichtigung): Ich erlaube mir, 
zu berichtigen über die Berichtigung des St. R. Dr. Hackenberg. 
Er hat nämlich angeführt, dajs es unwahr iſt, was Dr. Lueger 
gejagt hat, dals nämlich die Eintragung oder Einverleibung oder 
Vormerkung im Grundbuche über eine Nichtverbauung ſtattfinden 
ſoll. Ich will berichtigen, daſs das nicht wahr iſt. Ich habe im 
Jahre 1884 in der Gemeinde Hernals eine Parcellierung durch— 
geführt, worüber hier Zeugen ſind, Baumeiſter Gſchwandner 
und Gem.-⸗Rath Grünbeck, wo mir das bewilligt wurde mit der 
Bemerkung, dajs die Gärten im Grundbuche einverleibt oder ange— 
merkt werden müſſen. Ich gieng zum Grundbuchsführer und zum 
Bezirksrichter und habe mich dort erkundigt, ob das durchführbar 
iſt. Beide Herren haben geſagt, es iſt nicht durchführbar. Trotzdem 
muſste ich zum Notar gehen und den Vertrag über die Einver— 
leibung machen laſſen. Das wurde überreicht und zuletzt vom 
Bezirksgerichte Hernals abgewieſen. Ich habe Koſten von 100 fl. 
erlitten und die Gemeinde iſt ſachfällig geworden. Ich conſtatiere 
alſo, daſs das, was vorgebracht wurde, unwahr iſt. Heute gibts 
im Grundbuche nur Garteneinverleibungen, andere Sachen nicht 
mehr. 

Gem.-Rath Djörup (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Ich mußs thatſächlich berichtigen, dafs in den alten Bezirken Wiens 
ſolche Servituten bei Parcellierungen grundbücherlich einverleibt 
wurden. Ich habe in den letzten drei Jahren fünf Häuſer in neu 
parcellierten Gaſſen gebaut, wo ich bei Erlangung des Bauconſenſes 
den Grundbuchsextract habe vorlegen müſſen. Hiebei hat es geheißen, 
dafs bei jedem der Häuſer das vorgemerkt werden muss. Ich kann 
Ihnen die Grundbuchs-Nummern bei ſieben ſolchen Häuſern an— 
geben, die ich in den letzten Jahren ausgeführt habe. Ich bitte, 
meine Herren, das iſt nicht erdichtet, ſondern eine Thatſache. Die 
letzte Parcellierung in dieſer Sache, es ſitzen die Herren hier, 
welche die Parcellierung durchgeführt haben, datiert nur auf vier 
Jahre zurück und fand in der Matzleinsdorferſtraße ſtatt. Auch 
hier wurde bei ſämmtlichen Parcellen eingetragen, dass die an— 
grenzenden Straßen auf das Niveau gebracht werden müſſen. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Gegenüber dem Herrn Gem.-Rathe Dr. Grübl conftatiere ich 
Folgendes: Die Sicherſtellung, welche der Verwaltungsgerichtshof 
bei der verleſenen Entſcheidung ins Auge gefaſst hat, iſt entweder 
eine Sicherſtellung durch Geld oder eine Sicherſtellung durch Ein— 
verleibung eines Pfaudrechtes für eine Geldſumme. Eine grund— 
bücherliche Einverleibung eines derartigen Rechtes, wie es in 
Punkt 5 vorkommt, iſt geſetzlich unmöglich und er möge mir einen 
Fall zeigen, dass ich über einen ſolchen Unſinn referiert oder einen 
ſolchen Unſinn beantragt hätte. Es iſt früher geſchehen, ich weiß 
es, aber in der letzten Zeit ſind Entſcheidungen erfloſſen und ſeit 
dieſer Zeit wird eine ſolche Einverleibung oder Anmerkung nicht 
mehr bewilligt; da können Sie machen, was Sie wollen. Ich 
kann die Herren nicht überzeugen, Sie können es ja probieren und 
Sie werden ſehen, dass Sie abgewieſen werden. 

Gem.-Nath Gregorig (zur perſönlichen Berichtigung): Ich 
berichtige die Außerung des Herrn St. R. Noske, welche dahin 
geht, ich habe den Stadtrath verdächtigt, dahin, daßs ich das 
Wort „Stadtrath“ gar nicht gebraucht habe (Widerſpruch rechts), 
folglich auch den Stadtrath gar nicht verdächtigen konnte. Was 
die perſönliche Beleidigung anbelangt, die mir der geehrte Herr 
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Redner anthun wollte, ſo kann, mich dieſelbe nicht berühren, denn 


er gehört einer Partei an, der- der Herr Gem.-Rath Röhrl ange— 
hört; da wundert es mich nicht. (Heiterkeit rechts. — Bravo! links.) 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Es ſind folgende Anträge geſtellt worden; in erſter 
Linie ein Vertagungs⸗Antrag von Herrn Gem.⸗ Rath Hgiegel- 
wanger, welcher dahin geht, die ganze Angelegenheit wieder an 
den Stadtrath zurückzuweiſen, mit dem Auftrage, eine neue Bau⸗ 
linie zu beſtimmen und zwar in der von ihm beantragten Weiſe. 
Das Nähere werde ich zur Verleſung bringen. Wenn dieſer An— 
trag angenommen wird, ſo iſt die Sache erledigt und geht an 
den Stadtrath zurück; wenn dieſer Antrag abgelehnt wird, ſo 
käme dann der Antrag des Herrn Referenten zur Abſtimmung und 
zwar bei dem letzten Alinea des Punktes 4. Der erſte Antrag des 
Herrn Dr. Lueger als Gegenantrag und bei Punkt 5 der 
zweite Antrag des Herrn Dr. Lueger als Gegenantrag. 

Ich bringe alſo den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Ziegel- 
wanger zur Abſtimmung; derſelbe lautet: 

„Die Parcellierung werde zurückgewieſen, und es 
ſei von Seiten des Stadtrathes eine andere Baulinie zu 
fixieren, und zwar derart, daſs die neu zu eröffnende 
Straße neben der Kirche an der Grenze der Realität 
geführt werde.“ 

Ich bitte jene Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht. — Nach erfolgter alu). Der 
Antrag iſt abgelehnt. 

Herr Gem.-Rath Jedliöka hat den Antrag geſtell, es ſei 
für die Straße eine Breite von 9° zu beſtimmen. Das wäre zur 
Berückſichtigung gelangt, wenn der frühere Antrag angenommen 
worden wäre; das iſt eine neue Weiſung für die neue Parcel- 
lierung. Ich bitte nun Herrn Gem.⸗Rath Jedliöéka, zu ſagen, 
ob der Antrag als Gegenantrag aufrechterhalten wird. 


Gem.-Nath Jedliéka: Ich habe den Antrag zu dem Zwecke 
geſtellt, damit, im Falle die Parcellierung angenommen wird, die 
Straße auf 9“ erweitert werde. Ich bitte, über meinen Antrag 
abſtimmen zu laſſen. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt alſo ein Gegen⸗ 
antrag zu Punkt 1. Ich werde nun die Anträge des Referenten 
punktweiſe zur Abſtimmung bringen. Der Antrag lautet: 

„Die angeſuchte Parcellierung wird unter den nach— 
folgenden Bedingungen, beziehungsweiſe Baulinien— 
beſtimmungen, genehmigt: 

1. Für die neue Quergaſſe die Linie ap und die 
in einer Entfernung von 11˙38 m zu dieſer parallel 
gezogenen Linien (x k).“ 

Es kommt zur Abſtimmung zuerſt der Gegenantrag des 
Gem.⸗Rathes Jedliöka, dass die Gaſſe eine Breite von 9e zu 
erhalten hat. Die Herren, welche dem Gegenantrage zuſtimmen, 
bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität, 
der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich bringe nun zur Abſtimmung Punkt 1 des Referenten⸗ 
Antrages. Die Herren, welche zuſtimmen, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Punkt 1 iſt angenommen. 

Gegen Punkt 2 und 3 ift eine Einwendung nicht erhoben 
worden; ich bringe dieſelben unter Einem zur Abſtimmung. Die 
Herren, welche zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Die Punkte 2 und 3 ſind angenommen. 
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Punkt 4 bringe ich abſatzweiſe zur Abſtimmung bis zu den 
Worten „Parcellierung zu veranlaſſen“ mit Weglaſſung der letzten 
drei Zeilen. Ich bitte die Herren, welche dieſem Theile des 
Punktes 4 zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Gef Sieht.) Diefer 
Theil des Punktes 4 ift angenommen. 

Gegen die letzten drei Zeilen, welche lauten (liest): 

„Auf der Parcelle 1 iſt überdies inſolange das 
Bauverbot anzumerken, bis die Frage der Errichtung 
eines öffentlichen Platzes ausgetragen iſt.“ 
liegt ein Gegenantrag des Gem.-Rathes Dr. Lueger vor, 
welcher lautet (liest): 

„Die Parcelle 1 iſt unentgeltlich und im: richtigen 
Niveau abzutreten.“ 

Ich bringe den Gegenantrag zuerſt zur Abſtimmung und 
erſuche die Herren, welche demſelben zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht. — Nach Auszählung der Verſammlung:) 
Der Gegenantrag Lueger iſt mit 48 gegen 32 Stimmen ab⸗ 
gelehnt. 

Es kommt nun der letzte Paſſus in der vom Herrn Referenten 
beantragten Faſſung zur Abſtimmung. Ich bitte die Herren, welche 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der letzte Paſſus 
des Punktes 4 iſt angenommen. . 

Gegen Punkt 5, welcher lautet (liest): 

„Dieſe sub 4 bedungene Pflicht zur unentgeltlichen 

übergabe und Niveauherſtellung iſt auf den Bau— 
ſtellen 1— 13 und den reſtlichen Grundſtellen Kg g 
grundbücherlich vorzumerken.“ 
liegt ein Gegenantrag des Gem.-Rathes Dr. Lueger vor, welcher 
lautet (liest): 
„Die von der Gemeinde Wien abzutretenden Gründe 
ſind ſofort mit der Parcellierung in richtigem Nivean 
an die Gemeinde zu übergeben und in das Verzeichnis 
für das öffentliche Gut einzutragen“ 

Ich bitte jene Herren, die dieſem Gegenantrage des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Lueger ihre Zuſtimmung ertheilen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 
Pauſe:) Der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich bringe nun Punkt 5 in der Faſſung des Referenten zur 
Abſtimmung und erſuche jene Herren, welche dieſer Faſſung zu⸗ 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Die Garde!) 

Gegen Punkt 6 iſt eine Einwendung nicht erhoben worden; 
ich bringe Punkt 6 mit den Alineen a, b, c zur Abſtimmung. 
Ich erſuche jene Herren, welche dem Punkte 6 ihre Zuſtimmung 
ertheilen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Die angeſuchte Parcellierung wird unter den 
nachfolgenden Bedingungen, beziehungsweiſe Bau— 
linienbeſtimmungen (gemäß Planſkizze) genehmigt: 

1. Für die neue Quergaſſe die Linie ap und 
die in einer Entfernung von 11-33 m zu dieſen 
parallel gezogenen Linien (x f). 

2. Gegen die Hauptſtraße iſt parallel mit der 
Linie rs in einem Abſtande von 11 m (rs) zur 
erſteren die Baulinie zurückzurücken für Zwecke eines 
öffentlichen Platzes. 
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3. Als Niveau für die neue Querſtraße wird die 


geradlinige Verbindung der bereits im Niveau her— 
geſtellten Straßen, der Hauptſtraße und der Bahn— 
gaſſe beſtimmt. 


4. Die zur Eröffuung der neuen Quergaſſe, zur 
Verlängerung der Bahngaſſe, zur Verbreiterung der 
Hauptſtraße, ſowie für Zwecke eines öffentlichen 
Platzes erforderlichen Gründe ſind unentgeltlich und 
im feſtgeſetzten Niveau an die Gemeinde Wien ab— 

zutreten, und iſt die gebüren-, laſten- und koſtenfreie 
Abſchreibung derſelben unter Einem mit der Durch— 
führung der Parcellierung zu veranlaſſen. Auf der 

Parcelle 1 iſt überdies infolange das Bauverbot 

auzumerken, bis die Frage der Errichtung eines 

öffentlichen Platzes ausgetragen iſt. 

5. Dieſe sub 4 bedungene Pflicht zur unentgelt- 
lichen übergabe und Niveauherſtellung iſt auf den 
Bauſtellen 1—13 und den reſtlichen Grundtheilen 
(K k“ g! g“) grundbücherlich vorzumerken. 

6. Die grundbücherlich ſicherzuſtellende Ver— 
bauung mit Wohnhäuſern wird in folgender Weiſe 
beſtimmt: 

a) Die Eckbauſtellen 1, 6, 7, 13 ſind in der Weiſe 
zu verbauen, daſs gegen die aurainenden Par: 
cellen 2, 5, 8 und 12 ein mindeſtens 30% der 
Geſammtparcellenfläche meſſender unverbaubarer 
Garten verbleibt. 

b) Bei den Mittelparcellen 2, 3, 4, 5, 8, 9, 10, 
11, 12 Sind die betreffenden Gebäude entweder 
frei gegen die Nachbarparcellen auszuführen oder 
je zwei Objecte zuſammen zu verbinden, jo dafs 
bei der einen oder anderen Verbauungsweiſe 
mindeſtens 40% der Geſammtparcellenfläche 
meſſende unverbaubare Gärten verbleiben. 


c) Bei den Eck-, ſowie den Mittelparcellen dürfen 
die zu erbauenden Häuſer außer dem Parterre— 
geſchoß bloß ein - bewohnbares Stockwerk erhalten. 


36. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es folgt nun die 
Wahl von 6 Mitgliedern in das Schiedsgericht 
für das Lagerhaus. Ich bitte die Herren Schriftführer, mit 
dem Namensaufruf vorzugehen. 


(über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.⸗Rathes 
Schrenckh geben die Gemeinderäthe die Stimmzettel ab. — Nach 
Abgabe der Stimmzettel:) Ich erkläre die Sitzung für ge⸗ 
ſchloſſen. 

E Schlußs der Sitzung 7 Uhr 50 Minuten abends.) 


Ae, 


——————————————— U K 


A S T 


Stadtrat). 


Beridt 


über die Stadtraths-Sitzung vom 17. Februar 1892. 


Vorſitzender: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Borſchke, 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 


v. Götz, v. Neumann, 
v. Gold ſchmidt, Noske, 

Dr. Grübl, Rückauf, 

Dr. Hackenberg, Schlechter, 

Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Witzels berger, 
Meißl, Wurm. 


Beurlaubt: Boſchan, Vaugoin. 
Experte: Magiſtratsrath Preyer. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Schmidbauer. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vice— 


Vürgermeiſter Dr. Vorſchte macht derſelbe der Ver— 
ſammlung nachſtehende Mittheilung: 


St.⸗R. Dr. Grübl erſucht, fein verſpätetes Erſcheinen in der 


heutigen Sitzung wegen Theilnahme an einer Commiſſion zu ent— 
ſchuldigen. (Dient zur Kenntnis.) 


St.-. Meißl referiert über eine Anzahl von Geſuchen um 


Verleihung des Bürgerrechtes. 


Dasſelbe wird verliehen an: 

Eder Franz, Fleiſchhauer; 

Schießl Auguſt, Hufſchmied; 

Robert Franz, Hafner; 

Stör Heinrich, Chinaſilberwaren-Erzeuger; 
Kordon Franz, Goldarbeiter; 

Barwig Franz, Spängler und Armenrath; 
Meſſer Hermann, Bankgeſchäfts-Inhaber; 
Fritſch Joſef, Privatier; 

Knapp Heinrich, Schuhmacher; 
Wolkenhauer Friedrich, Strohhut-Erzeuger; 
Gebert Georg, Kammacher; 

Mölzer W. Karl, Optiker; 

Thomas Joſef, Schmuckfedern-Erzeuger; 
Richter Joſef, Procuriſt der Unionbank; 
Stihl Julius, Maſchinriemen-Erzeuger; 
Kronſchnabl Alexander, Kleidermacher; 
Sankofsky Karl, Kleidermacher. 

StB. Dr. Huber referiert über die Eröffnungs⸗Turnberichte 


bezüglich der ſechs communalen Mittelſchulen: 


Referent beantragt: 
a) Es ſeien die von den proviſoriſch leitenden Sage reſp. 
Directionen rückſichtlich der Turnplätze der Communal-Mittel⸗ 
ſchulen vorgelegten Eröffnungsberichte zur Kenntnis zu nehmen. 


p) Es ſei die theilweiſe Stellvertretung des proviſoriſch leitenden 


Turnlehrers Johann Heinz an der Communal-Oberrealſchule 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Refidenzftadt Wien. — Nr. 14, 23. Februar 1892. 


339 


“ 
e e . e. .. . . e N 


im IJ. Bezirke durch den proviſoriſchen Hilfsturnlehrer Em. 
Schneider zu genehmigen. 

c) Auf dem Turnplatze des Communal-Obergymnaſiums im l. Be⸗ 
zirke ſei der Bürgerſchullehrer Karl Bichler, auf jenem der 
Wiedner Communal-⸗Oberrealſchule aushilfsweiſe der definitive 
Unterlehrer Heinrich Jäger, auf jenem der Gumpendorfer 
Communal⸗Oberrealſchule der Hauptturnlehrer Thomas Zuſchrott 


und der Bürgerſchullehrer Max Grießmeyer als Hilfsturn- 


lehrer, und zwar mit Ausnahme des nur auf die Dauer ſeiner 
aushilfsweiſen Verwendung im laufenden Schuljahre zuzuweiſenden 


Heinrich Jäger, für das Schuljahr 1891— 1892 zu beſtellen 


und ſei den Genannten die mit dem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 
1. October 1872, Z. 2832, feſtgeſetzte Remuneration von 80 fl. 
jährlich für jede Riege a 2 Stunden wöchentlich flüſſig zu 
machen. 

d) Auf dem Turnplatze des Döblinger Communal-Gymnaſiums ſei 
Max Seeland als leitender und Karl Miedler als Hilfe- 
turnlehrer zu beſtellen und ihnen die Remuneration wie an 
Staats⸗Mittelſchulen, d. i. für den leitenden Turnlehrer jährlich 
45 fl., für den Hilfsturnlehrer jährlich 30 fl. per wöchentliche 
Unterrichtsſtunde flüſſig zu machen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann und der 
Anna Presl und der Joſefine Eggerth, Eigenthümer des Eßterhäzy— 
Bades, VI. Bezirk, Gumpendorferſtraße 59, um Löſchung zweier auf 
ihrem Haufe zu Gunſten des communalen Grundes Einl.⸗Z. 685 des 
VI. Bezirkes (Eßterhäzy⸗Palais) haftenden Servituten. 

Referent beantragt, die Zuſtimmung zu ertheilen, dafs die 
auf dem Haufe C.⸗Nr. und Einl.⸗Z. 276 in Wien, VI. Bezirk, sub 
Poſt 1 und 2 des Laſtenſtandes zu Gunſten des fürſtl. Eßterhazy'ſchen, 
nunmehr der Gemeinde Wien gehörigen Gartens, reſp. der Realität 
C.⸗Nr. 42, Mariahilf, Einl.⸗Z. 685, VI. Bezirk, haftenden Verbind⸗ 
lichkeiten, nämlich 

1. die auf Grund des Vertrages vom 1. October 1801 einge— 
tragene Verbindlichkeit zur Einfriedung in der oberen Gaſſe (Gumpen⸗ 
dorferſtraße) mit einer die Höhe von 7° nicht überſteigenden Mauer 
und das nur in der unteren Gaſſe (Luftbadgaſſe) zu bauende Haus 
nicht höher aufzuführen als das gegenüberſtehende (ehemals) 1 Stock 
hohe Haus gebaut iſt, bei ſonſtigem Rechte zur Wiedereinlöſung um 
2000 fl. C.⸗M. und 

2. die auf Grund der Reverſe vom 25. Juni 1846 und 
7. October 1850 eingetragene Verbindlichkeit, bei der in die Gumpen⸗ 


dorferſtraße reichenden Front die Höhe von 7° nicht zu überſchreiten, | 


unter Erlaubnis, in der Gumpendorferſtraße zwei Stockwerke und in der 
Luftbadgaſſe vier ſolche herzuſtellen, unter Anerkennung des Fortbeſtandes 
der obigen Verbindlichkeit P.⸗Z. 1 und ohne Herleitung irgend einer 
Folgerung aus dieſer gnadenweiſen Erlaubnis, ſowie Zahlung von 
1 Ducaten jährlich an die fürſtl. Eßterhazy'ſche Caſſa — — auf Koſten 
der Eigenthümer obigen Hauſes Johann und Anna Presl und Joſefine 
Eggerth gegen Zahlung eines Barbetrages von 100 fl. b. W. an 
die ſtädtiſche Hauptcaſſe gelöſcht werden können. 
. 
St.-A. Schneiderhan referiert über die Bewilligung eines 
Zufchufseredites zur Ausg.⸗Rubr. LIIL 6 „Zuſammenſtellung der 
Geſchwornen⸗Urliſten“ und beantragt, pro 1891 einen ſolchen in der 
Höhe von 121 fl. 79 kr. zu bewilligen. Angenommen.) 
St.-R. Dr. Vogler referiert über die Vergebung der Bau— 
meiſter- und Schloſſer-Arbeiten anläſslich der Adaptierung und eines 


Zubaues im Gebäude Nr. 64 Dorfgaſſe in Simmering behufs Unter⸗ 
bringung des k. k. Bezirksgerichtes daſelbſt. . 
Referent beantragt, die mit 10.205 fl. 90 kr. adjuſtierten 
Baumeiſter⸗Arbeiten dem Offerenten Franz Schlögl jun. mit dem 
zugeſtandenen Nachlaſſe von 202% und die mit 3236 fl. 45 kr. 
bezifferten Schloffer-Arbeiten der Firma Albert Milde & Comp. 

mit dem angebotenen Nachlaſſe von 12% zu übertragen. 
(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des geweſenen Sup⸗ 
plenten an der Wiedener Communal-Oberrealſchule und dermaligen 
Directors des öffentlichen Untergymnaſiums im VIII. Bezirk, Karl 
Langer, um Gewährung einer Abfertigung. 

Referent beantragt, den N mit dieſem Anſuchen abzu⸗ 

(Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Zuſchrift der Direction des Päda⸗ 
gogiums vom 5. Februar 1892, Z. 6, worin dieſe zu den am 
Schluſſe des I. Semeſters ftattfindenden Colloquien und zu der Schluſs— 
conferenz am 27. l. Mts. einladet und beantragt, dieſe Zuſchrift zur 
Kenntnis zu nehmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Bewilligung eines Zufchufscredites 
zur Ausg.⸗Rubr. XLIII / 7 „Bau einer neuen Doppel-Volksſchule 
in der Nähe der Einſiedler- und Siebenbrunnengaſſe im V. Bezirk 
(Embelgaſſe)“ und beantragt, zu dieſer Rubrik pro 1891 einen Zufchufs- 
credit in der Höhe von 4771 fl. 94 kr. zu bewilligen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Zuſchrift des Wiener Bezirks⸗ 
ſchulrathes vom 25. December 1891, Z. 12125, betreffend die mit 
Landesſchulraths-Erlaſs vom 19. December 1891, Z. 11064, erfolgte 
normalmäßige Überfegung des Oberlehrers an der allg. Volksſchule 
für Knaben, VI., Brückengaſſe 3, Johann Nep. Grabner, in den 
Ruheſtand, ſowie über die Anweiſung der Penſion für denſelben und 
über deſſen Geſuch um Belaſſung feiner bisherigen Bezüge im Gefammt- 
betrage von jährlich 1768 fl. als Ruhegehalt. | 

Referent beantragt, dem Oberlehrer Johann Nep. Grabner 
vom 2. Jänner 1892 an die normalmäßige Penſion von 1300 fl. 
vorläufig aus der Wiener Lehrerpenſionscaſſa gegen ſeinerzeitige Ab- 
rechnung anzuweiſen, und ihm eine Perſonalzulage jährlicher 468 fl. 
aus den eigenen Geldern zu bewilligen. 

Bei der Abſtimmung wird der Referenten-Antrag mit der Modi- 
fication, das dem Oberlehrer Grabner eine Perſonalzulage von 
200 fl. zu bewilligen ſei, angenommen. 

Im übrigen erſcheint der Referenten-Antrag angenommen. 

Über die Perſonalzulage iſt dem Gemeinderathe 
zu berichten. 

— derſelbe referiert über das Anſuchen mehrerer Turn- und. 
Fechtvereine um Enthebung von der Einhaltung einiger Punkte der 
Beſtimmungen hinſichtlich der Mitbenützung von ſtädt. Schullocalitäten. 

Referent beantragt, dem Anſuchen dieſer Vereine um Geſtattung 
der Aufbewahrung der Garderobe im Schulhauſe unter den vom Stadt⸗ 
phyſikate bekanntgegebenen Cautelen Folge zu geben. 

Ebenſo ſei die Benützung der ſtädt. Turnmatratzen jenen Turn⸗ 
vereinen, welche ſchon bisher auf Grund ſtillſchweigender Duldung 
hievon Gebrauch gemacht haben und nunmehr formell darum anſuchen, 
gegen dem einzuräumen, daſs die Mitglieder derſelben hiebei Turnſchuhe 
anwenden. 

Das Anſuchen des gedachten Vereines auf Gewährung einer 
längeren Dauer der Benützung der Schullocalitäten als bis ½9 Uhr 
abends ſei jedoch abzulehnen. 


weiſen. 
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StR. Noske beantragt, die Benützung der Schullocalitäten 
bis 9 Uhr abends zu bewilligen. 
Der als Experte der Berathung zugezogene Magiſtratsrath 
Pr eyer beantragt, von einer Verlängerung der Benützungsdauer 
N zu nehmen. 
Bei der Abſtimmung wird der Antrag des St.⸗R. Noske 
10 die Referenten⸗ Anträge werden angenommen. 
St.- N. Kreindl referiert über das Anſuchen des Bau— 
comité's für den Staats⸗Gymnaſiums⸗Bau im XII. Bezirk, Unter⸗ 
Meidling, um Bewilligung zur Herſtellung eines e vor 
dem Gebäude. 
Referent beantragt, dieſem Anſuchen im Sinne der vorgelegten 
Bauamtsäußerung Folge zu geben. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des H. Specht um 
Baubewilligung für eine proviſoriſche, hölzerne, offene Schupfe (Flug— 
dach) auf der Grundb.-Einl.Z. 1841 der V. Bezirkes, an der 
Schallergaſſe. | | 


Referent beantragt, den Magiſtrats-Antrag auf widerrufliche 


Ertheilung des Bauconſenſes gegen Erlag einer e Caution 


von 25 fl. zu beſtätigen. 


St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, die Ausſtllung eines inta⸗ 


bulationsfähigen Demolierungs-Reverſes. 

Der Referent ſchließt ſich dieſem Antrage an. 

Es wird ſohin der Referenten-Antrag und der Antrag Billing 
angenommen. 

— Derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Verleihung der 
Zuſtändigkeit nach Wien und beantragt, dieſelbe gegen Erlag der ent— 
ſprechenden Taxe zu verleihen an: 

Türkolt Ludwig Wenzel, Ordonanz bei der k. u. k. Hof— 
gebäude⸗Inſpection in Wien; 

Schupka Marie, Haushälterin und ihre zwei e 
Kinder; g 

Hoſchek Joſef, Steindruckergehilfe. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über weitere Geſuche um Verleihung der 
Zuſtändigkeit und beantragt, dieſelbe gegen Erlag der entſprechenden 
Taxe zu verleihen an: 

Spanitſch Johann, Bedienter; 

Jilek Franz, Kunſtformer; 

Schaupp Francisca, Haushälterin. Angenommen.) 

St-R. Nückauf referiert über das Anſuchen des Baumeiſters 
Johann Reinhart um Gceundentſchädigung VIII., Fuhrmanns⸗ 
gaſſe 1 und 1 a. | 
Referent beantragt, die 
Grundb.⸗Einl.⸗Z. 203 und 881 im VIII. Bezirk (Or.⸗Nr. 1 Fuhr⸗ 
mannsgaſſe, Or.⸗Nr. 42 Joſefſtädterſtraße und Or.⸗Nr. 1 a Fuhr⸗ 
mannsgaſſe) abgetretenen Grund per 136˙46 m?, und zwar für 
jenen am Mittelhauſe Grundb.⸗Einl.⸗Z. 881 in der Fuhrmannsgaſſe 1a 
mit 45 fl. per m? der Abtretung von 34728 m?, und für. jenen 
beim Eckhauſe von 101733 m? mit 55 fl. per m? zu beſtimmen 
und das vom Eigenthümer geſtellte Begehren (60 fl. per m? bei Bau⸗ 
ſtelle I und 40 fl. per m? bei Bauſtelle II) aus den Gründen des 
Stadtbauamtes abzulehnen. Angenommen.) 

SL-R.R.v. Neumann referiert über die Schlussrechnung für 
die Canalbauten in der Franzensbrückenſtraße und Nordweſtbahnſtraße 
bis zur Darwingaſſe, ferner in der verlängerten Nordbahnſtraße und 
Dresdenerſtraße bis zum Hauſe Nr. 128, II. Bezirk, ſowie über das 
Anſuchen des Maurermeiſters Auguſt Titz um Aufzahlung, reſpective 


Entſchädigung für verſchiedene bei dieſen Canalbauten, insbeſonders 
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und zwar unter 


Schadloshaltung für den von den Häuſern 


IA e e e c 


durch den andauernden Froſt im Jahre 1887 und die; Hochpwäſſer 
im Frühjahre 1888 verurſachte, unvorhergeſehene n 
Pölzungen, Baubeaufſichtigungen de. 

Referent ſtellt folgende Anträge: 

a) Das Schluſsrechnungs-Elaborat über die Ausfihnng der 
beiden in Rede ſtehenden Canalbauten ſei zur Kenntnis zu nehmen und 
der in demſelben bezüglich des erſtgenannten Canalbaues ausgewieſene 
Mehrkoſtenbetrag von 2358 fl. 63 kr. (gegenüber einem Minder⸗Erfordernis 
von 9066 fl. 21 kr. bei dem zweiterwähnten Canalbaue) zu genehmigen. 

b) Dem Maurermeiſter Auguſt Titz ſei in Aubetracht der ſeitens 
der ſtädtiſchen Amter befürworteten Aufzahlung im Geſammtbetrage 
von 1406 fl. 25 kr. eine Aufzahlung von 863 fl. 25 kr. zu bewilligen 
der vom Magiſtrate vorgeſchlagenen Bedingung 
der Verzichtleiſtung auf weitere Anſprüche aus dem Titel dieſer 
Canalbauten. 


c) Die Geſuche der Katharina Fichtner, des C. M. Denk, 


Julius Kaiſer und Franz Widhalm um Bewilligung von Ent— 


ſchädigungen für denſelben infolge des Canalbaues angeblich on 
Geſchäftsverluſte ſeien abzulehnen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die Abweiſung f ſunmtlicher 
Nachtragsforderungen des Auguſt Titz. 

Bei der Abſtimmung wird der Referenten⸗Antrag sub b auf 
Gewährung einer Aufzahlung von 863 fl. 25 kr. abgelehnt, die 
übrigen Referenten-Anträge werden angenommen. 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen des Bildhauers Ottokar 
Anderle um Baubewilligung für ein Bildhauer-Atelier auf der 
Cat.⸗Parc. 2080/1 Trieſterſtraße, nächſt dem evangeliſchen Friedhofe. 

Referent beantragt, den Autrag des magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
amtes für den X. Bezirk, wonach dem Bittſteller der Bauconſens für 
dieſes Atelier, und zwar mit Rückſicht auf den proviſoriſchen Charakter 
des Objectes unter Enthebung von der Verpflichtung zur Herſtellung 
eines vorſchriftsmäßigen Trottoirs und von der Bezahlung einer Canal— 
Einmündungsgebür, jedoch gegen Entrichtung eines für ſolche Objecte 
üblichen Zinſes von jährlich 5 fl. für die Benützung des ſtädtiſchen 
Haupt⸗Unrathscanales, zu ertheilen wäre, zu beſtätigen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Hugo Specht 
und Johann Friedrich durch k. k. Notar F. Fürſt um Genehmigung 
zur Abtheilung der Bauſtelle II C.⸗Z. 229/5 in Fünfhaus, Neubau⸗ 
gürtel, auf zwei kleine Bauſtellen. 

Referent beantragt, die erbetene Genehmigung conform dem 
Stadtbauamts⸗Berichte zu ertheilen. Angenommen.) 

St.-A. Dr. v. Billing referiert über die Perſolvierung der 
David Leon Lothringer'ſchen Stiftung für chriſtliche Wohlthätigkeits— 
Anſtalten. 

Referent beantragt, von dem zur Vertheilung gelangenden 


Betrage per . e Be 22255: . 
a) dem Cenlnalbereiue für Leseingeuntehringung in 
TO de A var AA Ar de re cn „ 45 „ 
b) der Kinberbewchranſlat im X. Bezirke 40 „ 
c) der St. Vincenz-Conferenz im II. Bezirke... 25 „ 
d) dem I. Wiedener Humanitätsvereinnrne 25 „ 
e) dem Kinder⸗Unterſtützungs vereine „Laſſet die a 1 
SIE wir nun 8 Ds: 
f) dem St. N Abtheilung Neulerchenfeld 25 
g) dem Thereſienvereine in Untermeidling .. 25 „ 


h) dem Vereine der Jugendfreunde in Wien, IV. Bezirk 25 „ 
als Unterſtützung zu gewähren. 
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Weiters ſei dem Vereine „Caritas“, deſſen Geſuch um Unter 
ſtützung aus einer Stiftung ſchon früher überreicht wurde, einen Betrag 
von 20 fl. aus der obgedachten Stiftung anzuweiſen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Dieners der beſtan— 
denen Gemeinde Ober⸗Sievering, Franz Lichtmayer, zugetheilt dem 
magiſnatiſchen Bezirksamte für den XIX. Bezirk, um Gehaltserhöhung. 

Referent beantragt, dem Geſuchſteller vom 1. Jänner 1892 
an die Bezüge eines proviſoriſchen ſtädtiſchen Aushilfsdieners, d. i. 
1 fl. 30 kr. per Tag, bis auf Weiteres gegen Einrechnung der bereits 
pro 1892 behobenen Gehaltsbeträge anzuweiſen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Heinrich Stein— 
wendner, ehemaligen Gemeindedieners von Salmannsdorf und des 
Johann Drexler, ehemals Gemeindediener von Neuſtift am Walde, 
beide zugetheilt dem magiſtratiſchen Bezirksamte für den XVIII. Bezirk, 
um Anweiſung eines angemeſſenen Gehaltes. 

Referent beantragt, den beiden genannten Dienern vom 
1. Jänner 1892 an jenen Betrag proviſoriſch auf die Dauer 
ihrer Dienſtleiſtung anzuweiſen, welchen die ſtädtiſchen proviſoriſchen 
Aushilfsdiener. beziehen, nämlich täglich je 1 fl. 30 kr., in welchen 
Bezug die bisher pro Jänner und Februar 1892 ausgefolgten Beträge 
per 18 fl., reſp. 13 fl. 32 kr. einzurechnen find. (angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des ehemaligen Gemeinde— 
dieners von Dornbach, Franz Nefzger, um Anweiſung eines Quartier— 
geldes. 

Referent beantragt, dieſem, dem magiſtratiſchen Bezirksamte 
für den XVII. Bezirk zur Dienſtleiſtung zugewieſenen Amtsdiener bis 
zur definitiven Gehalts-Regulierung und Einreihung der ehemaligen 
Vorortebeamten und -Diener in den Geſammtſtatus der Communal— 
bedienſteten dermalen proviſoriſch von ſeinem Gehalte per 500 fl. das 
15% ige Quartiergeld jährlicher 75 fl. zu bemeſſen und die ſtädtiſche 
Hauptcaſſa zu beauftragen, dasſelbe vom 1. Februar 1892 an in 
vierteljährigen, zu den üblichen Zinsterminen fälligen Anticipativraten 
flüſſig zu machen. (An genommen.) 

Vice-Vürgermeiſter pr. Richter referiert über den Bericht 
der Stadtbauamts-Direction vom 13. Februar 1892, Z. 332, betreffend 
die Aufnahme von drei Aushilfstechnikern zur Verfaſſung des in der 
erſten Bauperiode auszuführenden Detailprojectes für das zur Ver— 
ſorgung der einverleibten Vororte mit Trinkwaſſer herzuſtellende Nohrnetz. 

Referent beantragt, die Aufnahme von drei Aushilfstechnikern 
vorläufig für einen Zeitraum von ſechs Monaten vom 1. März l. J 
an mit einem Taggelde von je 2 fl. 50 kr. zu bewilligen. 

ö (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Engelbert Wandratſch, 
Bauzeichner, Otto Kittner, Comptoiriſt, und Franz Braun, Handels⸗ 
ſchüler, um Gewährung der Studien-Nachſicht behufs Aufnahme in den 
ſtädt. Kanzleidienſt. 

Referent beantragt, den genannten Petenten die Studien 
Nachſicht zu bewilligen. (Angenommen); 

— detſelbe referiert über das Anſuchen des Kanzlei-Praktikanten 
Leopold Os vadis der beſtandenen Gemeinde Rudolfsheim um Nachſicht 
der dreimonatlichen Probepraxis für den Fall feiner. Aufnahme in den 
Kanzleidienſt des Magiſtrates und um Belaſſung des ihm von der 
Gemeinde Rudolfsheim bewilligten Adjutums von jährlich 400 fl. 

Referent beantragt, dem Genannten die dreimonatliche Probe— 
praxis nachzuſehen und ihm im Falle feiner Aufnahme als ſtädt. Kanzlei- 
Praktikant ſein bisheriges Adjutum von jährlich 400 fl. bis zur Vor⸗ 
a in das Baer höhere Adjutum von 420 fl. zu belaffen. 

2% (Angenommen); 


Geſammtſumme der Einnahmen mit. 
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St.-. Dr. Hackenberg referiert über die Vorſtellung (eventuell 
Recurs) der Roſa Wirth und Louiſe Seyrl durch Dr. Ignaz. 
Pollak, einverſtändlich mit Mathilde Junk durch Dr. Auguſt Junk 
gegen die Baulinienbeſtimmung für die Realität Grundb-Einl.⸗Z. 1698 
des III. Bezirkes, Or.⸗Nr. 54, Ungargaſſe. 

Referent beantragt, dieſer Vorſtellung Folge zu geben und 
ſeien die im vorgelegten Plane 6 zwiſchen der linken Bahngaſſe und 
der Ungargaſſe roth eingezeichneten Linien DE und F G mit einer 
Straßenbreite von 16 m als Baulinien zu genehmigen. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter beantragt, den Plenar-Beſchluſs 
vom 13. Jänner 1891, Z. 7740 ex 1890, womit die im Plane 6 
mit blauer Farbe 0 Linien A“ B und CD“ als Bau⸗ 
linien beſtimmt wurden, aufrecht zu halten, die vorliegende Vorſtellung 
ſohin abzuweiſen und als Recurs der Baudeputation vorzulegen. 

Der Referent ſchließt ſich 8 Antrage an. Derſelbe wird 
angenommen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Kiffer übernimmt den Vorſitz 

St.-R. Dr. Hackenberg referiert über den Magiſtratsbericht, 
betreffend die Erlaſſung einer internen Inſtruction zum Canal-Ein⸗ 
mündungs⸗Gebürengeſetze vom 19. Jänner 1891, Nr. 9 L.-G.-Bl. 

Dieſes Referat wird vor der Beſchluſsfaſſung zurückgezogen. Die 
Anträge des Magiſtrates ſind zu vervielfältigen und den Mitgliedern 
des Stadtrathes zuzuſchicken. 

St.-N. Schlechter referiert über die Genehmigung einer Koften- 
überſchreitung für die Lieferung von Maſchinenbeſtandtheilen für die 
Waſſerleitungs-Anbohrungsarbeiten pro 1891. 

Referent beantragt, die Überſchreitung der für die gedachte 
Lieferung offertmäßig bewilligten Überſchlagsſumme per 9040 fl. 58 kr. 
um den Betrag von 510 fl. 84 kr. mit Rückſicht auf die gemachten 
Nachbeſtellungen zu genehmigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Beſtätigung der Wahl von Armen— 
räthen im II. Bezirk. 

Referent beantragt, die in der Sitzung des Bezirks— Ausſchuſſe es 
Leopoldſtadt am 27. Jänner 1892 vorgenommenen Ergänzungswahlen 
für den Armenrath, wobei Leopold Heumann, Hausbeſitzer, und 
Joſef Panzner, Hausbeſitzer, gewählt erſcheinen, zu beſtätigen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Verleihung des Bürgerrechtes an: 

Kölbl Heinrich, Brantweiner. 

Die beantragte Verleihung wird angenommen. 

St.-R. Nosſe referiert über die Verleihung des Bürger— 
rechtes an den Taſchner und Schloſſer Zeller Franz. 

Referent beantragt, dem Genannten das Bürgerrecht zu ver⸗ 
leihen. 5 (Angenommen); 

— derselbe ee lber das Pr äliminare des Wiener 
Bürgerladfondes pro 1892. 

Referent beantragt, dieſes Präliminare, aach welchem ſich die 

. 25.750 fl., 

jene der Ausgaben mit ur 5 26. 600. fl. 
beziffert, jo daßs ſich pro 1892 ein wa g rſcheinliche! BE: 
Abgang von 350 fl. 
ergeben dürfte, 11 in ven nit Ende Darn ber 1892 voraus⸗ 
ſichtlich bleibenden Caſſareſte ausreichend Deckung findet, in der von 
der Buchhaltung entworfenen Faſſung zu genehmigen. N 

St.⸗R. Schlechter beantragt (als Zuſatz), es fer der Magiſrat 
aufzufordern, Bericht zu erſtatten, ob nicht der Bürgerladfond aufge⸗ 
laſſen und dem großen Verſorgungsfonde einverleibt werden könnte. 
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Bei der Abſtimmung wird der Referenten-Antrag 
und der Zuſatz⸗-Antrag Schlechter angenommen. 

(Geht an die Budget-Commiſſion, ſohin mit dem 
allgemeinen Budget an den Gem einderath. 


— Derſelbe referiert über das Präliminare des Stiftungs⸗ 


fondsgutes Ebersdorf pro 1892 und beantragt, dasſelbe nach 
dem Magiſtrats⸗Antrage zu genehmigen. | 

Das Referat wird von der Abſtim mung vorläufig 
zurückgezogen. 

— Derſelbe referiert über den Voranſchlag des Wiener 
allgemeinen Verſorgungsfondes pro 1892. 

Referent beantragt, dieſen Voranſchlag, nach welchem ſich die 


gewöhnlichen Einnahmen mit 1,644.260 fl. 
die Ausgaben menu 2 2 U 2,680.120 fl. 
in welch letzterem Betrage auch die für die einbezogenen Vororte 
präliminierten Auslagen peu 248.480 fl. 


enthalten ſind, beziffern, mit der vom Magiſtrate beantragten formellen 
Abänderung und weiters mit den von demſelben zu den Ausg. 
Rubriken VI 2, VI 4, VIII 1 und XII vorgeſchlagenen Abänderungen 
(Reſtringierung der Rubr. VI 2 „Aushilfen an Arme, und zwar durch 
den Armen⸗Referenten“ von 51.590 fl. auf 20.000 fl. und Erhöhung 
der Rubr. VI 3 „Aushilfen bei den Armen-Inſtituten“ von 101.880 fl. 
auf 133.470 fl. — Erhöhung der Rubr. VIII 1 „Betheilung der im 
Armenbezirke wohnhaften Pfründner“ von 769.590 fl. auf 819.590 fl. 
— Erhöhung der Rubr. XI 1 „Auslagen für die Grundſpitäler, 
Geld⸗ und Brodportionen“ von 25.590 fl., auf 35.590 fl., um den 
in Armenhäuſern der Vororte untergebrachten Pfründnern die Geld— 
portion auf 26 kr. per Tag erhöhen zu können) — zu genehmigen. 
(Angenommen.) 

Geht an die Budget-Commiſſion, ſohin mit dem 
allgemeinen Budget an den Gemeinderath. 

Der Vorſitzende bringt zur Kenntnis, daſs vom St.⸗R. 
Witzelsberger ein Antrag eingebracht worden ſei: Es ſei unter 
Zuziehung einiger Stadträthe eine Local-Commiſſion behufs Conſta— 
tierung der Unzulänglichkeit der Räumlichkeiten der ſtädt. Steueramts⸗ 
Abtheilung für den XIV. und XV. Bezirk, ſowie auch jener des be- 
treffenden Bezirksamtes abzuhalten und auf Grund des Befundes dieſer 
Commiſſion ſeien die zweckmäßigen Maßnahmen zur Beſeitigung dieſer 
Übelftände zu ergreifen. 

Der Vorſitzende bemerkt, dafs dieſer Antrag 
dem Bürgermeiſter mitgetheilt werden wird. 

Die Sitzung wird geſchloſſen 


Allgemeine Machrichten. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 


(In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 
waren vom 14. Februar bis 20. Februar 1892.) 
1. Fleiſchſendungen: 
a) für den täglichen Fleiſchmarkt. 
. 230.842 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 147.581; 
aus Ober⸗Oſterreich — 3.430; aus Mähren 
— 13.732; aus Galizien — 43 555; aus 


Ungarn — 22.290; aus Croatien — 
254 Kg.) 


Rindfleisch 


Kalbfleiſch . . 
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22.046 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2.395; 
aus Galizien — 19.621; aus Ungarn — 
30 Kg.) 


Schaffleiſch 1.678 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 443; aus 
Mähren — 10; Galizien — 790; aus 
Ungarn — 435 Kg.) 

Schweinfleiſch 30.200 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 22.802; 


aus Steiermark — 186; aus Böhmen 
— 484; aus Mähren — 225; aus Galizien 
— 5.071; aus Ungarn — 1.432 Kg.) 

1.736 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 52; 
aus Mähren — 24; aus Galizien — 1.658; 
aus Ungarn — 2 St.) 


Kälber 


Schafe 266 „ Davon aus Nieder-Oſterreich — 89; 
aus Galizien — 3; aus Ungarn — 174 St) 

Schweine . . . 2.043 „ (Davon aus Nieder⸗ Oſterreich — 95; 
aus Mähren — 24; aus Galizien — 1.888; 
aus Ungarn 36 St) 

Lämmer 403 „ Cavon aus Nieder⸗Oſterreich — 101; aus 


Galizien — 247; aus Ungarn — 55 St.) 
b) Für den Approviſionierungsverein. 


Rindfleiſch .. 7.776 Kg. Kälber. . . . 54 Stück 
Kalbfleiſch .. 402 „ Schafe 20 „ 
Schaffleiſc h. 6 „ Schweine. . . 11 „ 
Schweinfleiſch . 265 „ Lämmer 10 „ 
2. Preisbewegung: 
Rindfleiſch . . von 36 bis 100 kr. per Kg. 
Kalbfleiſch. .. „ 38 „ 78 „ „ „ 
Schaffleiſch. . . „ 36 „ 54 „ „ „ 
Schweinfleiſch . . „ 46 „ 74 „ „ „ 
Kälber en oe 
Schafe 7. > 
Schweine . . „ 42 56 „ 
Lämmer 2 fl 50 kr. bis 4 fl. 50 kr per Stück 


Gegen die Vorwoche u war die Zufuhr an Fleiſchwaren ſtärker 
und haben bei verhältnismäßig ſchwacher Nachfrage zum Wochen— 
ſchluſſe die Preiſe der Kälber um 2 bis 4 kr. und jene der Schweine 
um 2 kr. per Kilogramm eine Ermäßigung erfahren. 

Bei den übrigen Fleiſchwaren kommt eine weſentliche Preis— 
änderung nicht zu verzeichnen. 

* 
* 
(Pferdemarkt vom 19. Februar 1892.) 

Zum Verkaufe wurden gebracht. 297 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde - 120—400 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde 27—85 fl. per Stück. 
Der Markt war ſehr lebhaft. 
Detailpreiſe in der Woche vom 13. 

19. Februar 1892: 
(Geſchlachtet wurden 199 Pferde.) 


e „ „„ 60 


Februar bis 


Vorderes Pferdefleiſchgoeg h... 1 Kg. 28—32 kr. 
Hinteres „ ne 1 „ 32—36 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 36—44 „ 
Selchfleiſcch he. 1 „ 36—40 „ 
Extrawür fte a 1 „, 32—44 „ 
Dürre Würſte > 1, 40—56 „ 
Rohes Feet a 1 „ 52—60 „ 
Geſchmolzenes Fett ee 1 56—64 „ 
Schweifhaarrek 2 1 Schweif 25— —50 „ 
Knochen. 100 Kg. fl. 2.50—3.— 
Mie per St. „ 5.—— 7.50 
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(Schlachtviehmarkt vom 22. Februar 1892.) 

| 1. Auftrieb. 

eidevieh —.— Beinlvieh — 738 
Summa . 4551. 

Davon — nach Racen: 


Maſt vieh, — 3813 W̃ 


Ungarische Thiere . . . 2405 
Galiziſche ,. .. 600 
Deutſche 1 1512 
Büffel 1 34 
Davon. — nach Gattungen: | 
Ochſen . 3705 
Stiere 302 
Kühe 544 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht: 


Ungariſche Schlachtthiere von 52 bis 63 fl. \ Diefe Preiſe ermäßigen ſich um 


den beim Handel vereinbarten 


Galiziſche 1 16 53 7 60 10 Procentabzug (30 bis 40 %), 
2 8 welchen der Verkäufer dem 
Deutſche ei 10 54 11 64 5 Käufer als He 5 
N a) für den e 
ier m zus folge der Schlachtung; 
Stiere. N N 1 b) für 10 minderterigen 
11 — a Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Kühe u n u Blut, Unſchlitt ꝛc.; 
Büffel eu c) für die wertloſen Stoffe, 
j a 1 N wie: Magen⸗ und Darm⸗ 
Beinlvieh „ — „ —, inhalt ꝛc. zugeſteht. 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 


Ochſen .. von 22 bis 32 fl. 
Stiere. „ 26 „ 33% 
Kühe „ 203 
Büffel N 


Beinlvieh . „ A 
c) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 36 bis 112 fl. 
Un verkauft blieben: 
Ochſen. 60 Stück. 
Beinlvieh 75 „ 
Bei einem gegen den letzten Montagsmarkt um 494 Stück 
Schlachtthiere vermehrten Auftriebe haben die Preiſe einen Rück⸗ 
gang von 2 fl. per 100 Kilo erfahren. 


Preisbewegung au der Börſe für landwirtſchaftliche 
Produete in Wien vom 20. Februar 1892. 
a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 74—80 Kg.) .. von 10 fl. 65 kr. bis ILL. 55 kr. 
Roggen 7 68— „ „ a eh 60 „ 2 
V!!! ee a Se ee On a = 
NN ee ge en Sahe „ „% ß 
Höfer: „ „ , „ 
b) Mahlproducte. 
G ² AAA ee von 17 fl. 50 kr. bis 19 fl. 50 kr = 
Weizenmehl. Pa 1 75 Sn _ 
Roggenmehl. A 12 De a I S 
Weizenkleie r „ 5% A „„ 5 „ 20 „ 
Roggenkleie. .. Br f ee 


! 
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Städtiſches Lagerhaus. 
11. bis 18. Februar 1892: 
Waren eingelagert. 26.631 Meter⸗Centner 
ausgelagert 36.549 r 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich 
auf 10.530 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 18. Februar 1892: 324.427 Meter⸗Centner, und zwar: 
79.064 Meter⸗Centner Weizen, 44.217 Meter⸗Centner Roggen, 


n 


64.513 is Gerſte, 28•348 hi Hafer, 

8.466 9 Mais, 20.020 1 Olſaaten, 
14.210 1 Mehl u. Kleie, 9.543 2 Mein, 

4.250 * Zucker, 200 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,967.020 fl. öſt. Währ. 


Armenangelegenheiten. 


(Alois Draſche'ſche Armenſtiftung.) Nach einer an 
den Bürgermeiſter Dr. Prix gelangten notariellen Zuſchrift, hat 
der am 20. Februar d. J. in Brünn verſtorbene Privatier Alois 
Draſche zwei Drittel ſeines nicht unbedeutenden, bisher jedoch 
ziffermäßig noch nicht erhobenen Vermögens zur Gründung einer 
„Alois Draſch e'ſchen Stiftung für Arme“ der Stadt 
Wien vermacht. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 16. Februar 1892. 


(Fortſetzung.) 
Nitzſche Karoline, Kleidermachergewerbe VIII., Lenaugaſſe 3. 
Settig Franz, Kleinfuhrwerk, XVI., Ottakring, Wichtelgaſſe 42. 
Theuer Konrad, Kürſchnergewerbe, XV., Fünfhaus, Gasgaſſe 3. 
Done Barbara, Marktvictualien-Verſchleiß, XI., Simmering, 
Hauptſtraße, vor dem Hauſe 112. 
Soder Johann, Milchmeier, XII., Unter-Meidling, Wilhelmsſtraße 20. 
f N Roſalia, Milch-Verſchleiß, XIII., Speiſing, Feldkeller— 
gaſſe 2. 
Robert Camilla, Modiſtin, IV., Rubensgaſſe 9. 
0 Boulanger Ludwig, Muſikergewerbe, XIII., Penzing, Schmied— 
gaſſe 15. 
Wallner Johann, Muſikergewerbe, XIII., Penzing, Poſtſtraße 98. 
Strauß Marie, Natur- und Kunſtblumen-Verſchleiß, XVI., 
Ottakring, Hauptſtraße 178. 
Fiſcher Pauline, Pfaidler gewerbe, IV., Wienſtraße 39. 
Stieß Daniel, Pinſel-Verſchleiß, IV., Wienſtraße 31. 
Stieß Heinrich, Pinſel-Verſchleiß, IV., Wienſtraße 31. 
Nowak Marie, Selchwaren-Verſchleiß, VIII., Strozzigaſſe 10. 
ö e Mathias, Schuhmacher, XIV., Rudolfsheim, Sigmunds⸗ 
gaſſe 8. 
Ditrich Roſalia, Schweinefleiſch- und Selchwaren-Verſchleiß, 
XVI., Neulerchenfeld, Marktplatz, Brunnengaſſe. 
Görner Emilie, Tiſchlergewerbe, XII., Unter-Meidling, Wilhelms⸗ 
ſtraße 68. 
Grätzer Betti, Verkauf von neuen Tuch- und Leinenabfällen 
und Makulaturpapier, II., Untere Augartenſtraße 32. 
fraß Died Johann Auguſtin, Wagnergewerbe, XIII., Penzing, Poft- 
raße 16. 
Leicht Karoline, Wäſcheputzerin, I., Naglergaſſe 26. 
2 


Gewerbeanmeldungen vom 17. Februar 1892. 


Hrdlicfa Frauz, XVII., Hernals, 
Frauengaſſe 10. 
Goldſtern Jakob, Börſebeſucher, II., Börſe für landwirtſchaftliche 
Producte. f 
Tanzer Johann, Kleinhaudel mit Brennholz, Kohlen und 
Coaks, XVIII., Währing, Kreutzgaſſe 56. 
Hausmann Barbara, Fiakergewerbe, VIII., Schlöſſelgaſſe. 
Hausmann Barbara, Fiakergewerbe, I., Ebendorferſtraße. 
Amſtädter Joſefa, Flaſchen handel, XVIII., Währing, Thereſien⸗ 
gaſſe 31. 


Blechſpiegel-Erzeugung, 


nn N U Rn Sn 


finger Johann, Fleiſchhauer, V., Obere Amtshausgaſſe 30. 
115 Suſaune, Flähn ergewerbe, IX, Thurugaſſe 10. 
Langer Juſtinian Peter, Friſeur, XVIII., Währing, Martinsſtraße 20. 
Kaltenberger Karl, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, VIII., Schmid- 

aſſe 6. 2 

; eye Gemiſchtwaren-Verſchleiß, I., Schottenring. 19. 
Krupicka Marie, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IX., Stroheckg. 12. 
Lariſch Markus, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, I, Tiefer Graben 10. 
Neutzuer Ignaz, Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß, V., Diehlgaſſe 4. 
Poſch Eliſabeth, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, X., Himbergerſtraße 28. 
Radinovits Barbara, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, IX., Alſerbach⸗ 

ſtraße 10 a. (Das Weitere folgt.) 


3. 8323 
VI. 


Concurs-Ausſchreihung. 
(Forſtwartſtelle.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird bekannt gemacht, daſs auf dem Stiftungsfondsgute 
Ebersdorf a. d. Donau im Forſtrayon Groß-Enzersdorf eine 
Forſtwartſtelle in Erledigung gekommen iſt. 

Mit dieſem Dienſtpoſten iſt ein Jahresgehalt von 600 fl., 
eine Naturalwohnung im Forſthauſe zu Kühwörth, ein Holz⸗ 
deputat von 13 Raummetern harten und 7 Raummetern weichen 
Prügeln, der Betrag von 18 fl. für die Zufuhr des Deputatholzes, 
endlich ein Grunddeputat von 2 Joch Wieſen verbunden. 

Bewerber um dieſe Stelle haben den Nachweis über das Vor— 
handenſein der Bedingungen der 88. 1, 2 und 3 der Dienftprag- 
matik für ſtädtiſche Beamte und Diener zu liefern, worin insbe— 
ſondere ein Lebensalter von wenigftens 18 Jahren und nicht 
mehr als 40 Jahren, die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, d. i. 
die Angehörigkeit zu einem der im Reichsrathe vertretenen König 
reiche und Länder, ein ehrenhafter Lebenswandel und das Nicht— 
vorhandenſein eines beſtimmten Verwandtſchaftsgrades normiert 
erſcheint. | 

Weiters haben dieſelben eine mehrjährige forſtliche Praxis, 
dann die mit Erfolg geſchehene Ablegung der niederen Staats⸗ 
prüfung für den Forſtſchutz⸗ und forſttechniſchen Hilfsdienſt und 
endlich eine geſunde, kräftige Körperconſtitution nachzuweiſen. 

Die mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehenen Geſuche um 
dieſe Forſtwartſtelle ſind längſtens bis 25. Februar 1892 
im Einreichungsprotokolle des Magiſtrates zu überreichen. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht gehörig belegte Geſuche 
kann keine Rückſicht genommen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt zu 


M.⸗Z. 9322. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Lieferung von 
a) 630.000 Stück 7/7“ igen Vilshofner oder Schärdinger 
Würfelſteinen, 

b) 18.000 Stück 7“igen Vilshofner 
Zwickelſteinen, | 
c) 640.000 Stück 7/7"igen Mauthauſener Würfelſteinen, 

d) 9.200 Stück 7"igen Mauthauſener Zwickelſteinen, 
e) 187.000 Stück 5/7/9““igen doppelt geritzten Mauthauſener 
Steinen, 


oder Schärdinger 
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f). 75.000 Stück. 5/7 / wigen Vilshofnerx. Rechteckſteinen, 

g) 3.000 Currentmeter geraden Randſteinen 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshäupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
am 29. Februar d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im neuen Rathhauſe (4. Stiege, 
werden. ; | ine 
Unternehmungsluſtige können die Lieferungs⸗Vorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der Original— 
Vorſchrift genan in Übereinſtimmung zu bringen, beziehungsweife 
zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes Exemplares beigedruckte 
Erklärung entſprechend auszufüllen und mit einer 50 kr.⸗Stempel⸗ 
marke verſehen als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder 
aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa erfolgten 
Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den: 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 13. Jänner 1892. 3—3 


M.-3. 8700 
VII. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Verpachtung der, der Gemeinde Wien als Rechts— 
nachfolgerin der Gemeinde Hütteldorf gehörigen Kalt- und 
Warm⸗Badeauſtalt im XIII. Bezirke Hütteldorf auf die Dauer 
von ſechs unmittelbar anfeinanderfolgenden Jahren vom 1. Mai 
1892 an, daher für die Zeit vom 1. Mai 1892 bis 30. April 1898, 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am Mittwoch den 24. Februar d. J., präciſe um 10 Uhr vor⸗ 
mittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Stadler, im 
neuen Rathhanſe (Mezzanin) eine öffentliche ſchriftliche Offert⸗ 


verhandlung abgehalten werden. 


Unternehmungsluſtige können die Bedingniſſe im Stadtbau⸗ 
amte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 
Dem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen zu verſehenden 
Offert iſt als Vadium ein Betrag von 10% des offerierten 
jährlichen Pachtzinſes anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über 
den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der 
Offerthandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. | 

Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
Vadium nicht verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 8. Februar 1892. 3—3 
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Kundmachung 


„Offertausſchreibung. ) 


Wegen Vergebung der Brodlieferung für das ſtädtiſche 


Aſyl⸗ und Werkhaus, X. Bezirk, Simmeringerſtraße 2, wird vom 
Magiſtrate der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Samstag 
den 20. Februar d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Burean des Herrn Magiſtratsrathes Trabauer im neuen 
Rathhauſe (Armen ⸗ Departement) eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Bedingniſſe im Markt— 
Commiſſariate im neuen Rathhauſe, Hochparterre, während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 


Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 


it der Betrag von 300 fl. als Vadinm beizuſchließen, welcher 
für den Erſteher als Caution zu dienen hat. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Nefidenzftadt 
Wien, den 9. Februar 1892. 


©.-3. 30085 
NV. 


Kundmachung. 


(Rebenausfuhr⸗Verbot.) 


Laut Erlaſſes der hochlöblichen k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 


11. Februar 1892, Z. 6616, wurde in der Gemeinde Enzersdorf 
a. d. Fiſcha im politiſchen Bezirke Bruck a. d. Leitha das Auf⸗ 
treten der Reblaus (Phylloxera vastatrix) conſtatiert und infolge 
deſſen in Gemäßheit des Geſetzes vom 3. April 1875, R.-G.-Bl. 


3—3 


| 


Nr. 61, die Ausfuhr von Reben, Pflanzentheilen und anderen 


Gegenſtänden, welche als Träger dieſes Inſectes bekannt ſind, aus 


| 


dem ganzen Gebiete der genannten Gemeinde ſtrengſtens verboten. 
Dies wird mit dem Beifügen zur allgemeinen Kenntnis gebracht, 
daſs insbeſondere vor dem Bezuge von Reben und Rebenbeſtand— 
theilen aus den verſeuchten Gegenden auf das eindringlichſte 
gewarnt werden mußs. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 13. Februar 1892. 


2—3 


3. 40. 


Kundmachung. 


(Licitation.) 


Zufolge Beſcheides des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den. 


XIV. und XV. Bezirk vom 15. b. M., 5. 12175 wird die öffent⸗ 


liche Verſteigerung der in der Pfandleihanſtalt der Gemeinde 


3.434724 


| 


Wien wird hiemit bekannt gemacht, dass der am 7. 
in Wien verſtorbene engliſche Staatsangehörige Herr David 


545 


Sechshaus im Monate Juni 1891 verpfändeten und nicht aus⸗ 
gelösten Pretioſen von Pfand⸗Nr. 12.565 bis incl. Pfand⸗ 
Nr. 15.468, und Effecten von Pfand⸗Nr. 30.860 bis incl. Pfand⸗ 
Nr. 36.514 amd. Mürz 1892, um 9 Uhr vormittags, im Pfand⸗ 
leihauſtalts⸗Gebände XIV. Bezirk (Sechshaus), Geueindchaſt! 5, 
gegen gleich bare Bezahlung vorgenommen. 
Im Falle die Pieitatton am oben angegebenen Tage nicht 
beendigt werden könnte, wird ſie am nächſtfolgenden Werktage 
fortgeſetzt. 

Pfandleihanſtalt der Gemeinde Sechshaus, 

am 16. Februar 1892. 


Kundmachung. 


(Stndienſtiftung.) 


Im Studienjahre 1891/92 gelangen vier Moriz Goldberger'ſche 
Stipendien im Betrage von je fünfzig (50) Gulden ö. W. und zwar: 

a) für einen mittelloſen Candidaten der mediciniſchen Doctors⸗ 
würde als Beitrag zu den Taxen der Promotion; 

p) in gleicher Weiſe für einen Candidaten der juridiſchen 
Doctorswürde; 

c) in gleicher Weiſe für einen Candidaten der philoſophiſchen 
Doctorswürde und 

d) für einen Maler als Beitrag zu einer Reiſe nach Italien 


zur Verleihung. 


Die Bewerber um dieſe Stipendien haben ihre mit dem 
Tauf⸗ oder Geburts- ſowie dem Impfſcheine, dem Armuts- oder 


Mittelloſigkeitszeugniſſe, dem Sittenzeugniſſe und den Nachweiſen 
über die Ablegung der für die einzelnen Facultäten vorgeſchriebenen 
Rigoroſen, reſpective mit den im vorſtehenden sub d geforderten 


Nachweiſen insbeſondere über die Inſcription an einer öffentlichen 
Malerſchule belegten Geſuche bis läugſteus 20. März 1892 bei 
dem Wiener Magiſtrate zu überreichen. 
Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe verſehenen Geſuche 
ſind ſtempelfrei. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 10. Februar 1892. 2—3 


5945 
XI. 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und e 
Juni 1890 


Boscowitz zur Erinnerung an ſeine ſelige Nichte Bertha Gold 
eine Stiftung mit dem Betrage von 10.000 fl. gegründet, die den 
Namen „Bertha Gold-Stiftung” zu führen hat. 

Die Zinſen dieſer Stiftung ſind in halbjährigen Raten au 
zwei nach Wien zuſtändige, unbeſcholtene, über 40 Jahre alte, 
arme Mädchen zu vertheilen. 

Bewerberinnen um dieſe Stiftungsplätze (Stipendien) haben 
ihre Geſuche mit den Nachweiſen über ihr Alter, ihre Heimats— 
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berechtigung in Wien, ihre Unbeſcholtenheit und ihre Armut zu 


| 


10. Beantwortung der Juterpellation des Gem.-Rathes Kaſpar, 
betreffend den Ausbau der eee Weinhaus⸗ Pötzleins⸗ 


——ů—ůj— ———— P ——————— —-— 2 — ͤ — Q NINE INS 


Papier aus der k. k. priv. Pittener Papierfabrik. — J. B. Wallishauſſer's k. u. k. Hof⸗Buchdruckerei, Wien. 
Juſeraten⸗Annahme bei Otto Maaß (Haaſenſtein & Vogler) Wien, I., Wallfiſchgaſſe 10. 


belegen. ))öõõ ᷣ d ee ee 320 
Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche find längſtens bis 1 EEE r 8 N 
5 uſchrift des ezir Sausſchuſſes avoriten, etreffend die Ver⸗ 
22. März 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates zögerung der Inangriffnahme der Wiener 2 Verkehrsanlagen 320 
zu überreichen. 12. Zuſchrift des Bez zirksausſchnſſes Rudolfsheim, dasſelbe 
Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche wird „ 6i5, = 
feine Rückſicht genommen werden. 0 13. Gem.⸗Rath Schlögl, betreffend Einführung der Gasbeleuchtung 
N; N im Gumpendorfer Schlachthauſe 0 0. 320 
Wien, am 11. Februar 1892. 1—3 14. Gem.⸗Rath Steiner, betreffend die überwachung der Bericht⸗ 
Bere „ erſtattung über Verhandlungen im Gemeinderathe ſeitens der 
3. 15405 | e e Er 321 
XI 15. Derſelbe, betreffend die Auszahlung der Remunerationen an die 
N an Religionslehrer der ſtädt. Schulen. 32¹ 
undma un | 16. Gem.⸗Rath Wimberger, betreffend die Aufhebung der Con⸗ 
J. tumaz in Biala für galiziſche Schweini 321 
; 17. Gem.-Rath Frauenberger, betreffend die Wahl der Mitglieder 
(Armenſtiftung.) der Epherbſeher⸗ Contingentierungs⸗Commiſſionen 321 
ER Bu . 7 1 18. Gem.⸗Rath Scheidl, betreffend die Überfüllung der Viehſtände 
Von dem Magiſtrate der k. . Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt = 1 1 | in, h f . N 9322 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, daſs am 27. Juni l. J. die 19. Gem. ae Jedliska, 1 die ee et An 
HE er _ 57 . ; reinigung der Tramway⸗-Geſellſchaften mit chemiſchen Mitteln 2: 
Zinſen | der Mantner⸗Markhof ſchen Stiftung im Betrage von 20. Gem.⸗Rath Djörup, betreffend die Beſchleunigung der Inan⸗ 
307 fl. ö. W. an einen Gewerbetreibenden zur Vertheilung gelangen griffnahme der für die Jahre 1892 und 1893 in Ausſicht ge⸗ 
i nommenen Commumnalarbeiten . 2 2 2 nn nr. 322 
werden. M | 
2 N . nträge: 
Anſpruch auf den Genus dieſer Stiftung haben Gewerbe⸗ 21. Gem.- f Seiler, betreffend die Subventionierung der Wiener 
; at 0 . in⸗ Freiwilligen Rettungs⸗ Geſellſchaft q t . 323 
treibende, welche ſchuldlos verarmt find, insbeſondere, welche in— e ee ee e e e e ee 
Folge länger andauernder Krankheit zur Wiederherſtellung ihrer benützungs⸗Beitrages ſeitens der Tramway-Geſellſchaſt .... 323 
Arbeitskraft einer entſprechenden Cur bedürftig ſind, zuletzt in 23. 1 Gesel aft 1 1 die Suhventinniekung der ne 
Wien ihr Gewerbe ausgeübt haben, hier domicilieren und eine 24. Gem.⸗Rath Schlögl, betreffend die Beſchleunigung der Durch⸗ 
zahlreiche Familie beſitzen. | !! der gleichnamigen Straßen und 695 
Die jährliche Verleihung ſteht dem Stadtrathe der Stadt 25. Gem.⸗Rath Stiaßny, betreffend die Beſchleunigung der Ver— 
MN: 7 Kal Yo! ; ee Ai gebung 5 pro 1892 präliminierten Bauarbeiten 323 
Wien zu. Eine wiederholte Verleihung an anal Fa iſt zuläſſig 26. Gem.⸗Rath Nückauf, betreffend die Errichtung einer freien 
Bewerber um dieſe Stiftung haben ihren Geſuchen den Tauf⸗, 7 N 10 9929 115 . nor ER 324 
ae Seat „„ ER em.⸗Rath Ziegelwanger, betreffend die Einführen er 
reſpective Geburtsſchein, den Trauungsſchein, den Gewerbeſchein | Gasbeleuchtung in O Ober⸗S St. Veit und Lainz 1 . . . 324 
und Steuerbogen, den Heimatsſchein, die Tauf⸗, reſpective Geburts— 28. Gem.⸗Rath Koch, betreffend die Einführung der Gasbeleuchtung 
N ich ein legales Armutszeugnis, i ( in Kaifer-Ehersdorf . 2 200. 324 
zettel der Kinder, endlich ein legales Armu Szeugni „in we chem 29. Gem.⸗Rath Hörmaun, betreffend die Herſtellung eines Linien⸗ 
das Moment, dafs ſie ſchuldlos verarmt ſeien, beſtätigt erſcheint, 30 us ebene in bet ah der licher 9 III. Bezirke 921 
„ N . ; ; a er Derſelbe, betreffend die Errichtung ämtlicher Brückenwagen 2 
eventuell ein ärztliches Zenguis, in welchem insbeſondere auch 31. Gem.-Rath Winter, betreffend die Regulierung der Wimberger— 
die Dauer der Krankheit angegeben und die Nochwendigleit eines en aßen • 15 324 
: NG erſe } 
Curgebrauches zur Wiederherſtellung der Geſundheit, rückſichtlich Bezirke . e a ee a re 
Arbeitskraft ausgeſprochen it, beizulegen. Referate: | 
Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 33. . betreffend die Banlinienbeſtimmung für die = 
10. April 1892 im Einreichungs-Protokolle des Wiener Magiſtrates 34. Derſelbe, betreffend die Baul lnienbeſimmung für das Haus 
u überreichen Rochusgaſſe 12 iin III Sie ae 327 
5 N 3 n we R 35. Gem.⸗Rath R. v. Neumann, betreffend die Parcellierung eines 
Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche in Ober⸗ na an der Hauptſtraße nächſt der Kirche 
„N keine Pucki g gelegenen GrundſtückeS»sze 327 
wird keine Rückſicht genommen werden. 36. Wahl von 6 Mitgliedern in das Schiedsgericht für das 
Wien, am 9. Februar 1892. 2—3 f / ee de wen 338 
— Stadtrath: 
5 Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 17. Februar 1892 338 
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